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Die Zenturienordnung als Quelle zur ältesten römischen 
Sozial^ und Verfassungsgeschichte. 

Von 

Paul Wittek. 

Die nachfolgende Untersuchung 1 ) geht von der Überzeugung 
ans, daß zur Erforschung der ältesten römischen Geschichte vor 
allem und fast ausschließlich die Rückschlüsse in Betracht kommen, 
die Institutionen nnd Zustände der historisch hellen Zeit gestalten. 
Eine zeitgenössische historische Aufzeichnung setzt bekanntlich 
in Rom erst um 300 v. Cbr. ein; über diesen Zeitpunkt zurück 
führen nur Beamtenlisten, Tribus- und Kolonial Verzeichnissen, dgl., 
die, wenn sie die Gallierkatastrophe überdauerten, höchstens in 
das Ende des 5. Jahrhunderts hinaufreichen. Also ist 800 der 
Anfang der historisch hellen Zeit. Alles was die Autoren an 
Ereignissen überliefern, die zwischen diesem Zeitpunkt und der 
Gallierkatastrophe (vulg. 390) liegen, ist nur in den hauptsäch¬ 
lichsten Zügen — und auch dann nur mit Vorsicht — aufzu¬ 
nehmen ; Überlieferung noch früherer Ereignisse — es sei denn, 
daß sie ganz besonders vertrauenswürdiger Art sei — wird am 
besten beiseite gelassen. Denn wir wissen heute, wie sich eine 
spätere, die mannigfachsten Tendenzen verfolgende „Geschichts¬ 
schreibung“ dieser überlieferungsarmen Zeiträume bemächtigt hat. 

Die Zenturienordnung gehört zu den am sichersten bekannten 
nnd ältesten Institutionen des römischen Staates. Sie in ihrer 


1) Hier gebotene Knappheit zwingt mich, den breiteren Baum erheischen¬ 
den kritischen Unterbau der Arbeit auf das Allernötigste zu beschränken, 
wie auch der zum Schlüsse unternommene Versuch, die Besultate zu einem 
Gesamtbild der innergeschichtlichen Entwicklung jenes Zeitraumes zusammen¬ 
zufassen, nur als andeutende Skizze anzusehen ist. Von der zahlreichen 
Literatur seien hier, weil im folgenden nirgends angeführt, die verschiedenen 
Arbeiten von K. J. Neumann genannt und deren Besprechung durch 
L. M. Hartmann in dieser Ztschr. X (1912) 146 ff. 

Viertcljiihrtchr. f. BosUl- n. WlrUehifkigeichiohti. XVI. 1 
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ältesten feststellbaren Form za rekonstruieren ist unsere nächste 
Aufgabe; hernach sind ihre späteren Formen zu untersuchen, um 
zum vollen Verständnis ihres Wesens zu gelangen. Die Analyse 
ihrer Struktur, der Formen und Formeln, in denen sie sich 
bewegt, zusammengehaUen mit den glaubwürdigen Tatsachen der 
Überlieferung über das 4. Jahrhundert, vor allem aber eigänzt 
und kontrolliert durch stete Berücksichtigung des engeren italischen 
und weiteren hellenischen Kulturkreises, denen Rom doch angehört, 
soll uns dann zur Erkenntnis der sozialen und politischen Ver¬ 
hältnisse führen, aus denen sie erwachsen ist. 

Die Hauptstellen für die ältere Zenturienordnung sind Livius 
I, 43 und Dionys IV 16 —18, VII 59*); dazu kommen Cicero, 
De rep. II, 22 *) und weiters einige Stellen, aus denen sich die 
Einteilungsgründe der Ordnung ergeben 1 2 3 ), nämlich: census 
(= classis), aetas und ordo, also: Vermögen, Alterund Stand 4 ). 
Die beiden ersten Prinzipien kommen deutlich zum Ausdruck in 
den Klassen und in der Scheidung von Juniores und Seniores. 
Was aber ist es mit dem dritten? 

Cic., De leg. III 3, 7 spricht von ordines equitum peditumque. 
Die uns überlieferte Ordnung weist aber, indem neben den equites 
und pedites noch die Einzelzenturien stehen, deutlich eine Glie¬ 
derung in drei Gruppen auf, die weder vom Zensus 3 * ) noch vom 

1) Vgl. die danach gegebene Darstellung bei Willems, Droit p. r. 7 53 ff. 

2) Mit Recht ist diese Stelle neuerdings wieder — trotz einer darin 
enthaltenen Verwechslung mit Verhältnissen der reformierten Ordnung — 
fttr die ursprüngliche Ordnung in Anspruch genommen worden von De Sanctis : 
„La riforma dell’ ordinamento centuriato“ in Studi Romani II (1914) 1 ff. 

3) Cic., De leg. m, 19: discriptus enim populus censu ordinibus aetatibus. 
pro Flacc. 7,15: qnae populus iuberet centuriatim, discriptis ordinibus dassibus 
aetatibus. Dieses Prinzip der Einteilung wird als ein sehr altes mitgeteilt 
und ist sicher nicht erst von Ciceko formuliert worden, in dessen konstruiertem 
Staat es übrigens auch nicht fehlt (de rep. IV, 2). 

4) Man achte auf die gleichwertige Stellung von ordo neben census und 
aetas; Mommsens (St. R. III 253 Anm. 1) Deutung ordo — centuria ist damit 
unmöglich. 

5) Diesen hat man zwar allgemein als maßgebend für die Zuweisung zur 

Gruppe der Einzelzentnrien angesehen (Willems 59), aber man achte doch 

auf die Quellen, z. B. Liv. I, 43 für die 5. Klasse: hier ist deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß nach des Autors Meinung die 3 Einzelzenturien auch 
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Alter bedingt sind und nur unter dem Gesichtspunkt des ordo 
gebildet sein können, zumal zwei dieser Gruppen ausdrücklich 
von Cicero als ordines bezeichnet werden. Es erhebt sich also 
die Frage, welcher ordo durch die Einzelzenturien repräsentiert 
wurde. Da müssen wir zuerst die sich auf difese letzteren beziehende 
Überlieferung prüfen. 

Livius nennt außer den 18 Reiter- und* 170 Klassenzenturien 

2 Zenturien fabri, die mit der ersten, 

3 Zenturien, nämlich die cornicines, tubicines, accensi, die 
mit der 5. Klasse stimmten, und 

1 Zenturie der proletarii, die einen geringeren Zensus als 
die 5. Klasse hat. 

Eine Gesamtzahl der Zenturien gibt Livius nicht, aber es ergibt 
sich als solche 194. Nach seiner Darstellung sind die Einzel- 
zenturien auf Grund ihres Zensus bei der Abstimmung bestimmten 
Klassen zugewiesen. 

Letzteres geht auch aus Dionys hervor. Dieser nennt 

2 Zenturien fabri, die mit der zweiten. 

2 Zenturien cornicines-liticines, die mit der 4. Klasse 
stimmen, und 

1 Zenturie der proletarii, die einen geringeren Zensus als 
die 5. Klasse hat. 

Als Gesamtzahl nennt er 193 Zenturien; die Rechnung stimmt 
mit seiner Darstellung, aber auf Kosten der accensi, die er ver¬ 
schweigt. 

Auch Cicero gibt 193 als Gesamtzahl an. Aufgezählt werden: 
l Zenturie der fabri tignarii, die mit der 1. Klasse stimmt, und 
ohne weitere Angabe die accensi velati, liticines, cornicines, pro¬ 
letarii. Wenn auch die Stelle hier abbricht, so ist doch nicht 
anzunehmen, daß hinter den proletarii noch die andere der an¬ 
gesehenen centuriae fabrum gestanden habe. Auch stimmt die 
Rechnung: wir erhalten 6 Einzelzenturien und als Gesamtsumme, 
unzweideutig genannt, 193; diesmal freilich auf Kosten der fabri, 
die sich mit einer einzigen Zenturie begnügen müssen. 

dem Zensus nach in die 5. Klasse gehörten. Ausdrücklich unterschieden sind 
jedoch die proletarii. Nach welchem Gesichtspunkt hätte man die Einzel- 
zenturien aus ihnen geschieden und verschiedenen Klassen zugeteilt? 

3 * 
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Ans alledem ergibt sich, daß man zur Zeit Ciceros über diese 
Einzelzenturien nichts Genaues mehr wußte, daß sie also damals 
nicht mehr bestanden haben können, und auch, daß die sie 
betreffende Überlieferung im einzelnen versagte 1 ). Überliefert 
war, von Cicero und Dionys ausdrücklich angegeben, 193 als 
Zenturiensumme, eine Zahl, die sich als ungerade schon an sich 
für eine Stimmördnung empfiehlt Überliefert war ferner, daß es 
5 Einzelzenturien gab, woneben aber 6 Namen solcher Einzel- 
zenturicn kursierten, und schließlich, daß die einzelnen dieser 
Zenturien entsprechend ihrem Zensus mit verschiedenen Klassen 
stimmten. Über die Schwierigkeiten dieser Überlieferung half 
sich jeder in seiner Weise: Livius, indem er die Gesamtzahl 
verschwieg; Dionys, indem er die accensi fortließ; Cicero, indem 
er den fabri nur eine Zenturie gab. 

Auch wir müssen den Widerspruch zu lösen suchen. Von 
den überlieferten 6 Zenturiennamen bilden 5 deutlich eine 
zusammengehörende Gruppe, während die Zenturie der proletarii 
für sich steht. Über letztere sind sich alle Berichte klar: in ihr 
steht, wessen Vermögen geringer ist als der Zensus der 5. Klasse. 
Diese Zenturie ist sicher, seit sie einmal bestand, nie wieder aus 
der nach der Seite der Demokratie hin sich entwickelnden Stimm¬ 
ordnung verschwunden, wie ja auch die Übereinstimmung der 
Überlieferung zeigt, daß sie den Autoren bekannt war. Aber wie, 
wenn sie ursprünglich noch nicht bestanden bat und erst im Laufe 
der Entwicklung als eine demokratische Neuerung geschaffen 
wurde, während umgekehrt ans einer ursprünglichen Ordnung 
von 193 Zenturien (= 18 -f- 170 + 5), in denen nur vertreten 
war, wer mindestens den Maximalzensus besaß, die 5 Einzel¬ 
zenturien ausgeschieden wurden ? Wir haben datür einen Anhalts¬ 
punkt. 

Die weitgehende Übereinstimmung der Darstellungen beiLivius 


1) Aino kann man sie auch nicht mit den in späterer Zeit existierenden 
gleichnamigen Kollegien identifizieren, was für die cornicines liticines schon 
deshalb nicht angeht, weil sic in Born als jung galten und es wohl auch 
waren (sie gehören nicht zu den von Numa gestifteten und sind erst in der 
Kaiserzeit nachweisbar). Bezüglich der fabri vgl. Waltzino, Et hist sur 
les corporations prof. chez Ies B. I, 162. 
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und Dionys läßt auf eine beiden zugrunde liegende Überlieferung 
schließen, welche — wie die mitgeteilten Zensusziffern beweisen 
— letzten Endes auf eine Quelle (wohl tabulae censoriae) aus 
der Zeit 312—241 zurückgeht‘). Das, worüber unsere Autoren 
uneins sind, kann nicht aus dieser Quelle stammen; teils ist es 
nachweisbar Kombination, teils aber geht es auf eine Tradition 
zurück, die in Verhältnissen wurzelt, welche zu der Zeit unserer 
Quelle nicht mehr bestanden haben, für die mithin das Jahr 312 
der höchst wahrscheinliche terminus ante quem ist 8 ). Letzteres 
gilt tür alles das, was wir als Überlieferung über die 5 Zenturien 
und über die Zenturiensumme festgestellt haben. 

Nun ist gerade zum Jahr 312 die Reform des Appius Claudius 
bekannt. Liv. IX 46, 11: urbanis humilibus per omnes tribus 
divisis forum et campum corrupit. Diodor XX 36, 4: iSvxe 
Se -rot: xoXiTat; i^oiwnav 4v orolz ßoüXexai <puXf,TaTTc<Ttlai 

vjx'. tt,v ^ovxrCav ottoi Trpoaipotro Tifir.^acü-ai. Das restringiert 
im Jahre 304 A. Fabius. Liv. IX 46, 11: ne humillimorum in 
manu comitia essent, omnem forensem turbam excretam in 
quattuor tribus coniecit urbanasque eas appellavit. Wer sind 
diese humiles urban i? 

Freigelassene, welche seit 220 zu ähnlichen Manövern gebraucht 
nnd hernach ähnlichen Einschränkungen unterworfen werden wie 
hier, wären anders bezeichnet worden. Besitzlose können es nicht 
sein, weil sie — auf die eine Proletarierzenturie beschränkt — 
in der Zenturienordnung (campus) von keinem Einfluß sein 
konnten. Die Lösung bringt Diodor: jedermann kann sich in 
einer beliebigen Tribus einschreiben lassen. Hatte bis dahin die 
Einteilung der römischen Bürgerschaft in die lokalen Tribus auf 
der örtlichen Lage des Grundbesitzes beruht, so sieht man 312 
vom Bodeneigentum ganz ab. Die Tribuseinteilung wird eine 
rein personale. Damit sind die Städter, soweit sie mangels Grund¬ 
besitzes bis dahin in keiner Tribus gewesen waren, erst Vollbürger 
geworden. Die Nichtansässigen 1 2 3 ) sind es also, welchen diese 

1) Willems, 66. 

2) Denn es ist anzunehmen, daß die auf die „Quelle" zurückgehende 
Form der Ordnung für die ganze Periode 312—241 Geltung hatte. 

3) St R. II», 402 f. 
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Maßregeln gelten und wir stoßen hier auf eine soziale Scheidung, 
die im ganzen hellenischen Kulturkreise nachweisbar ist. 

Vollbürger ist nach ursprünglicher griechischer Auffassung nur 
der Besitzer von Grund und Boden. Der in einem Staate sich 
niederlassende Fremdling kann kein Bodeneigentum erwerben, er 
wird nach einer Reihe von Jahren Metöke, aber nicht Vollbürger. 
Diese Metöken sind frei und nehmen an den Lasten der Bürger 
Anteil, am Kriegsdienst bisweilen und beschränkt, an der Steuer 
meist besonderen. Dem Staate gegenüber sind sie rechtlos; denn 
während jeder Vollbürger durch seine legitime Herkunft von 
einem Vollbürger mit der staatlichen Gemeinschaft und den 
Göttern des Staates verbunden ist, in dem Familienoberbaupte 
seinen natürlichen Schutzherren hat, an dessen Stelle er in natür¬ 
licher Erbfolge tritt, entbehrt der Metöke diesen natürlichen 
Schutzherrn und den natürlichen Anspruch, in die Gemeinde auf¬ 
genommen zu werden und er bedarf eines selbstgewählten Voll¬ 
bürgers als rpooTarr,;, der ihn dem Staate gegenüber vertritt. 
Auch der freigelassene Sklave wird Metöke dessen rpo^ramr,?, 
der Freilasser wird. Nur Gemeindebeschluß kann den Metöken 
zum Vollbürger machen, d. h. seinen Eintritt in eine Phyle, einen 
Demos, eine Phratrie gestatten (roXiToypx^ta). 

Nur in Rom ist, wer frei ist und keinem anderen Staate an- 
gebört, Vollbürger. So in der historisch hellen Zeit. Das gilt 
auch für den Freigelassenen, dessen ganz geringe rechtliche 
Beschränkungen schon bei seinen Kindern erloschen sind. Aber 
in der staatsrechtlich bedeutungslos gewordenen Klientel hat sich 
ein Merkmal erhalten, daß es einmal in Rom anders gehalten 
wurde. Kein schlimmerer Irrtum war möglich als die Identi¬ 
fizierung der Klientel mit der Bauernschaft, der Plebs. Dagegen 
spricht schon, daß einen Hauptbestandteil des Klientenstandes 
die Freigelassenen und deren Nachkommen ausmachten, daß wir 
ferner auch plebejischen Patroni begegnen (Sempronii, Herennii). 
Zu den Pflichten des Klienten gehörte es, zur Ausstattung der 
Tochter des Patrones, zu dessen Freikauf aus der Gefangen¬ 
schaft, zu dessen Aufwendungen als Funktionär des Staates bei¬ 
zutragen; die Klienten hatten also Mittel, vor allem hatten sie 
Geld, was gewiß nicht auf untertane Bauern, wohl «aber sehr 



Zenturienordoung zur römischen Sozial- und Yerfassnngsgeschichte. 7 

gut auf Metöken paßt, mit denen sie das Angewiesensein auf 
einen Patronus = ^poera-m; ‘) gemeinsam haben, wie auch 
beiden die Freilassung eine Hauptquelle ihres Standes ist. Letz¬ 
terem Umstande verdanken es wohl die römischen Metöken, daß 
sie Linus, gewiß aus einer parteipolitisch gefärbten Quelle 
schöpfend, humiles urbani nennt. 

Die offizielle Bezeichnung aber dieser „Nichtansässigen“ mag 
proletarii gewesen sein, ein Wort das immer als Gegensatz zu 
„Ansässiger“ = adsiduus erscheint. So angeblich in den zwölf 
Tafeln (Geluus XVI, 10): adsiduo vindex adsiduus esto; pro- 
letario iam civi cui quis volet vindex esto und in einer scherz¬ 
haften Anspielung auf staatsrechtliche Gegensätze Gellius XIX 
8, 15: classicus adsiduusque aliquis scriptor non proletarius *). 
Möglich, daß an beiden Stellen das Wort schon den Bedeutungs¬ 
wandel mitgemacht hat, den wir noch motivieren werden und 
den Börger bezeichnet, dessen Vermögen hinter dem Zensus der 
5. Klasse zurückbleibt. Aber der auch noch an anderen Stellen 
erscheinende konstante Gegensatz zu adsiduus weist auf die 
ursprüngliche Anwendung. Da sich für proletarius als Wort¬ 
bedeutung „Bürger, der Kinder hat“ ergibt 1 2 3 ), so hätte der Stand 
der Nichtansässigen damit eine ganz passende Bezeichnung 
gefunden; denn seinen Angehörigen, denen die feierliche Voll¬ 
jährigkeitserklärung des Bürgers abging, ist Nachwuchs dem 
Staate gegenüber eine geeignete Legitimierung als Erwachsener 4 ). 

Steuertechnisch stehen die Nichtgrundbesitzer als aerarii den 
tribules gegenüber 5 &) ), welche innerhalb der Tribus, in welcher 
ihr Grundstück liegt (die also ein Grundsteuerbezirk ist) ihre 
Abgaben leisten. Die Leistungen der ersteren können nur in 
Geld oder Geldsurrogat bestanden haben: aerarius und aes sind 

1) 7tpo3idT?]c ist in gr. Texten geradezu der terminus für den römischen 
patronus. 

2) Daß classicus in diesem Zusammenhänge mit adsiduus steht, wird 
noch verständlich werden; ich werde zeigen, daß die Bürger der clasaea 
ursprünglich die „Ansässigen“ sind. 

3) Rosenberg, Zenturienverf. 43. 

4) Worauf mich ein Hinweis des Herrn Privatdozenten Dr. Ei>m. Groag 

geführt hat. 

&) Kubitsohek, R. E. s. v. aerarius. 
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auch sprachlich nicht za trennen. Doch ist aerarius nur eine 
steuertechnische und keine staatsrechtliche Kategorie, die freilich 
mit bestimmten staatsrechtlichen Scheidungen in unlöslichem 
Zusammenhang stand. In den Ausdrücken: in Caeritum tabulas 
referre et aerarium facere und tribu movere et aerarium facere 
ist der zweite, die Steuerqualität betreffende Akt offenbar beide¬ 
mal eine notwendige Begleiterscheinung des ersten, die staats¬ 
rechtliche Stellung betreffenden Aktes. Wir können sagen, daß 
alle proletarii (= Metöken) aerarii waren, aber nicht umge¬ 
kehrt. 

Wir haben also einen dritten ordo in Rom feststellen können, 
einen ordo der „Nichtansässigen“, der den Metöken der griechi¬ 
schen Staaten entspricht. Dieser ordo, als dessen staatsrechtlich 
bedeutungsloses Überbleibsel nur das Klienteninstitut verblieb, 
wurde 312 abgeschafft. Die 5 Einzelzenturien, die, wie wir sahen, 
einen ordo repräsentieren müssen und die vor 312, nach diesem 
Datum aber höchstwahrscheinlich nicht mehr bestanden haben, 
sind offensichtlich die Repräsentanz dieses ordo der proletarii. 
Daß dessen Vertretung eine so geringe war, darf uns nicht 
wundern; die griechischen Metöken hatten überhaupt keiü 
Stimmrecht und nur aus Gründen, die wir noch zeigen werden, 
hat es Rom konzediert. Wir sehen jetzt auch, daß diese 
Einzelzenturien gewiß nach dem Zensus gebildet wurden und 
verstehen, daß es deren fünf geben mußte, nämlich je eine 
Metökenzenturie zu jeder Klasse. Auf diese naheliegende Er¬ 
klärung konnten die kombinationsfreudigen Autoren freilich nicht 
kommen, weil sie das ganze Wesen dieser Zenturien nicht mehr 
verstanden. 

Die Wirkung der Reform von 312 läßt erkennen, wie stark 
sich der Einfluß der in die Klassenzenturien eingereihten Neu¬ 
bürger bemerkbar gemacht haben muß. Selbst in der 1. Klasse 
gab es ihrer nicht wenige, da Appius Claudius gewesene Metöken 
sogar in den Senat aufnehmen konnte. Liv. IX 46: senatum 
primus libertinorum filiis lectis inquinaverat (vgl. Diodor XX 36). 
Diese libertinorum filii waren ebenso wie die bei Diodor genannten 
vr.elsC&cpoi bis 312 Metöken gewesen; natürlich sind 312 auch 
andere Bürger in den Senat gelangt, nur werden die Freige- 
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ia8senen besonders erwähnt, weil sie das Äußerste der ganzen 
Reform bedeuten'). 

Dank dieser waren forum und campus von den Neubürgern 
beherrscht, welche in allen Tribus, in allen Klassen vertreten 
waren und, weil in der Stadt wohnend, bei allen Versammlungen, 
im Gegensätze zu den Landbauern, vollzählig erschienen. Gegen 
diesen Zustand erhob sich bald die stärkste Opposition, doch 
waren die alten Verhältnisse nicht wieder herzustellen. Q. Fabius 
wendete (304) ein anderes Mittel an: er beschränkte die Neu¬ 
bürger auf die ad hoc geschaffenen 4 Stadttribus. Doch sind 
die Bürger der Stadttribus denen der Landtribus rechtlich ganz 
gleichgestellt. Die Formel tribu movere et- aerarium facere hat 
an Schärfe verloren; ehedem die Ausschließung ans allen Tribus, 
bedeutet sie nunmehr bloß die Versetzung in eine Stadttribus. 

Wir sehen daraus, daß die Stadttribus als Fortsetzung eines 
rechtlich und wirtschaftlich besonderen Standes empfunden wurden, 
nach dessen Abschaffung sie ja auch erst eingerichtet worden sind 
(nämlich 304, wie aus Liv. IX 46 deutlich hervorgeht) 2 ). Wirk¬ 
lich war die rechtliche Gleichstellung städtischer und ländlicher 
Bezirke erst möglich nach der Aufgabe des bis 312 gelteuden 
Prinzips, daß für die Zugehörigkeit zu einer Tribus das Boden¬ 
eigentum entscheidend sei; denn städtischer Boden und Acker¬ 
land sind etwas ganz verschiedenes. Da die Stadttribus so 
ziemlich die jüngsten sind und zunächst nur wenig angesehene 
- Bevölkerungselemente umfaßten, stehen sie den anderen an An¬ 
sehen nach 8 ). 

Die Zugehörigkeit zu einer Tribus war bis 312 an Boden¬ 
eigentum gebunden, ganz unabhängig aber von dessen Umfang; 
da man nunmehr vom Bodeneigentume absah, so wurden nicht 
nur die besitzenden „Metöken“, sondern auch die gänzlich besitz- 

1) Die Reform des Claudius war keine demokratische im Sinne der 
plebs, die Neubttrger vermehrten nur die Macht ihrer patroni. — Zu beachten 
ist, daß der römische Staat hier auf dem Wege zur entwickelten Geldwirt- 
scbaft erscheint, wie sie in Griechenstädten schon lange herrschte. 

2) Vgl. De Sanctis, Storia II, 230. 

3) St. R. III, 293 Anm. 5. Vgl. Cicero, De lege agr. n, 29, 79. Der 
ordo tribnum war nicht chronologisch angeordnet, also widerspricht es nicht 
unserer Behauptung, wenn die Stadttribus ihn eröffneten (St. R. III, 174). 
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losen za Vollbürgern, die in der Tribusversammlung ihre poli¬ 
tischen Rechte aasübten. Diesem entsprechend mußte ihnen auch 
in der ZentnrienVersammlung eine Vertretung gegeben werden. 
Die Schaffung der in der Folgezeit bestehenden Proletarierzenturie 
paßt sehr wohl in das Jahr 312; jedenfalls hat sie schon in der 
„Quelle“ figuriert, da sie einstimmig in der auf Servius zurück-^ 
geführten Form der Verfassung angeführt wird. Daß in ihr die 
besitzlosen Neubürger (Ex-Metöken) standen, erleichterte, daß der 
Name des aufgehobenen ordo auf sie übertragen wurde, wie si& 
überhaupt die Stellung des alten ordo in der Zenturienversamm- 
lung erbte: sie wurde niemals als das, was sie eigentlich war, 
nämlich als 6. Zensusklasse aufgefaßt, sondern nahm gegenüber 
den Klassen eine Sonderstellung ein, die jener der centuriae 
equitum entspricht. 

Weder Zahl noch Qualität des römischen Metökenstandes 
dürfen wir gering einschätzen. Dank seiner besonderen poli¬ 
tischen und kommerziellen 1 2 3 * ) Stellung lockte Rom die Unter¬ 
nehmungslustigen der Griechenstädte im Umkreis an, wozu noch 
die Italiker*), vielleicht auch Phöniker kamen. Die großen 
Kaufherren dieser Zeit sind freilich kaum aus diesem Stande; 
das waren die Adeligen, die Besitzer der auf solcher Kultur¬ 
stufe dazu notwendigen politischen Macht. Doch dürfen wir uns 
unter den Metöken eine wohlhabende Kaufmannschaft und fleißige, 
gut situierte Handwerker in beträchtlicher Anzahl vertreten denken. 
Andererseits jedoch strömten durch die Freilassungen (so schaffte 
man sich die Altersversorgung vom Leib) dem Stande dauernd 
sehr kümmerliche Existenzen v zu. 

Ab 312 gibt es nur mehr die 2 von Cicero genannten ordines 
equitum peditumque. 

Ich wende mich zu den 18 Reiterzenturieu, deren Mitglieder 
die 1800 Inhaber des Staatsrosses sind 8 ); in diesen 18 Zentnrien 
stehen, wie noch gezeigt werden wird, 12 Juniorenzenturien den 
6 suffragia genannten Seniorenzenturien gegenüber. 

1) Vgl. M. Weber, Handw. f. Staatsw. I* 151. 

2) War der vicus Tuscuß nicht ein Etruskerquartier? 

3) Vgl. zum folgenden Soltau: Beiter, Ritter und Ritterstand in Rom. 

Zeitschr. f. d. ößt. Gymn. LXIT (1911). 
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Solange das römische Heer ans 4 Legionen bestand, konnte 
die Legionsreiterei von den Inhabern des Staatspferdes bestritten 
werden (4 x 300 Reiter = 1200 Reiter). Mit dem Anwachsen 
des Heeres genügte aber diese ständige Reitertrnppe nicht mehr 
man stellte neben sie die eqnites equo privato. Von der Ver¬ 
mehrung der eqno pnblico dienenden Reiter hat man abgesehen; 
sie waren auf einen bestimmten Stand beschränkt, der eine 
größere Inanspruchnahme offenbar nicht vertrug und welcher 
seine Privilegien mit anderen nicht teilen wollte. Auch dieses 
equo privato Dienen war ein Privileg, das entweder von Anfang 
an oder im Laufe der Zeit an einen gewissen Zensus geknüpft 
worden ist und daraus ist der ordo equester entstanden. „Die 
Mitglieder der centuriae equitum und diejenigen des ordo equester 
haben zwar gemeinsam im Heere, in denselben Türmen ihre 
Militärpflicht erfüllt. Dennoch ist der Unterschied von Staats¬ 
rittern und von Reitern aus dem Ritterstande nicht einmal in 
militärischer Hinsicht verwischt und überall klar erhalten geblieben. 
Selbst als Augustus den zweiten Stand zu den Stabsoffiziersstellen 
bedeutend stärker heranzog und ihm im Heere wie im kaiserlichen 
Zivildienste mancherlei Stellungen einräumte, wurden die Unter¬ 
schiede zwischen den Mitgliedern beider Stände im Offiziers¬ 
avancement festgehalten“ , ). Scharf tritt der Unterschied beson¬ 
ders in der weiteren Zivilcarriere hervor. Die Inhaber des Staats¬ 
rosses waren senatorischen Standes, auch iu den äußeren Ab¬ 
zeichen und Ehrenrechten streng abgesondert von dem neben 
ihnen aufkommenden Ritterstand. 

Damit ergibt sich für die Reiterzenturien, daß sie ein homo¬ 
genes Korps gewesen sind, das einen ordo repräsentierte. War 
dieser ordo in historisch heller Zeit der Senatorenstand *), so war 
es in weiter zurückliegender Periode der Patriziat. Hier treffen 
unsere Rückschlüsse zusammen mit der Tradition (Liv. I 48, 8, 
Dionys IV, 18, 1). Es ist anzunehmen, daß der Adel (später 
der Senatorenstand) sich nur in diesen exklusiven Zenturien an 
Abstimmungen beteiligte, also gar nicht in andere Zenturien ein¬ 
gereiht war. Seitdem diese Zenturien der Reiter aufhörten 


1) 1. c. 481 ff. 

2) C ic., De rep. IV 2: equitatus in quo suffragia sunt senatus. 
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die gesamte Legionsreiterei darzustellen, wird das einmal ver¬ 
liehene Staatspferd in der Regel behalten worden sein nnd, 
znmal im Bürgerkrieg, mag es vorgekommen sein, daß die Zen- 
turien nicht vollzählig waren. Immer aber waren sie einem be¬ 
stimmten ordo Vorbehalten, den sie in der Zenturienordnnng 
vertraten. 

Es bleibt die größte der drei Gruppen, die der classes, zn 
besprechen; ich werde noch zu zeigen haben, daß in ihr ursprüng¬ 
lich die Bauernschaft der Landtribus, die Plebs, gestanden hat. 
Nach 312 umfaßt sie die gesamte nicht-senatorische Bürgerschaft, 
deren Vermögen nicht unter dem Minimalzensus bleibt. 

Über die Reihenfolge der Abstimmung sagt Liv. I 43 ganz 
klar: equites vocabantur primi; octoginta inde primae classis 
centuriae vocabantur. Abgestimmt wird, bis die Majorität erreicht 
ist, was meist schon nach dem Votum der Reiter und 1. Klasse 
der Fall ist. 

Nach alledem ergibt sich als Schema der ältesten uns auf¬ 
findbaren Form der Zenturienordnung, nämlich der vor 312 

gültigen, dieses: 

I. Kl. II. Kl. III. Kl. IV. Kl. V. Kl. 

Jun. Sen. Jan. Sen. Jun. Sen. Jun. Sen. Jun. Sen. 

Adel 12 + 6 — — — — =18 Zent. 

Bauern 40 + 40 + 10 + 10 + 10+10 + 10+10 + 15 + 15 = 170 „ 

Metöken 1 +_1 + 1+1 + 1 = 5 w 

99 + 21 + 21 + 21 + 81 = 193 Zent. 

312 verschwinden die Metökenzenturien, an ihre Stelle tritt 
die centuria proletariorum; damit zählt die Ordnung 189 Zenturien. 

Eine noch gründlichere Umgestaltung erfuhr die Ordnung 241 ’). 
Beibehalten ist die Einteilung nach Vermögen, Alter und Stand *), 
aber bedeutend verändert ist die Zenturienanzahl der einzelnen 
Klassen 1 2 3 ): 


1) Zum Datum noch unten. Vgl. St. R. III 270, Anm. 2. 

2) Das zeigen, allgemein gehalten, Cic., De rep. IV 2, Pro Flacc. 7,15, 
De leg. 8, 7 und, sich auf die ref. Ordnung beziehend, De har. resp. 6, 11. 

3) s. De Sanctis, La riforma dell’ ordinamento centuriato, in Studi 
Romani EL (1914). Meine Weglassung der 5 Zenturien ist durch die vor¬ 
angehenden Ausführungen begründet. 
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I. Kl. II. Kl. m. Kl. IV. Kl. V. Kl. 

Jun. Sen. Jan. Sen. Jun. Sen. Jun. Sen. Jun. Sen. 

Senatorier 1 2 3 ) 12-{-6 — — — — 

übrige Bür -1 35 + 35 + 35+ 85 + 35 -f 35 + 35 + 35 + 36 + 35 

gerschaft I — _—_ — —_ — 1 

88 + 70 + 70 + 70 ~ + 70 + 1 =369 Z. 

Zar Erzielung der Majorität (= 185 Stimmen) braucht man 
in dieser Stimmordnung jetzt bei völliger Einigkeit der zuerst 
abstimmenden Zenturien sogar noch Stimmen der 3. Klasse; man 
kann wirklich von ihr mit Dionys (IV 21, 3) sagen: fAsraße- 
ßtaixev eis to 8nyj*nxwrcepov. Die Abstimmung ist dahin modifiziert,, 
daß eine aus den Juniorenzenturen *) der 1. Klasse ausgeloste 
„praerogativa“ als erste stimmte. 

Von den Reiterzenturien wissen wir, daß die 12 mit der 
I. Klasse gemeinsam (Liv. XLIII 16, 14), die sex suffragia erst 
nach ihr stimmten (Cic., Phil. II 33, 82). Es ist aber nicht 
anzunehmen, daß die 12 Zenturien, die Abstimmung der 1. Klasse¬ 
unterbrechend, gleich nach der praerogativa an die Reihe kamen 
und ebensowenig können sie am Ende der ganzen 1. Klasse 
gestimmt haben, weil sie dann nicht so scharf getrennt von den 
sex suffragia erscheinen würden. Es bleibt demnach für sie nur 
zwischen den juniores und seniores Platz. Durch diese ihre 
Stellung erweisen sie sich als juniores der equites, die sex 
suffragia als deren seniores 8 ). 

Das wesentliche Merkmal der neuen Ordnung ist neben der 
Verschiebung der Majorität die Verknüpfung von Tribus- und 
Klassengliederung. In einer Zeit, da der Schwerpunkt des poli¬ 
tischen Lebens bereits auf die concilia plebis überging, da alle- 
Agitation sich innerhalb der Tribus abspielte 4 ), ist das Bestreben, 
diesen politischen Individualitäten auch in der Zenturienordnung 
Rechnung zu tragen, wohl verständlich. Nunmehr, da jede der 
35 Tribus in jeder Klasse mit je einer Junioren- und einer 


1) Die ich in der 1. Klasse zähle, weil sie darin stimmten. Die Zensus- 
frage soll damit nicht berührt sein. 

2) Wenigsten sind nns nur solche als praerogativae überliefert. 

3) Soltan 1. c. 496. 

4) Bes tribuaria heißt der Prozeß wegen Wahlumtriebe. 
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Seniorenzenturie vertreten war, hätte die Errichtnng neuer Tribus 
«ine Umgestaltung der Zenturienordnung bedingt, wohl auch ein 
Grund, weshalb man davon jetzt abstand. Bis dahin war die 
Tribnszahl bei gleich bleibender Zenturienordnung konstant 
gewachsen; trotzdem muß aber ein gewisser Zusammenhang von 
jeher zwischen ihnen bestanden haben. 

S04 beschränkt Q. Fabius den Einfluß der Ex-Metöken in 
den Volksversammlungen, indem er für sie besondere Tribus 
schafft. Wie anders hätte diese Maßnahme in der Zenturien¬ 
ordnung (und auf diese kam es damals doch noch hauptsächlich 
un) von Wirkung sein können, wenn nicht mit dir Beschränkung 
auf gewisse Tribus auch eine Beschränkung auf gewisse Zen- 
turien verbunden war. Nie ist ferner der mit der Zenturien¬ 
ordnung so enge zusammenhängende Zensus anders als tribus- 
weise vorgenommen worden. Auch konnte die Bestimmung, in 
welcher Zenturie seiner Klasse ein Bürger zu stimmen hatte, 
kaum der willkürlichen Entscheidung des Magistrates zugestanden 
haben; vielmehr ergibt sich aus der Natur der Sache, daß dabei 
irgendein Prinzip maßgebend sein mußte und dieses kann nur 
-das der lokalen Einteilung, also das der Tribus gewesen sein. 
Es ist auch ganz natürlich, daß die zahlenmäßig zum Ausdruck 
kommende Verbindung, in welche die Tribus mit der Zenturien- 
•ordnung gebracht wurden, einem bereits bestehenden Zusammen¬ 
hänge Rechnung getragen hat. 

Diese „wahrscheinlich lediglich durch zensorische Anordnung 
«ingeführte“ *) Neuordnung hat den Anschein einer das Wesen 
der Verfassung nicht tangierenden und in den Rahmen der magi¬ 
stratischen Kompetenz fallenden Umgestaltung zu wahren gewußt, 
so sehr sie auch das Kräfteverhältnis zwischen den Klassen ver¬ 
schoben hat; sonst hätte die Reform in Livius’ 2. Dekade sicher 
«ine solche Darstellung gefunden, daß sich in die Periochae zu¬ 
mindest eine Erwähnung gerettet hätte. Sie hat also nicht nnr 
an bestehende Zusammenhänge angeknüpft, sondern offenbar sich 
auch äußerst geschickt bestehender Zahlenverhältnisse bedient. 

In der .reformierten Ordnung kommen auf eine Tribus zehn 
Klassenzenturien. Haben die Reformer von 241 damit an ein 


1) St. E. in, 270. 
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altes Zahlenverhältnis angeknüpft, dann müßte, wie die neue 
Ordnung der 350 Zenturien mit den 35 Tribus, die alte der 
170 Zenturien mit 17 Tribus in Beziehung gebracht werden. Wir 
kommen damit auf eben jene Tribuszahl, welche als die in der 
Republik bis zu der Gallierkatastrophe bestehende überliefert 
erscheint, wenn man die fälschlich mitgezählten 4 Stadttribus in 
Abzug bringt 1 2 ) und welche sich auch sonst als eine altehrwür¬ 
dige in Erinnerung und teilweise auch in Geltung erhalten hat. 
Hiemit ist erklärt, warum bei den comitia sacerdotum nur 17 Tribus 
zur Abstimmung gelangten*) und warum nach der lex Servilia 
agraria vom Jahre 63 die decemviri agris dandis gerade von 
17 erlösten Tribus gewählt werden sollten. Jetzt sehen wir, wie 
enge die Klassen mit den Landtribus Zusammenhängen; die 
classici sind eben die adsidui, die in den Landtribus stehenden 
Grundbesitzer. Und da die Ordnung einerseits sehr alt ist, 
andererseits sich offenbar bis 241 nicht wesentlich geändert hat, 
so muß in ihr eben jene Anzahl von Tribus zum Ausdruck 
kommen, welche in die Frühzeit der Republik hinaufreicht. 

Freilich, so deutlich wie in der reformierten Ordnung war 
der Zusammenhang nicht, auch nicht im ältesten Stadium; denn 
die Zenturienzahlen der einzelnen Klassen sind durch 17 nicht 
teilbar. Die Funktion gerade dieser Zahlen werden wir noch 
zeigen, sie sind notwendig und der Zusammenhang mit den 
Tribus war dieser Funktion gegenüber von sekundärer Bedeutung. 
Der Zusammenhang der einzelnen Zenturien mit bestimmten 
Bezirken ist in der Weise zu denken, daß bestimmte Zenturien 
sich aus bestimmten Tribus bildeten, wobei manche Zenturie aus 
mehreren (aber eben doch immer denselben, bestimmten) Tribus 
sich rekrutierte. Wenn man bedenkt, wie sehr in diesen Zeiten 
die Klassen zusammenhielten und daß obendrein alle Entscheidung 
bei der * Klassen bewußtesten“, der 1. Klasse lag, so wird man 
verstehen, daß auf eine übermäßig genaue Aufteilung der Zen¬ 
turien kein allzugroßer Wert gelegt wurde. Jedenfalls ist fest- 

1) Liv. II 21, 7 (z. Jahr 495): Romae tribus UDa et viginti factae. 

Dionys VII 64 (z. Jahr 491): |«äc Y*P »txoot vöt* oöofflv. 

2) Auf diesen Zusammenhang hat mich Privatdozent Dr. E. Stein 
gewiesen. Vgl. Willems, 130. 
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zuhalten, daß die Vorstellung, den einzelnen 17 Tribus sei in der 
Zentnrienordnang ein gleichmäßiger Einfluß gesichert gewesen, 
durchaus möglich ist. Mit dem Hinzutreten der neuen Tribus 
und mit der steigenden Bedeutung der Tribusversammlungen 
wird auf die tribusweise Verteilung der Zenturien ein größere» 
Gewicht gelegt worden sein. Man darf sich vorstellen, daß jede 
der neuen Tribus, die schon infolge ihrer Entfernung von Rom 
sich bei den Abstimmungen weniger geltend machten, bestimmten 
Zenturienkomplexen, in deren jedem eine Tribus der alten 17 
dominierte, zugewiesen wurde, so daß sie als Tribusverband gar 
nicht zur Geltung kam, während jede der alten 17 Tribus eben 
als solche in 10 Zenturien entscheidenden Einfluß gesichert hatte. 
Die alten Tribus aber standen unter dem Einfluß der Nobilität, 
die neuen repräsentierten die Bauernpartei und zu den Erfolgen 
dieser letzteren gehört die Neuordnung von 241, die nicht nur 
eine Verschiebung der Stimmverhältnisse zugunsten der niedrigeren 
Klassen, sondern auch die volle Gleichberechtigung der neuen 
mit den alten Tribus brachte, denn jede Tribus verfügt jetzt über 
10 Zenturien. 

Die Tendenz der ganzen Bewegung wird weiter beleuchtet 
durch die im weiteren Verlaufe derselben erfolgte Einschänkung 
der Freigelassenen auf die 4 Stadttribus J ) — eine Maßregel, die 
gegen die Nobilität sich richtet — und durch die Einrichtung 
der beiden letzten Tribus, der Quirina im Sabinerland und der 
Velina in Picenum, die vor allem den Zweck hat, den Klein¬ 
bauern in den beiden Volksversammlungen einen maßgebenden 
und sicheren Einfluß zu verschaffen. 

Denn ein geschlossener Bezirk ist die Tribus. schon lange nicht 
mehr gewesen; mit der Gründung der ersten römischen Bürger¬ 
kolonie (338; ich sehe von Ostia ab) war dieser lokale Begriff 
der Tribus überwunden, indem der nunmehr außerhalb der Tribus 
ansässige Bürger doch in seiner Tribus verblieb. 312 ist es 
schon möglich, Leute ohne Grundbesitz in die Tribus einzureihen. 
304 werden vier Tribus errichtet, die grundsätzlich vom Boden¬ 
eigentum absehen, ohne deshalb verfassungsrechtlich eine Sonder¬ 
stellung einzunehmen: der personale Tribusbegriff hat sich durch- 


1) St. R. III 436. 
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gesetzt. Es ist nur zweckentsprechend, wenn man die Schaffung 
neuer Tribus 299 einstellt; man läßt die Leute ohne Rücksicht 
auf ihren Wohnsitz in ihrer Tribus. Die verspätete und vereinzelt 
bleibende Neugründung von 241 — die territoriale Ausdehnung 
dieser Tribus zeigt deutlich, daß der Tribusbegriff ein anderer 
geworden ist — kann nur im Zusammenhang mit der Ver- 
fassung8reform verstanden werden. Durch die Schaffung dieser 
2 letzten Tribus ist nämlich das Übergewicht der Kleinbauern 
verfassungsmäßig festgelegt: selbst wenn man die Stimmen der 
städtischen Tribus (in jeder Klasse 8) abrechnet, haben 3., 4. und 
5. Klasse das Übergewicht (70x3 — 8x3 = 186. Majoritäts- 
Ziffer ist 185). 

Der Zusammenhang der Reform der Zenturienordnung mit 
der Schaffung der 2 letzten Tribus ergibt als Datum der Reform 
241, das Jahr der Zensur des C. Aurelius Cotta und M. Fabius 
Buteo ’). 

Die Zenturienordnung ist uns als Stimm- und Wehrordnung über¬ 
liefert und bis in die jüngste Zeit ihres Bestehens hat sie in ihren 
Formen und Formeln und in ihrer Nomenklatur deutliche Indi¬ 
zien solcher Doppelnatur auf bewahrt *). „Daß die comitia . . . 
auf Kommando antraten (discedite) und standen, vor allem, 
daß sie zu schweigen und mit Ja und Nein die Vorschläge . . . 
cn bloc anzunehmen oder abzulehnen hatten, unterschied sie 
streng von der Ekklesia der Hellenen“ 1 2 3 ). Die Versammlung 
heißt exercitus, Ausdrücke wie classis, equites, pedites, die Namen 
der 5 Einzelzenturien sind nur militärisch zu verstehen. 

Bei Livius wie bei Dionys ist überliefert, daß den einzelnen 
Klassen eine bestimmte Ausrüstung eignet, mit welcher jeder¬ 
mann auf Grund seines Vermögens sich auszustatten hatte. Die 
Angaben der beiden Autoren stimmen weitgehend überein und 
dennoch fällt uns schwer anzunehmen, daß sie ihre Angaben aus 
derselben „Quelle“ wie jene über das Verfassungsschema und 
dfen Zensus geschöpft haben. Denn um 312 hat sicher die 

1) Anders St. R. QI 270. 

2) Willems, 128. 

3) M. Weber, 1. c. 152. Für die Auffassung der Alten ist Laelius 

Felix bei Gelliüs XV 27 bezeichnend. 

Viertaljahrachr. f. Social- jl Wlrtachaftagatohieht«. XVI. 2 
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Manipelordnung schon fest bestanden und die Legion war nicht 
nach Klassen gegliedert,, sondern nach dem Alter standen hastati, 
principes und triarii hintereinander. Mit Recht weist Rosenberg ’) 
die ganzen Angaben einem kombinierenden Annalisten des zweiten 
Jahrhunderts zu, welcher Gepflogenheiten, die im vormarianischen 
Heere bestanden und die auch wir noch auf Grund der literari¬ 
schen Überlieferung feststellen können, aus einer hypothetischen 
Klassenordnung des Heeres ableitete. Eine solche ^Gepflogenheit 
ist in der ersten Klasse das Tragen eines Kettenpanzers (Poly- 
uius VI 63). Die Beinschienen, welche die Tradition der zweiten 
Klasse zuschreibt, gehören in späterer Zeit zur Uniform der Zen¬ 
turionen, man trägt sie also „zum Ausdruck höheren sozialen und 
militärischen Ranges". Außerdem wurden für die leichten Truppen 
vorzugsweise ärmere Bürger ausgehoben (Polybiüs VI 21). Damit 
ist das Zustandekommen den Angaben des Livius und Dionys 
und die Wertlosigkeit ihrer auch sonst sachlich unmöglichen 
Kombinationen erwiesen. Aber wenn wir im Heere auf Grund 
der Klasseneinteilung ausgebildete Gepflogenheiten antreffen, so 
zeigt das, daß die Klasseneinteilung eben doch — wenn auch 
nicht in der von den Autoren erzählten Art — von militärischer 
Bedeutung war. 

Es ist jedoch unmöglich sich das so vorzustellen, daß die 
Zenturienordnung einmal gleichzeitig als Heeres- und Stimm¬ 
ordnung fungiert hat. Denn es umfaßt natürlich letztere sämt¬ 
liche Bürger, die Heeresordnung aber nur die Ausgehobenen ; 
einer Heeresordnung kommt es vor allem auf Schaffung unter¬ 
einander theoretisch gleicher und konstanter Einheiten an, was 
die nach dem Zensus gebildeten Stimmzenturien sicher nie 
gewesen sind und es bleibt die Nebeneinanderstellung von 80 Zen- 
turien der reichsten und 80 Zenturien der kleinsten Bauern als 
militärische Gliederung ganz unverständlich i 2 ). Die servianische 
Ordnung war in historischer Zeit nur Stimmordnung; da sie 


1) Zenturienverf. 12 ff. 

2) Mommsens Ansicht darüber (St. R. UI 247) hat Rosenberg er¬ 
schöpfend widerlegt (Zenturienverf. 25 ff.), doch kann man unmöglich mit 
ihm den militärischen Habitus der Ordnung als „Fiktion" erklären und ihre 
einstige militärische Bedeutung ganz leugnen (1. c. 2. 15. 19). 
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nicht Stimm- und Heeresordnung gleichzeitig gewesen sein kann, 
andererseits ihr ganzer Habitus den militärischen Charakter und 
Ursprung beweist, muß sie einmal nur Heeresordnung allein 
gewesen sein. Dann müssen in dieser die einzelnen termini 
sachlich der Wortbedeutung entsprochen haben und müssen 
militärisch bedeutungslose Einrichtungen als spätere Zutaten für 
sie in Wegfall kommen. 

So scheint mir die Scheidung von Juniores und Seniores nur 
für die Stimmordnung, nicht aber für die Wehrordnung zu 
stimmen. Das Lebensalter wurde in der Zeit, für welche diese 
„Wehrordnung" in Betracht kommt, wenn überhaupt so nur in 
vornehmen Familien gezählt. In dem Rom des beginnenden 
vierten Jahrhunderts war im militärischen Sinne jeder, der Waffen 
tragen konnte, ein Junior (was sich ja etwa mit dem Alter bis 
46 decken mag), die übrigen dagegen Seniores, die für die 
Heeresordnung gar nicht in Betracht kamen. Zudem: umfassen 
die Zenturien die Gesamtheit des Volkes, dann müssen die der 
Seniores bedeutend schwächer sein als die der Juniores, da es 
doch viel mehr Waffenfähige unter als über 46 gibt. Dann sind 
also die Zenturien erst recht nicht die taktischen Einheiten, auf 
die es einer Heeresordnung einzig ankommt. Sind aber die Zen¬ 
turien solche taktische Einheiten, d. h. stellt ihre Gesamtzahl 
nur die wirklich Ausgehobenen dar, dann ist es eine merkwür¬ 
dige Heeresordnung, welche die Alten im gleichen Maß heran¬ 
zieht wie die Jungen, welche die Alten schon einberuft, ehe die 
viel zahlreichere Jugend noch richtig ausgenützt ist. Verständlich 
wird die Existenz der Seniorenzenturien, wenn man sie erst mit 
der Umwandlung der Heeresordnung in eine Stimmordnung 
geschaffen werden läßt. Es ist klar, daß in der Stimmordnung 
für die aus den Zenturien der waffenfähigen Ausgeschiedenen 
neue Stimmkörper geschaffen werden mußten: nichts natürlicher, 
als jeder centuria juniorum eine centuria seniorum gegenüber¬ 
zustellen. 

Anders bei den Equites, deren 18 Zenturien in 12 centuriae 
equitum und in die 6 suffragia zerfallen, welch letztere als Ramnes 
Tities Luceres priores und posteriores überliefert sind. 

Nach Festus 452 (Lindsay) sind sie gleichsam ein Annex an 

2 * 
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die 12 anbenannten: sex suffragia appellantur in eqnitom ccn- 
tnriis quae sunt adiectae ei numero centnriarnm, quas Priscus 
Tarquinias rex constituit. Bei Liv. I 43, 8 f.: (Serv. Tallias) 
eqaitam ex primoribas civitatis daodecim scripsit centarias, sex 
item alias centarias, tribus ab Romulo institutis, sab isdem quibns 
inangaratae erant, nominibas fecit, erscheinen die sex saffragia 
als Weiterbildnng älterer 3 Zentnrien and ebenfalls als ein Annex 
an die übrigen zwölf. Aber ich halte es für unzulässig, von 
dieser Überlieferung aus irgendeine Hypothese aufzustellen'). 

Vielmehr meine ich nur von den Tatsachen ausgehen zn 
müssen, daß die römische Legionsreiterei der ersten historisch 
hellen Zeit aas 1200 Reitern bestand, daß in der reformierten 
Stimmordnang (in der alten wohl ebenso) die 12 Zentnrien vor 
den sex saffragia, wie iuniores vor Seniores stimmten und daß 
schließlich der Name saffragia sie direkt als „Stimmzenturien u 
bezeichnet. Es kann kein Zweifel sein: die sex saffragia sind 
ihrem Wesen nach unter den equites dasselbe, was die Zentnrien 
der Seniores unter den pedites sind. Sie erscheinen den 12 Zen- 
turien hinzugefügt and haben ihren Namen von der Funktion, 
in der sie später auftraten, als die Heeresordnung eine Stimm¬ 
ordnung geworden war. Offenbar wurden auch damals erst die 
eqaites in Zenturien gegliedert, die — soweit wir wissen — wohl 
die taktische Einheit des Fußvolkes, aber niemals die der sonst 
immer in Türmen gegliederten Reiterei gewesen ist. Die Schaffung 
der Stimmordnung brachte die Notwendigkeit mit sich, die Glie¬ 
derung der classici, des Hauptbestandteiles der Bürgerschaft, auch 
in die anderen ordines zu tragen. 

Daß aber bei den equites die seniores nicht ebenso stark sind 
wie die juniores, ergibt sich aus der Natur der Sache. Der 
Reiterdienst bedarf körperlicher Eignung und Uebung und der 
ständigen Bereithaitang der Pferde. Bei der großen Bedeutung, 
die auf italischem Boden der Reiterei zukam, hat diese den Kern 
des alten Heeres gebildet *) und damit stimmt es wohl zusammen, 
wenn sie zunächst dem Adel Vorbehalten blieb and wenn der 

1) Zumal es noch andere, diesen und einander widersprechende Zeug¬ 
nisse gibt. Siehe St. R. III 107. 

2) Vgl. Delbrück, Oesch. d. Kriegskunst I 1 2 , 257 f. 
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Staat, indem er die Institution des equus pubiicus schuf, sie 
unter strengste Aufsicht seiner Magistrate stellte. Natürlich hat 
er die beschränkte Anzahl der Qualifizierten voll auszunützen 
getrachtet und wir dürfen von den adeligen Herren jener Zeit 
annehmen, daß sie auch nach den überschrittenen 46 noch 
kampfesfreudig genug waren, um sich als ständige Reiterreserve 
evident halten zu lassen. Diese Seniores blieben also von mili¬ 
tärischer Bedeutung, es mußte mit ihren Einheiten demnach auch 
in der Heeresordnung gerechnet werden, weshalb die sex suffragia 
auch wirklich je 100 Reiter stark sind. Um sie in voller Stärke 
erhalten zu können, mußte eben ihre Zahl anf 6 vermindert 
werden, da die Anzahl der waffenfähigen bejahrteren Leute 
geringer ist als die der jüngeren. Die Belassung des Staats¬ 
rosses bei Seniores kann zunächst nur dort erfolgt sein, wo eine 
Kriegsdienstleistung wirklich zu erwarten war; für sinnlose For¬ 
malitäten hatte man damals weder Mittel noch Neigung. Auch 
aus diesem Grunde erklärt sich die Reduktion der Seniores 
der Staatsroßinhaber. Die sex suffragia sind also Stimmzen- 
turien, die jedoch als ständige Rciterreserve fungieren, schon 
durch die Bereithaltung der Pferde in ganz anderer Weise mit 
der militärischen Ordnung verknüpft als die seniores des Fuß¬ 
volkes. 

Sie existieren demnach, wenn auch natürlich nicht unter dem 
Namen suffragia, schon in der Heeresordnung. Daß gerade sie 
sich nach den alten Stammtribus gliederten und damit eine alte 
Tradition der Reiterei bewahrten, darf uns bei seniores des Adels 
nicht wundern. Wir dürfen uns denken, daß bei der Schaffung 
der servianischen Heeresordnung (um deren Rekonstruktion es 
sich hier handelt), als die junge Ritterschaft in 40 Türmen 
(= 1200 Reiter) neu gegliedert wurde, die ältere, als eine Reserve 
verbleibende Ritterschaft, in ihrer neuen Organisation die alten 
Verbände fortsetzte, wobei die Einteilung in priores und poste¬ 
riores vielleicht so verstanden werden darf, daß die ersteren 
ein zweites, die letzteren ein drittes Aufgebot der Reiterei dar¬ 
stellen. Damit stimmen auch die einfachsten und klarsten Stellen 
unserer Überlieferung überein, Liv. I 43 und der oft bewährte 
Festus. Alle andere Überlieferung ist Kombination antiker 
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Gelehrsamkeit, auf welche die alten Stammtribusnamen nicht 
minder wirkten als auf die moderne. 

Was die fünf Einzelzenturien betrifft, so müssen sie in der 
Heeresordnung das gewesen sein, was ihre Namen besagen: 
Techniker, Handwerker, Spielleute und Troß. Diese Funktionen 
stimmen auch gut dazu, daß sie der Stand der städtischen Metöken 
stellte. Natürlich ist ihre Zusammenfassung zu Zenturien eine 
künstliche, die erst bei der Umwandlung der Heeresordnung in 
eine Stimmordnung erfolgt sein kann, wie auch die Reiter erst damals 
in Zenturien gegliedert wurden. Warum gerade 5 Zenturien aus 
ihnen gebildet wurden, habe ich bereits gezeigt. 

Scheiden wir nunmehr aus der Stimmordnung alle jene Ele¬ 
mente, welche wir als im militärischen Sinne bedeutungslos erkannt 
haben, und setzen wir die Worte classis und centuria in ihren 
Grundbedeutungen ! ) als „Aufgebot“ und „Hundertschaft“ ein, 
so ergibt sich das folgende Schema einer Heeresordnung, ans 
welcher die Stimmordnung in noch darzulegenden Weise ent¬ 
standen ist: 


Reiter (Adel) 


Fußvolk 

(Bauern der Landtribus = plebe) 


I. 

Aufgebot 

1200 Reiter 

= 40 Türmen 

4000 Mann = 40 Zenturien 

II. 


300 „ 

= 10 „ 

1000 „ =10 

III. 


300 „ 

= 10 „ 

1000 „ = 10 

IV. 

,, 

— 


1000 „ = 10 

V. 


— 


1500 „ = 15 


Summe 

: 1800 Reiter 

= 60 Türmen 

8500 Mann = 86 Zenturien 


Dazu kommen noch die Kontingente der städtischen Metöken, 
die als Handwerker, Spielleute und Troß den einzelnen Auf¬ 
geboten nach Bedarf zugewiesen wurden. 

Dieses Schema ist keine Schlachtaufstellung, wie sie Dionys 
sich konstruierte; es stellt vielmehr die Gliederung der gesamten 
Wehrmacht dar, über welche Rom verfügte, ist sozusagen seine 
ordre de bataille. 


1) Kübler, R. E. III 2630f. Willems, 59, bes. n. 5 stellt Gellius VI 
(VII) 13 richtig. — Die einstige taktische Bedeutung der Zenturie, die noch 
in der Manipelordnung kleinste Unterabteilung ist, erhellt aus der Bezeich¬ 
nung „centurio“; daß sie 100 Mann stark war, auch aus der Stärke der 
Reiterzenturien. 
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Die Aufgebote haben wir uns sukzessive und nach Bedarf 
einberufen zu denken. Die Zuteilung zu einem bestimmten Auf¬ 
gebot wird nicht ohne Rücksicht auf das Vermögen erfolgt sein, 
denn auch in Rom mußte sich jeder Krieger ursprünglich seine 
Waffen selbst beschaffen und die ersten Aufgebote wünschte man 
naturgemäß besser ausgerüstet als die weiteren. 

Mit der Rüstung des Hopliten, also Helm, Schild, Schwert 
und Lanze, sind alle ersten drei Aufgebote ausgerüstet gewesen. 
Abgesehen davon, daß es so bei Livius und DioNYSius über¬ 
liefert ist, ergibt es sich aus folgender Überlegung: die 1200 Reiter 
und 4000 Mann des ersten Aufgebotes müssen notwendig in ope¬ 
rative Einheiten, in „Regimenter“ zerfallen; denn das ganze 
Aufgebot als Einheit setzte ein Ausmaß von Disziplin und tak¬ 
tischer Erfahrung voraus, wie wir es in der frühen Republik 
nicht annebraen dürfen. Wie groß diese Einheiten, in welche das 
Aufgebot zerfällt, anzunehmen sind, das zeigt uns deutlich so¬ 
wohl zweite und dritte Klasse, nämlich 10 Türmen und 10 Zen- 
.turien. Die Teilung in 10 Abteilungen ist noch in der Manipel- 
ordnung beibehalten, sie ist einfach und natürlich. Das erste 
Aufgebot besteht demnach aus 4 kompletten Regimentern, das 
zweite und dritte aus je einem. Wir müssen uns alle 6 voll¬ 
kommen aktionsbereit vorstellen, also mit den nötigen Waffen 
versehen. Anders steht es mit dem vierten und fünften Aufgebot; 
das sind nur mehr Bruchstücke solcher Einheiten, die nicht mehr 
selbständig auftreten. Wir können uns vorstellen, daß diese — 
bestimmt, die in den 6 Regimentern entstandenen Lücken aus¬ 
zufüllen — in Zeiten der Not als Leichtbewaffnete oder aus¬ 
gerüstet mit den Waffen der Gefallenen und Verwundeten, ein¬ 
gereiht wurden. Wenn sich daneben einzelne der ersten drei 
Aufgebote aus Korpsgeist bestimmte Rüstungsstücke neben den 
unbedingt nötigen zulegten, so erklärt sich diese Sitte mit Leich¬ 
tigkeit aus der militärischen Bedeutung, welche den Klassen 
eignete. 

Für die Annahme von 6 Regimentern spricht auch die Sechs¬ 
zahl der Militärtribune in der Legion, die aus der Legion selbst 
nicht abzuleiten ist, demnach irgendwie geworden sein muß. Die 
Gemeinsamkeit des Namens leitet darauf hin, daß diese Legions- 
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tribunen mit den Militärtribunen konsularischer Gewalt Zusammen¬ 
hängen, wie es denn auch von 405 an mit einer einzigen wohl 
auf Auslassung zurückzuführenden Ausnahme immer 6 Konsular- 
tribune gegeben hat 1 ). Daß es vor 405 entsprechend der Über¬ 
lieferung weniger als 6 Konsulartribune gegeben hat, ist wahr¬ 
scheinlich, aber genaue Angaben, wann und mit welcher Anzahl 
das der Fall gewesen ist, dürfen wir nicht erwarten; denn die 
Fasten sind bis 404 systematisch verfälscht uud scheinen erst 
für die Folgezeit an Glaubwürdigkeit zu gewinnen 2 3 ). Sondern 
nur die allgemeine Nachricht, daß es früher einmal auch weniger 
als 6 Tribüne gegeben hat, kann in der unentstellten Über¬ 
lieferung enthalten gewesen sein. Tribüne als Regimentsführer 
sind nach unserem Schema in der Zahl von 4, 5 und 6 denkbar, 
nicht mehr und nicht weniger; es gab ihrer eben so viele, als 
Regimenter einberufen waren. Daß die Inanspruchnahme der 
militärischen Kräfte sich immer steigerte und schließlich dauernd 
alle Regimenter im Felde standen, ist nur natürlich. Noch eines: 
Tribun heißt griechisch ytXiapyo?; auch dieses spricht dafür, daß 
er einmal ein Anführer von 1000 Hopliten gewesen ist; aus den 
Verhältnissen der Legion, wo die Tribunen als Kollegium fun¬ 
gieren, läßt sich der terminus nicht erklären. 

Bei einer Heeresordnung, wie sie unser Schema zeigt, verfügt 
der Staat durchaus nicht über die Gesamtheit seiner waffenfähigen 
Bürger, sondern er ist bloß berechtigt, fallweise und nach Bedarf 
eine bestimmte Anzahl einzuberufen und umgekehrt ist die Bürger¬ 
schaft, d. h. die maßgebenden Faktoren in derselben, im über¬ 
eingekommenen Ausmaß zur Waffenhilfe verpflichtet. Deutlich 
tritt hier das Merkmal einer Beschränkung der souveränen Staats¬ 
gewalt zutage und die Ordnung weist darauf, daß hier eine 
Vereinbarung zwischen der Staatsgewalt und einem Gegenparte 
vorliegt, welcher nur in lokalen „feudalen“ Gewalten gesucht 
werden kann. Nur ist hier der Begriff des Feudalismus nicht 
in seiner uns geläufigsten mittelalterlichen Ausprägung, sondern 
mit M. Weber 5 ) als Stadtfeudalismus in befestigten Orten zu- 


1) Siehe Fischers Zeittafeln. 

2) E. Stein, Wr. Studien XXXVII (1915) 353 ff. 

3) M. Weber, Handw. f. Staatsw. I*, 53. 
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sammengesiedelter Berufskrieger zu nehmen, wie er das mittel¬ 
alterliche Altertum in den Anfängen seiner spezifischen politischen 
Entwicklung beherrscht hat. Der Grundbesitz dieser in der Stadt 
wohnenden Feudalherren lag auf dem flachen Lande. Hier hatte 
die Art der Wirtschaft (in der Campagna finden sich schon prä¬ 
historische, größere Arbeitsvereinigung voraussetzende Wasser; 
anlagen und die bedeutende Viehzucht erfordert Verständigung 
über die gemeinschaftliche Weide) die einzelnen Haushalte schon 
frühzeitig gauweise zu einer politischen und in gewissem Sinne 
auch ökonomischen Einheit verbunden, welche auch die Organe 
besaß, um alle gemeinsamen Angelegenheiten zu regeln 1 ). In 
diesen Verbänden besaßen *die großen Grundbesitzer schon ver¬ 
möge ihres ökonomischen Übergewichtes entscheidenden Einfluß 2 3 ), 
der sich, als sie in der Stadt zusammengesiedelte Kriegerkaste 
geworden waren, nur steigern mußte und, wie in jeder feudalen 
Ordnung, so auch hier, durch Übernahme von Befugnissen der 
Verwaltung zum Ausdruck kam. Vor allem ist wohl so die 
herrschende Stellung jener patrizischen Geschlechter zu erklären, 
die wir daraus entnehmen, daß einzelne Gaue ihre Namen tragen; 
es „sind eben ehemalige Gautürsten upd Burgenbesitzer, die ein¬ 
gemeindet wurden“ *), aber ihre Machtstellung im Gau behielten 
und ausgestalteten, so daß das gesamte Territorium des römischen 
Staates außerhalb der Stadt unter wenigen von der Stadt aus 
regierenden Teilgewalten distriktweise aufgeteilt erscheint 4 ). 
Diese distriktweise Organisation der Verwaltung hat sich auch 
im militärischen erhalten: die Aushebung bat in Rom jederzeit 
tribusweise stattgefunden. 

Oben haben wir gezeigt, daß tlie Klassenzenturien in engem 
Zusammenhang mit jenen ältesten 17 Landtribus stehen, deren 

1) Mit der „Genossenschaftstheorie“ hat das nichts zutun. Vgl. M. Weher 
1. c. 143. 

2) 1. c. 

3) 1. c. 142. 

4) Weshalb aber „hier ebensowenig wie [in der übergroßen* Mehrzahl 
der hellenischen Städte das platte Land als ein lückenloser Komplex ge¬ 
schlossener Qrnndherrschaften oder gar Qrnndbesitzer gewesen* ist (1. c.) und 
keinesfalls folgt daraus eine Hörigkeit der Plebs, wohl aber deren politische 
Abhängigkeit. 
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„feudale“ Natur schon daraus erhellt, daß 16 von ihnen die 
Namen römischer Patrizierfamilien tragen ’). Den prinzipiell 
gleichen Rechten der Tribus (bezw. ihrer Herren) müssen gleiche 
Pflichten, zumal gleiche militärische Leistungen entsprochen haben, 
wie dieser Grundsatz auch in historischer Zeit noch zum Ausdruck 
kommt *). Um die Stärke des von jeder Tribus zu den einzelnen 
Aufgeboten gestellten Kontingentes zu ermitteln, brauchen wir 
nur die Zahlen des betreffenden Gesamtaufgebotes durch 17 zu 
teilen; gleich die durch Teilung des ersten Aufgebotes erhaltene 
Zahl 3 ) ist eine wohlbekannte und bestätigt die Richtigkeit unserer 
bisherigen Schlüsse: 

5200: 17 =: 306; es ist das geflau die Anzahl, die uns in 
der durchaus glaubwürdigen Fabiererzählung begegnet 1 ). Nur 
daß wir jetzt wissen, daß es nicht die gens Fabia war, welche 
306 Krieger stark von den Etruskern vernichtet wurde, — dieses 
wurde mit Recht schon von Dionys (IV 22) als unwahrschein¬ 
lich empfunden — sondern es war das 1. Aufgebot der Tri- 
bus Fabia, welches, das Gebiet der eigenen Tribus verteidigend, 
restlos im Kampfe fällt. Da die Normalzahl eines 1. Tribus- 
aufgebotes allgemein bekannt war, so darf es uns nicht wundern, 
die genaue Zahl der Gefallenen, nämlich 306, so treulich über¬ 
liefert zu sehen. 

1) Wenn die Clustumina in dieser Hinsicht aus der Reibe fällt, so ist 
das noch kein Beweis, daß sie dem Wesen nach von den andern 16 verschie¬ 
den war; denn die 17 Tribus erscheinen uns als ein geschlossener Komplex 
in der Tradition sowohl wie in der Zenturienordnung. Hier hat eben aus 
einem nicht mehr ersichtlichen Grunde ein Geschlechtsname weichen müssen 
oder ein alter Lokalname sich nicht mehr verdrängen lassen. 

2) Noch bei Polyii. VI 20 werden bei der Aushebung die Tribus nach 
dem Lose so lange vorgerufen und aus jeder dann vier und vier ausgew&hlt 
und in die 4 Legionen eingereiht, bis dem Bedarf an Mannschaft entsprochen 
ist. Die gleichmäßige Belastung jeder Tribus wird durch diese Art des 
dilectus deutlich demonstriert. — Vgl. die Bildung des thessalonischen Heeres, 
wo jeder xXf,pog die gleiche Anzahl von Reitern und Hopliten zu stellen hat 
Akist. in schol. Vat. ad Euripid. Res. 307. 

3) Daß die Zahl der Ergänzungsbezirke in der Erfordernissumme nicht 
restlos enthalten ist, wird nicht wundern: beide sind unabhängig von ein¬ 
ander zustande gekommen. 

4) Kritik und Würdigung bei De Sanctis, Storia d. R. II 128 ff., wo 
auch die Zahl 306 ganz unvoreingenommen verteidigt wird. 
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Die 17 Landtribus, die am Beginne der historischen Zeit uns 
als bestehend entgegentreten nnd über deren Entstehung wir 
nichts wissen können, sind in ihrer Gesamtheit der ager Romanus 
jener Zeit und stellen dessen Einteilung dar, ein Gebiet von 
etwa 1000 km* mit mindestens 120000 Einwohnern 1 ), das die 
10300 Wehrfähigen, welche die Ordnung erheischt, ohne weiteres 
hat aufbringen können; zudem wurden letztere in ihrer Ge¬ 
samtheit nur im äußersten Notfall aufgeboten. Viel kleiner 
kann gar nicht der Raum sein, von dem aus eine politische 
Individualität ihre historische Laufbahn beginnt. Ein kleineres 
Rom als dieses der 17 Tribus liegt, wenn es überhaupt jemals 
bestanden hat, für immer im vorgeschichtlichen Dunkel begraben. 
Doch scheint die Tribuseinteilung nicht die erste des römischen 
Bodens gewesen zu sein. Die Tradition weiß von pagi zu 
berichten, die auch sonst in Italien eine gewöhnliche Form Staat- ■ 
licher Organisation sind, vermengt aber die beiden Begriffe pagus 
und tribus, so daß man sie für, wenn nicht geradezu identisch, 
so doch in vieler Hinsicht zusaromenfallend sich denken muß, 
zumal uns Festus 102 (Linds.) berichtet: Lemonia tribus a pago 
Lemonio appellata. Auch tribus ist wie pagus ein lokaler Begriff*); 
jedoch zumindest in Rom wird er schon in seiner ältesten An¬ 
wendung vor allem als politischer Begriff gebraucht: untrennbar 
mit der Tribus hängt tribunus als Bezeichnung des Kommandanten 
eines Regimentes zusammen und die militärische Bedeutung der 
3 alten Tribus der Ramnes Tities und Luceres geht aus dem 
Weiterleben ihrer Namen in den sex suffragia hervor. Bis auf 
dieses Rudiment ist die Gliederung der römischen Bürgerschaft 
in die Stammtribus nahezu verschwunden, aber wir sehen dafür 
den Namen „Tribus“ an Distrikten haften, die — wie wir zeigten 
— ebenfalls (vielleicht in erster Linie) von militärischer Bedeu- 

1) Bbloch, Ital. Bund 69. Ist von diesem Gebiet nur die Hälfte Acker¬ 
boden, so können, die bei Polybius und Cato mitgeteilten Tagesrationen 
zugrunde gelegt, 100000 Personen darauf Ernährung finden (60 auf 30 ha 
Campagnaboden). Neben dem Körnerbau spielt aber Viehzucht eine nicht viel 
geringere Bolle und nicht zu unterschätzen ist das Handelseinkommen der 
„Stadt“, welches frühzeitig Nahrungsmittelimporte gestattete. Vgl. fc. Weber, 
L c. 150 f. 

2) Bosenberg, Staat d. Italiker 123 f. 
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tung waren. Es ist möglich, daß die pagi, in welche der ager 
Romanus ursprünglich zerfiel, mit der Funktion auch die Bezeich¬ 
nung übernahmen, gleich oder im Laufe der Zeit. Auf jeden 
Fall setzt diese politische Nutzbarmachung der Paguseinteilung 
die Festlegung, eventuell Arrondierung von deren Grenzen vor¬ 
aus 1 ), wie auch die Paguseinteilung in ihrer uns überlieferten 
kultlichen Funktion als eine politische erscheint 2 ). 

Ich unternehme es, deu ganzen Zusammenhang hier zu skiz¬ 
zieren : In dem politischen Zentrum der Landschaft entsteht, 
spontan oder durch <wvouctG[«>;, die Stadt. Denn sowie ein 
stärkeres politisches Leben einsetzt, ist — wer daran teilzu¬ 
nehmen wünscht — gezwungen dorthin zu ziehen. Das können 
natürlich nur die Begüterten, die ebendadurch die Geschlossenheit 
eines Standes und steigenden Einfluß gewinnen, während der 
Bauer politisch und zuweilen auch rechtlich unfrei wird 3 ). Denn 
da „die Masse der Bevölkerung durch die Notwendigkeit inten¬ 
siverer Arbeit an»den Boden gefesselt und für militärische Zwecke 
nicht mehr disponibel ist“, differenziert sich im Wege der Arbeits¬ 
teilung eine Berufskriegerschaft heraus, die nun die wehrlose 
Masse für ihre Sustentation auszubeuten sucht. „Die Entwick¬ 
lung der militärischen Technik zu einer nur berufsmäßig zu 
betreibenden, weil ständige Ausbildung und Übung voraussetzen¬ 
den Kunst ging damit teils als Begleiterscheinung, teils als die 
wirkende Ursache parallel“ 4 ). Diese Entwicklung ist für 
Griechenland eine typische, wir dürfen annehmen, daß sie in 
Rom wiederholt wurde. Vermutlich hat hier etruskischer Einfluß 
die Dörfer um das Forum zusammengefaßf, wobei die Samt¬ 
gemeinde die Gliederung in Stammtribtfs und Kurien erhielt, die 
eine künstliche ist, wenn sie auch im System an alte indoger- 

1) De Sanctjs, Storia II 18. 

2) Das Fest der Paganalia zählt unter die sacra publica: obwohl die 
Angehörigen eines jeden pagas für sich opfern, stellt die Gesamtheit dieser 
Opfer das Öemeindeopfer dar (Wissowa, Religion und Kultus d. R., 398). 
Das ist nur möglich, wenn die Einteilung in pagi oder die Anerkennung 
dieser Einteilung auf einen politischen Akt zuriiekgeht, bei dem auch die 
sakrale Ftnktion der pagi geregelt wurde. 

3) Vgl. E. Meyer, Gesch. d. Alt. II 329 f. 

4) M. Weber, 1. c. 4>3. 
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manische Art der Stammeagliederung anknüpft. Knrie wird 
griechisch mit <pparpia, tribns mit <puXr) wiedergegeben, was 
auch sachliche Berechtigung bat. Wie die Phyle, so war auch 
die Tribus nicht zuletzt von militärischer Bedeutung. Fußvolk 
und Reiterei waren unter tribuni tribusweise *) zusammengefaßt 
zu Einheiten, deren jede nach Kurien wieder in 10 Unterabtei¬ 
lungen zerfiel, womit nur eine ursprüngliche Bedeutung der 
„Bruderschaft“, welche einst auch der griechischen Phratrie nicht 
gefehlt bat 2 ), in die künstliche römische Gliederung, zusammen 
mit dem Namen und noch manch anderer Funktion, hinüber¬ 
genommen worden Ist *). Da sich die neue, künstliche Gliederung 
nur auf die Zusammengesiedelten, auf die Städter erstreckte, 
bestand auch das Heer dieser Ordnung lediglich aus den städti¬ 
schen Herren, die eben durch den ausschließlich von ihnen 
geleisteten Waffendienst zu einer Kriegerkaste, zum auf seine 
besondere Herkunft stolzen „Adel“ wurden. Denn innerhalb 
dieser grundbesitzenden, kriegerischen Städterschaft wird das 
Geschlechterwesen und der Gentilkult ausgebildet, bürgern sich 
bestimmte, durch die Zeit geheiligte Gebräuche ein, wodurch die 
ursprünglich bloß wirtschaftlich, politisch und militärisch Über¬ 
legenen allmählich zum in allem und jedem von der Masse, der 
plebs, unterschiedenen, innerlich jedoch streng homogenen Adel¬ 
stand werden. In diesem Adelsheer kämpften die Berittenen 
durchaus nicht als Kayallerie im modernen Sinne; sie waren 
nichts als der größeren Schnelligkeit oder des Ansehens wegen 
berittene Hopliten 4 ). Daß dieser ausschließlich auf ihm lastende 
Kriegsdienst den Adel schließlich erschöpfen mußte, ist klar und 
als es die Verhältnisse erforderten, zog man auch die Bauern 
der von der Stadt aus beherrschten pagi zum Waffendienst heran. 
Der Adel beschränkte sich von nun an auf die Reiterei, welche 

1) Doch stellte die Tribus keine „Tausendachaften“ (Varro, De 1. 1. 
V 89 ist ein etymologischer Versuch), sondern so viel und so wenig, als 
Waffenfähige zu Gebote standen. 

2) Siehe Ilias II 362 f. 

3) Nach 0. Schräder, Reallex. 770 ff. ißt „Bruderschaft“ (= Sippe, 
Phratrie, Bratstvo und — was dort verkannt ist — Kurie) älteste Grundein¬ 
heit des idg. Heeres. 

4) Helbio, Die Gastores. Hermes XL (1906) 104 f. 
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wenigstens teilweise die alte Gliederung bewahrte; sie, welcher 
wegen der Natur des Landes erhöhte Bedeutung zukam, mußte 
auch wegen der Unzuverlässigkeit und Ungeschultheit des bäuer¬ 
lichen Fußvolkes stärker gehalten werden als es später der Fall 
war, seit der römische Bauer Schulung und Disziplin erlernt 
hatte 1 ). Zur Organisation der Aushebung knöpfte man an die 
alte Paguseinteilung an, die jetzt eine Festlegung erfuhr, und 
bediente sich des Einflusses der in den einzelnen pagi mächtig¬ 
sten Herren. Mit der Funktion als Ausbebungsbezirk nahm dann 
der pagus den Namen tribus an. 

Daß die einzelnen Tribusaufgebote zuweilen auch selbständig 
auftraten, zeigt uns die Fabierepisode. Aber im Gesamtheer war 
die Tribuseinteilung ebenso wegorganisiert wie später in der 
Legion, wo sie doch auch bei der Aushebung die maßgebende 
Rolle spielt. Daran erkennen wir die Stärke der zentralen 
Staatsgewalt, welche diese Heeresordnung schuf und sich der 
Gauherren nur als Mittel der Verwaltung bediente, in der zu¬ 
sammengefaßten Heeresmacht des Staates jedoch weder ihnen 
noch ihrem Kontingent organisatorisch eine Funktion einräumte. 
Wir dürfen die „servianische“ Heeresordnung, die Schaffung des 
Zenturienheeres der 6 Regimenter, in die Blüte der Königsherr¬ 
schaft ansetzen. 

Die Bewohner der Tribus haben mit den Klienten gar nichts 
gemeinsam 2 ) und alle Schlüsse, die für die römische Bauern¬ 
schaft aus der Bedeutung des Wortes cliens gezogen wurden, 
sind hinfällig. Doch entspricht der oben skizzierten Heraus¬ 
bildung eines „Stadtfeudalismus“ die Entwicklung einer immer 
stärker werdenden Abhängigkeit der Bauernschaft. Solche Ab¬ 
hängigkeit ergibt sich von selbst aus den wirtschaftlichen 
Bedingungen und der Struktur einer Gesellschaft dieser Kultur¬ 
stufe, für welche sie im ganzen hellenischen Kulturkreis so sehr 
die Regel ist, daß man auch in den von politischem Leben 


1) Vgl. Delbkück, Gesch. d. Kriegskunst I* 257 f. Er führt als Zeug¬ 
nis für den die ältere Periode Mittelitaliens charakterisierenden Typ das auf 
früherer Stufe stehengebliebene Cnpua an (Liv. XXIII, 46). 

2) Die diesbezüglichen Angaben der alten Autoren sind offenkundige 
Kombinationen. 
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ergriffenen Gebieten Italiens für ihr Nichtvorhandensein Anhalts¬ 
punkte besitzen müßte, nm hier grundsätzlich verschiedene soziale 
Verhältnisse annehmen zu dürfen. Aber gerade ein Blick auf 
die griechischen Verhältnisse lehrt, wie unendlich differenziert 
diese Abhängigkeit sein kann. Neben die so verschiedenen Bei¬ 
spiele noch in historischer Zeit bestehender Abhängigkeit tritt 
das Beispiel Athens, wo eine ursprünglich zwar politisch und 
wirtschaftlich abhängige, rechtlich aber freie Bauernschaft sich 
gänzliche Gleichberechtigung errungen hat 1 ). Aus den Bauern 
werden — vielleicht mit Solon — Vollbürger, denen die einzigen 
wirklichen Vollbürger von ehedem — die Städter — nun als 
staatsrechtlich wenig, faktisch noch immer sehr überlegener Adel 
gegenüber stehen. Die attischen Eupatriden waren ein grund¬ 
besitzender, in der ttoXi; wohnender Kriegeradel, ähnlich den 
organisierten Ritterschaften, die wir noch in historischer Zeit in 
Chalkis, Eretria, Elis finden. Mit der Emanzipierung des TrXf.öo; 
(das Wort ist auch terminus für das lat. plebs!) „verloren frei¬ 
lich diese Ritterschaften ihren spezifisch adligen Charakter und 
ihre Zusammensetzung erfolgte nach einem gewissen Zensus, 
immer herrschen jedoch in ihnen aristokratische-Tendenzen“ 2 ). 
Dieser Entwicklung gleicht die römische aufs Haar; auch hier 
tritt an die Stelle des Patriziates der Senatorenstand; und aus 
der absoluten rechtlichen Unabhängigkeit, in welcher die Plebs 
der historischen Zeit ebenso wie die attische Bauernschaft nach 
Solon erscheint, dürfen wir wohl schließen, daß die römische 
Plebs rustica, mag sie auch so wie das Attikas ursprünglich 

wirtschaftlich und politisch von dem Stadtadel in hohem Grade 
abhängig gewesen sein, sonst gewiß frei war. 

Der Übergang vom Kurienheer zum Zenturienheer muß zwar 
zunächst die Macht der 17 Adelsgeschlechter, die in den Land¬ 
bezirken nun auch staatlich anerkannte politische Herren waren, 
außerordentlich gesteigert haben: die Vertreibung der Könige 
wird mit dieser Macbtverschiebung Zusammenhängen. Aber die 
Heranziehung zum Heeresdienst, die Vereinigung in disziplinierten 
Verbänden, der Anteil an der Beute endlich hat die Bauern- 

1) Vgl. Arist., Ad. noX . II. 

2) Busolt, Griech. Staats- und Rechtsaltertümer 5 32. 
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schafl moralisch und wirtschaftlich gehoben, am meisten natür¬ 
lich die, welche den meisten Felddienst zu leisten batten: das 
erste Aufgebot. Nach welchem Gesichtspunkt die Wehrfähigen 
eines Gaues in die Klassen eingeteilt wurden, wissen wir natür¬ 
lich nicht. Aber es liegt nahe anzunehmen, daß die Einteilung 
eine dauernde war; denn so war bei feindlichem Einfall oder 
sonst einer Geschwindigkeit erfordernden Unternehmung das 
Regiment am raschesten beisammen und der einmal für ein 
bestimmtes Aufgebot Ausgehobene konnte auch bezüglich seiner 
Bewaffnung unter Kontrolle gehalten werden. Bei der Wert¬ 
schätzung, welche der Heeresdienst in der Zeit der Adelsherr¬ 
schaft genoß, dürfen wir annehmen, daß die ersten Klassen von 
Bauern freierer und wirtschaftlich günstigerer Lage gebildet 
wurden, als die letzten; auch konnte die Rüstung leichter von 
jenen als von diesen bereitgehalten werden; diese günstigere 
Lage der ersten Klassen stieg noch durch die Beute, die aus 
dem Felde nach Hause zu bringen sie mehr Gelegenheit hatten 
als die anderen. Wir dürfen annehmen, daß manche plebejische 
Familie Macht und Ansehen erlangte, ebenfalls in der Stadt ihren 
Wohnsitz nahm, sich dort in den Besitz aller jener Kulturgüter 
setzte, die bisher ein Privileg des Adels waren, und schließlich 
sich als eine Gens konstituierte, ähnlicher den Patriziern als den 
am Lande verbliebenen Genossen ihres ordo. 

Wir sahen das Zentnrienheer aus 6 Regimentern gebildet, aus 
4 des ersten und je einem des zweiten und dritten Aufgebotes, 
jedes unter dem Kommando eines tribunus, der aber nichts zu 
tun hat mit der Landtribus, welche nur die Aushebung und Evi¬ 
denzhaltung der für sie festgesetzten Kontingente besorgt. Die 
Bezeichnung tribunus für den Kommandanten eines Regimentes 
ist vielmehr aus dem alten Kurienheer herübergenommen, wo 
jedes der 3 Stammtribusregimenter (auch diese in 10 Abteilungen 
gegliedert) unter einem tribunus stand. Die Erstreckung der 
Wehrpflicht auf die Plebs hatte dann eine Verdopplung der 
Regimenteranzahl gestattet. 

Die alten Volksversammlungen sind Heeresversammlungen; 
so wie in dem Kurienheere nur der Stadtadel diente, so war 
auch er nur in der Kurienversammlung vertreten; auf den aristo- 
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kratischen Charakter weist die Unterteilung der Kurien in gentes. 
Die Einteilung in 3 (Stamm-) Tribus und 30 Kurien betraf die 
städtischen Vollbürger und nur diese; als später sich Plebejer 
in der Stadt als gentes konstituierten, müssen sie damit auch in 
die Kurien gelangt sein. Ursprünglich jedoch kamen die Ple¬ 
bejer, ohne davon prinzipiell ausgeschlossen zu sein, für diese 
rein städtische und personale Gliederung gar nicht in Betracht. 
Vielmehr gilt frühe schon am flachen Lande die lokale Gliederung 
in die 17 Distrikte, die mit der Funktion als Aushebungsbezirke 
auch den Namen Tribus erhalten hatten. Die Angleichung der 
städtischen an die ländliche Einteilung geschah erst 304. Bis 
dahin hatte sich die (natürlich fiktive) gentilizische Gliederung in 
die drei Stammtribus Bedeutung bewahrt *). Frühzeitig schon 
ist die Kurienversammlung ohne politischen Einfluß gewesen; was 
hatten auch die Söhne noch mitzureden, wenn ohnedies die Väter 
im Senate saßen? Nicht einmal zur Wahl, nur zur Akklamation 
der durch die abtretenden bestellten neuen Magistrate waren sie 
befugt. 

Mit der Abschaffung der Kurienheeres verliert dann diese 
Versammlung fast alle Kompetenz. Dafür waren neben ihr, 
zunächst noch illegitim, zwei andere Versammlungen heran¬ 
gewachsen : Zenturien- und Tribusvereammlung. Erstere zunächst 


1) Wir sehen sie festgehalten in den coloniae civiurn Romanorum, deren 
Einrichtnngsmodalitäten gerade in den Jahrzehnten vor 304 aasgebildet 
wurden. Ich erinnere an die III viri col. dedncendae, die 300 Zahl der Kolo¬ 
nisten, an die Tatsache, daß noch „in der Kaiserzeit anscheinend regelmäßig 
pro Veteran ein Drittel einer Zentnrie als Los gegeben wnrde — je drei 
Ansiedler in jede Zentnrie eingelost und diesen die Absteckung ihrer Lose 
überlassen (Hygin p. 200)“ wurde (M. Weber, R. Agrargcsch. 16). Die 
Kolonie ist eben das getreue Abbild ihrer Mutterstadt: wie diese Bind sie 
zunächst das Land beherrschende Garnisonen. Das den Bttrgerkolonisten 
assignierte Areal ist Stadtboden (von 2 jugera kann keine Familie leben); 
das flache Land ringsum muß auch hier von dem städtischen Mittelpunkte 
abhängig gewesen sein. Wie eng die UI viri c. d. mit den 3 Stammtribus 
Zusammenhängen, das zeigt wieder ein Blick auf die griechischen Verhält¬ 
nisse: JG. I 31 (Kolonie nach Brea 446)5 v. Chr.) Ycovdpo»; 8i iXia&at 
8 but ivSpac Sva ix Über die verschiedenen Kategorien des dem 

griechischen Kolonisten assignierteh Bodens gibt interessanten Aufschluß 
A. Wilhelm, Neue Beiträge zur griechischen Inschriftenkunde UI 3 ff. 

Vierteljahrschr. I. Sozial- o. Wirtschaftsgeschichte. XVI. 3 
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nichts anderes als das ilene Zentnrienheer, das vor jedem Kriegs- 
zng znsammenbernfen werden mußte, um die notwendigen Mit¬ 
teilungen entgegenzunehmen, wobei es seiner Zustimmung wie 
Ablehnung durch Zusammenklirren (suffragium von subfrangere) ’) 
Ausdruck verliehen haben mag. Diese Heeresversammlung stand 
den „Vätern“ anders gegenüber als die der Kurien und ließ sich 
nicht wie letztere beiseite setzen; sondern mit im Kriegsdienst 
erstarktem Selbstgefühl fand die Plebs rustica, der es an städti¬ 
schen Führern nicht mehr fehlte, Mut zu Widerspruch, ja ernst¬ 
lichem Konflikt. Aufrührerisch löste das Heer sich auf und trat, 
so wie man in den einzelnen Bezirken sich zusammentat, zn 
einer bezirksweise gegliederten, rein plebejischen Versammlung 
zusammen und wählte hier sich seine Führer selbst, verlangte 
schließlich, daß diese seine Führer die ordentlichen Magistrate 
der Stadt ersetzen sollten. Seit 400 — so ist es überliefert — 
gelangten auch Plebejer in diese Führerstellen. Der große Krieg 
gegen Veji, dem auch die Tradition einschneidende Bedeutung 
beimißt, hielt jahrelang die 6 Regimenter unter den Waffen 
(deshalb von da an auch die Konsulartribunen ständig in der 
Sechszahl). Die siegreiche Beendigung dieses Krieges gab den 
inneren Kämpfen noch eine Zeit lang Raum, die Not der Gallier- 
katastfbphe aber drängte auf Ausgleich. Dieser brachte der Plebs 
die Beseitigung des „Feudalismus“ und die Anerkennung einer 
Volksversammlung, und zwar der Versammlung des nach Zen- 
turien gegliederten Heeres. 

Dieser Heeresordnung lagen, wie wir sahen, die 17 alten 
Landtribus zugrunde; ob nun ihre Umwandlung in eine Stimm¬ 
ordnung vor oder nach der Einrichtung der 4 unmittelbar nach 
der Gallierkatastrophe (Vulg. 390) auf vejenter Gebiet errichteten 
Tribus (Vulg. 389) erfolgt ist, auf keinen Fall hat die Erhöhung 
der Tribuszahl für die Struktur der Heeresordnung mehr Bedeu¬ 
tung gehabt. Dieses, dann die plötzliche Vermehrbarkeit der 
Tribus, ferner die neue Art die Tribus mit Lokalnamen zu 
benennen, beweist, daß sie jetzt ihren alten Charakter verloren 
haben, d. h. aus „feudalen“ Bezirken, in denen die politische 
Macht mit dem größten Grundbesitz vereinigt war, das geworden 

1) Rothstbin, Hinchfeldfeatechrift (Berlin 1903) 30. 
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sind, als was wir sie in der historisch hellen Zeit kennen: 
lediglich Steuer- und Aushebungsbezirke. 

Für diese Errungenschaften aber mußte ihrerseits die Plebs 
die militärische Ordnung respektieren, die als einzige legitime 
Volksversammlung anerkannt wurde und welche gewisse bisher 
revolutionär von der Tribusversammlung ausgeübte Rechte zu¬ 
erkannt bekam, Rechte, die man dem Heere, das den Staat 
errettet hatte, nicht vorenthalten konnte. Andererseits stand für 
den Adel die Sache wesentlich günstiger, wenn das Volk in der 
Form des Heeres politisch auftrat. Diese Lösung konnte auch 
die Führer der Plebs für sich gewinnen, die leicht einsahen, daß 
auf diese Weise alle Macht in ihre Hände käme; anch diese 
„bürgerliche“ Revolution hat damit geendet, daß nach ihrem 
Siege die führende Schichte dieser Bewegung rasch und gerne 
mit dem besiegten Adel paktierte, um sich nun ihrerseits die 
errungene Machtstellung gegen die unteren Schichten, die bis 
dahin willkommene Verbündete gewesen waren, zu sichern. 

Damit haben die Tribus viel von ihrem Sonderdasein auf¬ 
gegeben und gestärkt geht aus dem Kampfe die zentrale Staats¬ 
gewalt hervor, als deren Hauptträger nunmehr das zu politischen 
Rechten gelangte Volk erscheint, aber nicht das „Volk“ im 
Gegensatz zum „Adel“ und nicht in unterschiedsloser Gleichheit 
sowie schrankenloser Freiheit, sondern der in kriegerischer Dis¬ 
ziplin und Ordnung von den selbstgewählten Führern befehligte 
Gesamtpopulus, der exercitus Romanus. 

Aber diese Neuerungen hatten andere notwendig im Gefolge. 
Es ist klar, daß jetzt die ganze Plebs Eintritt in das Stimmheer 
verlangt, die Nichtausgehobenen sowohl als auch die Nicht-mehr- 
Wehrfähigen. So hören einerseits die Zenturien auf Hundert¬ 
schaften zu sein, andererseits traten die neugebildeten Zenturien 
der Seniores hinzu. Als Maßstab für die Bildung der Klassen 
tritt nun — wohl auch schon vorher von Einfluß — formell und 
konsequent die Schatzung in Kraft. Die gleichzeitige Verteilung 
des Vejenter Ackerlandes konnte für den Augenblick eine allzu¬ 
große Diskrepanz zwischen Heeres- und Stimmordnung hintan¬ 
halten. Wirklich wollte man ja die Ordnung in beiden Funktionen 
beibehalten, was daraus hervorgeht, daß man die seniores in 

S* 
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besonderen Zentnrien zusammenfaßte. Alsbald aber wurde klar, 
daß das inkompatible Funktionen seien. Die Zentnrien der 
1. Klassen sanken unter den Stand, während die der anderen, 
viel weniger in Anspruch genommenen weit darüber waren. Dazu 
ermöglichte die neue Sachlage die Ausnützung aller militärischen 
Kräfte und nicht nur einer bestimmten Zahl, wie bisher; und 
wirklich erheischte die Furcht vor neuerlichem Galliereinbruch 
alle Anspannung. 

Die große Heeresreform der frühen Republik, die von der 
Tradition an den Namen des Retters aus Galliernöten, des Furius 
Camillus geknüpft wird, ist das dringendste Gebot der Situation 
unmittelbar nach Vulg. 389 und die notwendige Konsequenz der 
Neuerungen dieses Jahres. Diese Reform hat dem römischen 
Wehrsysteme jene Form gegeben, die sich im wesentlichen bis 
auf Polybius erhalten hat, der sie uns schildert. 

Das Wichtigste an dieser Reform war, daß sie mit der 
Gesamtheit der wehrfähigen Bürger rechnete. So konnte man 
alle 5 Klassen zu einer Einheit zusammenfassen und gleichzeitig 
ins Feld schicken, da ja Ersätze in den überreichen Klassen zu 
Gebote standen. Die innere Gliederung dieser legio („Aushebung“) 
nahm dabei auf den Zensus nur insoferne Rücksicht, als die 
früher nur zu Ersätzen bestimmte 4. und 5. Klasse die Leicht¬ 
bewaffneten stellte. Das Kommando führen die ehemals selbst¬ 
ständigen Regimentsführer jetzt kollegialisch, ihr Kollegium ist 
von nun an die höchste zivile und militärische Gewalt im Staate. 

Diese gewaltige taktische Einheit entsprach zwar mit ihrer 
in die Tiefe gegliederten Phalanx und der Kombination von 
Leicht- und Schwerbewaffneten und Reitern den militärischen 
Errungenschaften der Zeit, wie sie durch die griechischen Kolonien 
den Italikern vermittelt wurden, doch war seine Größe von Nachteil. 
Außerdem ist ein kollegialisches Amtieren 6 oberster Magistrate 
im Zivilen und besonders im Militärischen wenig ersprießlich» 
Die befriedigende Lösung brachte das Jahr 366, in dem man die 
merkwürdige Doppelmagistratur der Konsuln schuf, deren jeder 
eine der beiden Legionen befehligte, die durch Teilung aus der 
ursprünglichen einen entstanden waren. Das Kollegium der tribuni 
militum — nun lediglich auf das Militärische beschränkt und 
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gleichzeitig verdoppelt — führt von nun an das Unterkomraando 
in der Legion. 

Es ist höchst unwahrscheinlich, daß das Konsulat 366 nach 
langer Panse erneuert worden sei, es wurde damals wohl erst 
geschaffen'). Die staatlichen Einrichtungen der Italiker lassen 
schließen, daß zwischen Königtum und 366 in Rom eine Dikta¬ 
torenverfassung bestand: neben einem magister populi (nach 
Liv. VII 3, 5: praetor maximus) ein magister equitum (praetor 
iuventutis) *). Aber diese rechtmäßigen Magistrate werden durch 
die Führer des mächtig gewordenen Bauernheeres schließlich ganz 
in den Schatten gedrängt. Es ist ein Kampf zwischen Adel und 
Plebs, zwischen Stadt und Land, der 366 wie folgt beschlossen 
wird, zugleich der Abschluß der 389 begonnenen Ausgleichs¬ 
bewegung: die alten patrizischen Magistrate bleiben (praetor 
maximus und praetor minor), aber es wird ein dritter Praetor 
geschaffen, der als Vertreter der Plebs mit gleicher Kompetenz 
und Benennung neben den einen bisherigen praetor maximus 
(«TTpaT-cfo? tritt 8 ). Daher auch die Teilung des Heeres 

in die zwei großen Einheiten, als deren Kommandanten die Konsuln 
vor allem erscheinen; daher auch der spätere Name des Prätoren¬ 
paares: consules = die „Zusammen-Seieuden“, die „Kollegen“ 
schlechtweg. 

Möglicherweise hat die illegitime magistratische Gewalt der 
Konsulartribunen sich in den ebenfalls revolutionären Tribunen 
der Plebs fortgesetzt 4 ), was nicht nur der gemeinsame, erst 
später durch Zusätze determinierte Name des Tribunen nahelegt. 

Ich kehre zu der Stimmordnung zurück; als auf dem Zensus 


1) So vermuten auch Hartmann, Kounemann, De Sanctis. Daa Prin¬ 
zip der Zweiatelligkeit der höchsten Magistratur ist so absonderlich und 
singulär, daß man es sich nur aus besonderen Bedingungen heraus entstan¬ 
den denken kann. 

2) Dieses Paar entspricht dem zilaS- parxis und zilad 1 2 3 4 eterau der Etrusker, 
dem meddix tuticus und m. minor der Osker, dem dictator und praetor 
iuventutis in Latium. Vgl. Rosenberg, Staat d. Italiker; Kornemann, 
Klio XIV 190 ff. 

3) Die Formulierung: ut consulum alter ex plebe crearetur mag jüngeren 
Datums sein, obiges Prinzip ist als ihr Vorläufer anzusehen. 

4) Varro, d. 1. 1. V 82. Vgl. E. Pais, Storia critica di Roma II 471 fft 
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beruhend kann sie erst ins IV. Jahrhundert gehören, da sie einen 
allgemeinen Wertmesser voraussetzt, den es seit Anfang dieses 
Jahrhunderts gab: zunächst signierte Barren und hernach Geld. 
Der Zensus muß dem römischen Wirtschaftsleben einen gewaltigen 
Impuls gegeben haben und hat den Beginn einer eigenen Münz¬ 
prägung gewiß beschleunigt 

Münze, Mauer und Zenturienordnung — merkwürdigerweise 
alle dem König Serrius zugeschrieben — sind Schöpfungen des 
4. Jahrhunderts, sie alle der Ausdruck einer gewaltigen Kon¬ 
solidierung und des Sieges der „Stadt“ über das „Land". Denn 
die Plebs der ersten Klasse wurde bald städtisch, drang in den 
neu sich bildenden Adel ein (Senatorier) und beherrschte im Bund 
mit den Patriziern die Zenturien Versammlung. Diese steht zwischen 
der bedeutungslos gewordenen Kurienversammlung und der vor¬ 
läufig noch zurückgedrängten revolutionären Tribusversammlung 1 ), 
auf lange Zeit hinaus maßgebender Faktor im römischen Staate. 
Als ihr die Tribusversammlung den Rang ablief, da lag das 
politische Schwergewicht infolge tiefer Veränderungen in der 
Struktur des römischen Staates notwendig bei keiner Volksver¬ 
sammlung mehr, sondern beim Senate. 


1) Eine weitere Volksversammlung (comitia tributa) hat es nie gegeben. 
Kahrstkdt, Rh. Museum LXXII (1918) 258. Ich bemerke, daß ich die in 
den zwölf Tafeln als comitiatus maximus bezeichnet« Appellationsinstanz für 
die Tribu8vers&mmlnng halte; in dieser Funktion zeigt sie die Tradition. 
Com. max. heißt sie im Gegensatz zur wohl comitiatus schlechtweg genannten 
Kurienvenammlung. Die Zenturienversammlnng existierte zur Zeit dieser 
Ausdrucksweise noch nicht. 



Der Streit um den Wittgensteiner Wald. 

Von 

F. Philippi. 

Im höchsten Teile des westfälischen sogenannten „Sauerlandes“, 
im preußischen Landkreise Wittgenstein, hat der Sturmwind der 
Revolution von 1918 ein schon lange schwelendes Feuer zu heller 
Flamme angefacht: die Zwistigkeiten der Kreiseingesessenen, der 
„Grafschaftseingesessenen“, mit den größten Waldbesitzern im 
Kreise den Fürsten, früheren Grafen von Sayn-Wittgenstein-Berle¬ 
burg und Sayn-Wittgenstein-Hohenstein. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ländchens, richtiger der 
Ländchen, denn die früheren Grafschaften und der jetzige Kreis 
decken sich so ziemlich in ihren Grenzen, sind insofern eigen¬ 
artige, als etwa 76°/o des Bodens mit Wald bestanden und nur 
25 °/o besiedelt sind. Diese 2ö°/o für Wohnungs- und Ernährungs¬ 
zwecke der verhältnismäßig geringen Bewohnerzahl ausgenützten 
Teile der Bodenfläche genügen jedoch nicht, um diese Bedürfnisse 
voll zu befriedigen; daher mußten Brotkorn und sonstige Lebens¬ 
bedürfnisse vor dem Kriege in erheblichem Umfange eingeführt 
werden, und zwar gegen den Ertrag der zwar nicht stark ent¬ 
wickelten, aber immerhin vorhandenen Gewerbetätigkeit, weil die 
Einnahmen aus der Ausfuhr von im Lande gezogenem Vieh zur 
Bezahlung nicht ausreichten. 

Als im Kriege die Einfuhr immer mehr erschwert und fast 
unmöglich gemacht wurde, trat naturgemäßig unter der Bevölkerung 
ein Bedürfnis nach Ackerland und Weide hervor, ein Bedürfnis, 
welches noch wuchs, als die Kriegsteilnehmer heinikehrten und 
die Industrie immer mehr zu arbeiten aufhörte. 

Da große Güter im Kreise vollkommen fehlen, wie denn dort 
auch kein Adel ansässig ist, hätte diesem Bedürfnisse überhaupt 
nnr auf Kosten des Waldbesitzes der Fürsten genügt werden 
können, nnd es ist nachgewiesen, daß die Fürsten gegenüber 
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solchen Anforderungen sich nicht durchaus ablehnend verhalten 
haben. 

Mit diesen an sich berechtigten und durch die Bedürfnisse 
des Lebens zu rechtfertigenden Wünschen verbanden sich jedoch 
andere, weitergehende, die nicht erst ans der Not der Zeit ge¬ 
boren und mit ihr zu rechtfertigen waren, sondern lange schon 
in der Bevölkerung, wenn auch mehr im geheimen, genährt 
wurden; und diese Wünsche verdichteten und verschärften sich 
unter dem Gluthauche der Revolution, ähnlich wie schon 1848, 
zu Forderungen, die lärmend geltend gemacht wurden. 

Auf die Einzelheiten dieser Bewegungen, welche zum Teile 
zu tumultuarischen Szenen führten, hier einzugehen, liegt nicht in 
meiner Absicht, weil diese Dinge für weitere Kreise ohne Belang 
sind. Ich muß nur, um das Folgende und den Zweck dieser 
Darlegung verständlich zu machen, kurz auf den augenblicklichen 
Stand der Sache eingehen. 

Nachdem die ersten Wogen der Erregung sich besänftigt hatten, 
und die durch zum Teile erzwungene Unterschriften bestärkte, 
mit Gewaltandrohungen gewürzte Forderung an die Fürsten ab¬ 
gewiesen war, haben z. T. unter vermittelnder Mitwirkung von 
Regierungs Vertretern, besonders des ganz unparteiisch auftretenden 
Landrats Dr. Kretzschmab, Besprechungen der Beteiligten statt¬ 
gefunden, welche dazu führten, daß beide Teile zu gemeinsamen 
Tagungen am 9. November 1919 und 20. Januar 1920 unter dem 
Vorsitz des Landrates zusammentraten. 

Stenographische Aufnahmen der an diesen Tagen geführten 
Verhandlungen liegen vor und zeigen, daß es gelungen ist, dank 
dem Entgegenkommen der Fürsten, der ruhigen und ernsten 
Haltung der vermittelnden Regierungsvertreter und der Mäßigung 
bei dem größten Teile der Kreiseingesessenen die ganze Ange¬ 
legenheit in friedliche Bahnen zu leiten. 

Die beiden Fragen, welche von der aufgeregten Menge und 
ihren — wie sie selbst zugeben — nicht genügend über das 
Rechts- und Tatsachenmaterial unterrichteten Führern aufgeworfen 
und von den Aufgeregtesten unter ihnen mit glattem „Nein“ be¬ 
antwortet wurden, waren folgende: 1. Steht den Fürsten an dem 
von ihnen als Eigentum seit Jahrhunderten in Anspruch ge- 
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nominellen Hochwalde dieses Recht wirklich zn ? und 2. Sind die 
Verträge (Rezesse) über die — nach Ansicht aller Beteiligten — 
den Grafschaftseingesessenen auf den Hochwald zustehenden An¬ 
sprüche rechtsbeständig oder können sie ohne ein weitläufiges 
Wiederaufnahmeverfahren angefochten und nach anderen Gesichts¬ 
punkten geändert werden? 

Die auf der zweiten Versammlung anwesenden Vertreter der 
Ministerien des Innern, der Landwirtschaft und der Justiz haben 
sich nun einstimmig und ohne jede Bedingung dahin ausge¬ 
sprochen, daß das Eigentum der Fürsten am Hochwald und die 
Rechtsgültigkeit der Rezesse feststehe und durch § 175 der neuen 
Reichsverfassung noch ganz besonders geschützt sei. Das sei 
auch die Ansicht der — damals noch im Amte befindlichen so¬ 
zialistischen — Regierung, also darf man ruhig sagen, erst recht 
der jetzigen. 

Daß diese Rechtsauffassung der größte Teil der Versammelten 
sich zn eigen machte, beweist ihr Beschluß, den Gemeinden 
ein gütliches Abkommen mit den fürstlichen Verwaltungen, die 
sich zu weitgehendem Entgegenkommen bereit zeigten, warm zu 
empfehlen. Trotzdem machte sich aber auch daneben eine ge¬ 
wisse Gegnerschaft gegen dieses Einschlagen in die dargebotene 
Hand, wie einer der Redner treffend ausführte, geltend, und zwar 
in der Form, daß man mehr oder weniger verblümt davor warnte, 
sich durch versöhnende Verträge nicht das vermeintliche Recht 
verkürzen oder entwinden zu lassen. Diese Warner, zu welchen 
wohl auch der Rechtsvertreter der Gemeinden, Herr Rechtsanwalt 
Dr. Schücking aus Dortmund, zu rechnen ist, wollen sich also nicht 
bequemen, die Frage des Waldeigentums und der Rechtsverbind¬ 
lichkeit der Rezesse als erledigt auf sich beruhen zu lassen, wie 
deutlich daraus hervorgeht, daß sie immer wieder von den Fürsten 
die Öffnung ihrer Archive verlangen, um die Rechtsfrage aufzu¬ 
rollen und nachzuprüfen. Sie rechtfertigen dieses Verlangen mit 
der Behauptung, daß die fürstlichen Archive nicht nur Familien- 
und Hausarchive seien, sondern zugleich als Landesarchive zu 
gelten hätten und als solche logischerweise damals an den 
Staat Preußen hätten ausgeliefert werden müssen, als die Hoheits¬ 
rechte der Fürsten an diesen Staat übergingen. Es ist nicht zu 
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▼erkennen, daß an diesen Auseinandersetzungen etwas Wahre» 
ist, andererseits aber ist die Forderung, daß die ganzen Archive 
den Gemeinden oder ihren Vertretern geöffnet werden sollen, 
in ihrer Allgemeinheit unberechtigt, wie auch der Fürst von 
Berleburg in seiner Rede am 20. Januar treffend hervorhob. Dazu 
kommt, daß eine Offenlegung der Archive an beliebige Vertreter 
der Gemeinden keine Gewähr für eine wirkliche sachgemäße 
Ausnützung des zur Verfügung gestellten* Urkundenstoffes ge¬ 
währleisten würde, denn um eine solche Arbeit zu verrichten ^ 
bedarf es einer ganz besonderen Schulung nach den verschiedensten 
Richtungen hin. Es ist nicht jedermanns Sache, alte Schriften 
einwandsfrei zu entziffern, und man kann ein ganz ausgezeich¬ 
neter praktischer Jurist sein und dennoch bei der Erklärung und 
Auswertung älterer Rechtsurkunden gänzlich versagen. 

Gerade diese letztere Seite der Sache trat auf den beiden 
Verhandlungen deutlich zutage. Der Vertreter der Grafschafts¬ 
eingesessenen, Rechtsanwalt Schücking, versteifte sich darauf, daß 
auch im Wittgensteinschen Markgenossenschaften bestanden haben 
müßten, und Herr Professor Bredt, der Sachverständige der fürst¬ 
lichen Häuser, hielt große Vorträge über Obereigentum und Unter¬ 
eigentum und suchte damit die Entwicklung und Gestaltung der 
Verhältnisse, wie sie vor der Ablösung in der Grafschaft bestanden 
hatten, zu erklären 1 ). 

Herr Schücking konnte allerdings für seine Behauptung keiner¬ 
lei Beweis beibringen und verlangte gerade aus diesem Grande 
die Öffnung der fürstlichen Archive, weil er diesen Beweis darin 
zuversichtlich zu finden hoffte. Herr Bredt aber hätte sich bei 
genauerer Überlegung sagen müssen, daß man aus dem ange¬ 
nommenen Verhältnisse von Ober- und Untereigentum, richtiger: 
wirklichem Eigentum und nutzbarem Eigentum (dominium direc¬ 
tum und dominium utile), zwar das allgemeine Abhängigkeitsver¬ 
hältnis der Grafschaftseingesessenen von den Fürsten erklären 
kann, dagegen daraus in keiner Weise Entstehung, Umfang und 


1) Diese Rechtsauffassungen gehen voll auf gelegentliche Bemerkungen in 
der vorzüglichen Statistik des Kreises, die der frühere Landrat von SchbOtter 
geliefert hat, znrttck. 
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Berechtigung der Ansprüche der Kreiseingesessenen am Walde 
klar- und festzustellen vermag. 

Um so klarer und überzeugender waren dagegen die Aus¬ 
führungen des Herrn Bredt über die neuere Entwicklung, in 
denen er darauf hinwies, daß im Wittgensteinschen die Ausein¬ 
andertrennung der verschiedenen Arten von Domänen aus der 
ganzen, den fürstlichen Häusern zur Verfügung stehenden Masse 
noch nicht, wie in den meisten anderen Territorien, erfolgt sei, 
wenn auch im einzelnen gegen diese Darlegungen erhebliche Be¬ 
denken geltend zu machen sind. 

Das Ergebnis der bisherigen, von dem zeitigen Landrate Herrn 
Dr. Kretzschmar sehr geschickt eingeleiteten und durchgeführten 
Besprechungen ist also die Anbahnung gütlicher Verhandlungen^ 
in welchen ohne Anschneidung der Rechtsfragen das Bedürfnis 
der Grafschaftseingesessenen geprüft, berücksichtigt und nach 
Möglichkeit befriedigt werden soll. Die Fürsten haben sich und 
ihre Verwaltungen zum größtmöglichen Entgegenkommen erboten 
und verpflichtet. 

Dieses Ergebnis ist zwar sehr erfreulich, weil es hoffentlich 
zur Linderung der augenblicklich im Wittgensteiner Ländchen 
vorliegenden Not führen und somit bei dem ruhiger denkenden 
Teile der Bevölkerung auch eine Ausgleichung der Gegensätze 
anbabnen wird; man darf sich aber nicht verhehlen, daß es tat¬ 
sächlich nur ein Kompromiß darstellt, welches einer wirklichen 
Entscheidung aus dem Wege geht, und daher ebensowenig, wie 
die früheren Verträge und Rezesse, eine dauernde Beruhigung 
bringen kann. In Zeiten der Aufregung und der Not würden 
immer wieder die Fragen nach dem Eigentume am Walde auf¬ 
geworfen werden und zu neuen Unruhen und Gewalttätigkeiten 
führen. Das Feuer ist gedämpft, aber nicht gelöscht. 

Erst wenn beide streitenden Parteien, die Fürsten sowohl wie 
ihre früheren Untertanen, sich entschließen können, der Sache fest 
ins Auge zu sehen und den Rechtsboden, auf welchem die jetzigen 
Verhältnisse aufgebaut sind, nach allen Richtungen hin unter¬ 
suchen, klarstellen und aus diesen Klarstellungen die not¬ 
wendigen Folgerungen mit der Tat ziehen, kann wirkliche Ruhe 
eintreten. 
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Es sind drei Fragen, welche hauptsächlich za antersachen und 
zu beantworten wären: 

1. Wie ist das Eigentum der Grafen (Fürsten) am Walde ent¬ 
standen ? 

2. Erstreckt sich dieses Recht einheitlich auf alle Teile des 
Besitzes, und wie ist es im einzelnen zu bewerten? d. h. 
a) Besteht ein Unterschied zwischen Staats-, Krön-, Familien- 
und Privatdomänen? sowie b) ist das Eigentum mit erb¬ 
lichen Dienstbarkeiten oder Servituten belastet und in welcher 
Weise? 

3. Wie sind die daraus sich ergebenden Beschränkungen des 
Eigentums in ihrer geschichtlichen Gewordenheit zu er¬ 
klären, und welche Berechtigungen würden ihnen heute 
entsprechen ? 

Die erste Frage: Wie ist das Eigentum der Grafen am Walde 
entstanden? kann nach dem augenblicklichen Stande der Forschung 
und dem zu ihrer Beantwortung vorliegenden Materiale nur in 
großen Zügen beantwortet werden, und gerade in bezug auf sie 
erscheint der Wunsch, Einsichtnahme in die fürstlichen Archive 
zu gewinnen, besonders berechtigt, aber nur insoweit berechtigt, 
als diese Benützung bei dem jetzigen Stande der Fragen nur 
einem durchaus unparteiischen und fachmännisch vollkommen ge¬ 
nügend vorgebildeten Gelehrten, der sowohl die alten Urkunden 
lesen als genügend inhaltlich beurteilen kann, nicht aber einem 
praktischen Juristen, der mit den heutigen Rechtsbegriffen an 
die alten Schriftstücke herantritt und sie zu bestimmten Zwecken 
unter vorgefaßten Gesichtspunkten vornimmt, anvertraut werden 
sollte. 

Ich habe mich an Herrn Schücking, der das auch in einer seiner 
Reden weitergegeben hat, dahin geäußert, daß die Rechte der 
Grafen auf einem von ihnen ausgeübten Forstbanne beruhen müßten, 
ohne mich darüber ihm gegenüber im einzelnen auszulassen. 

Ich habe auf diesem Wege schon vor 35 Jahren auch die 
Rechte der Nassauer Grafen an den benachbarten „ Hochgewälden u 
des Siegerlandes 1 ) erklärt und halte an dieser Erklärung fest, 

1) Vgl. mein Siegener Urkundenbach I, Einleitung, S. XVII; ich hatte 
jedoch damals (1886) die Verhältnisse noch nicht so klar erkannt, wie heute. 
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obwohl ich von vornherein zugeben muß, daß sie auf Vermutung 
beruht. Denn es ist bis jetzt picht möglich gewesen, eine Ver¬ 
leihung des Forstbannes durch irgendeinen deutschen König für 
die Nassauer oder Wittgensteiner Grafen beizubringen, und icb 
glaube auch nach meiner jetzigen Kenntnis der Dinge kaum, 
daß eine solche Verleihung als Einzelbegnadung Vorgelegen bat; 
höchstens könnte der Forstbann in einer Regalienübertragung, 
einem königlichen Lehenbriefe mitaufgeführt sein. Einen Beweis 
für eine solche Annahme vermag ich jedoch nicht beizubringen, 
da ich die Belehnungen der Wittgensteiner Grafen durch die 
Könige nicht eingesehen habe. 

Wenn jedoch auch in diesen wahrscheinlich vorliegenden Be¬ 
lehnungen der Forstbann nicht erwähnt sein sollte, was ich für 
sehr wahrscheinlich halte, so würde dadurch meine Vermutung 
nicht als unhaltbar erwiesen sein, weil die als Forstbann in 
älteren Urkunden zusammengefaßten Befugnisse in den späteren 
Zeiten, aus welchen erst die Lehenbriefe erhalten zu sein pflegen, 
schon gar nicht mehr als Teile oder Ausflüsse eines einzigen 
Rechtes empfunden wurden, sondern sich schon selbständig weiter¬ 
gebildet und vielfach mit anderen Befugnissen verquickt hatten. 

Die Schwierigkeit, diese Verhältnisse richtig zu beurteilen, 
wird durch die Tatsache erhöht, daß wir über die mit Forstbann 
bezeicbnete Rechtseinrichtung noch recht mangelhaft unterrichtet 
sind 1 ); soviel aber wird man mit Sicherheit behaupten können, 
daß dieser Bann die Form darstellt, in welcher man im Mittel- 
alter von Obrigkeits wegen die Benützung der weit ausgedehnten, 
nicht im Einzelbesitz befindlichen Hochwälder zu regeln ver¬ 
suchte. 

Die ältere Art der Nutzung wurde durch die ältesten Ansiedler 
ausgeführt, indem sie ihre Bedürfnisse an Brenn-, Nutz- und 
Bauholz, an Viehweide, Fischfang, Mergel- oder Sandgewinnung 


Für das Siegenerl&nd ist der Wildbann durch die Urkunde von 1259 (S.U., 
Bd. I, Nr. 28) ausdrücklich bezeugt. 

1) Vgl. die sehr unterrichtenden Darlegungen von H. Thimme im Archiv 
für Urkundenforschung II, 101 ff. and meine Bemerkung dazu ebenda 8. 327. 
Ferner in der neuen Auflage von R. Schröder, Lehrbuch der deutschen 
Rechtsgeschichte *, 8. 209 ff. und sonst. 
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aus den nicht in Einzelbewirtschaftang genommenen Waldangen 
deckten. Weiter unten maß aaf diese Art der W&ldnutzung zu- 
TÜckgekommen werden, weil sie der vollen Auswirkung des Forst¬ 
bannes mehrfach hindernd in den Weg trat, und gerade in diesen 
Zusammenstößen die Wurzeln der heutigen Zwistigkeiten liegen. 

Aaf welchen Grundlagen konnten sich non solche Verhältnisse 
entwickeln and wie ist diese Entwicklung za erklären? 

Ausdrückliche Zeugnisse über die Besitzverhältnisse an den 
nicht in landwirtschaftliche Benützung genommenen Teilen eines 
Landes nach altdeutschem Rechte in den ältesten Zeiten, von 
welchen wir Kunde haben, liegen nicht vor, und auch aus der 
Merowinger- und Karolingerzeit sind ausdrückliche Zeugnisse 
darüber nicht auf uns gekommen. 

Man hat infolgedessen darüber nur Vermutungen aussprechen 
können nnd zum Teil die Ansicht geändert, diese Wild- und Un¬ 
ländereien, diese Urwälder and Wüsten, der eremus, die menschen¬ 
leere Einöde seien res nullius gewesen, deren Besitznahme (occu¬ 
patio) jedem freigestanden habe. Diese Ansicht ist jedoch an- i 
gesichte der Tatsache, daß die Könige, solange wir ihre Tätig¬ 
keit verfolgen können, über den eremus Verfügungen getroffen 
haben, in letzter Zeit nur noch selten geltend gemacht worden, 
und man ist mehr dazu geneigt, diese Ländereien als Eigentum 
der Könige anzusehen, eine Annahme, welche in dem vielfach 
vorausgesetzten Bodenregal der Frankenkönige eine Stütze haben i 
könnte. 

Um sich einigermaßen Klarheit über diese Verhältnisse zu 
schaffen, möchte es sich jedoch empfehlen, den eigentlichen, auf 
römischer Grundlage ruhenden Eigentumsbegriff auszuschalten 
und die verschiedenen Einzelrechte, aus denen dieses Recht sich 
zusammensetzt, schärfer ins Auge zu fassen. Als solche sehe 
ich 1. das Verfügungsrecht über den Boden selbst (die Substanz) 
und 2. die verschiedenen Nutzungsrechte an. 

Da wohl die sämtlichen germanischen Staaten auf Kriegsrecht 
gegründet und durch Eroberungen entstanden sind, war der Grund 
und Boden, auf welchem sie errichtet waren, Eigentum des Er- 
•oberervolkes, falls nicht besondere Verträge darüber mit den 
.Unterjochten abgeschlossen worden waren. Ich brauche für die 
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Beurteilung dieses Einzelfalles diesen Gedanken nicht weiter 
nachzugehen, weil feststeht, daß wir uns im Wittgensteinschen 
auf fränkischem Boden befinden, allerdings hart an der säch¬ 
sischen Grenze. Nach fränkischem Rechte aber übte der König 
als beauftragter Vertreter des Volks dessen Hoheitsrechte aus 
und hatte also auch die volle Verfügung über alles nicht privatim 
von einzelnen Volksgenossen in Sondernutzung genommene Land. 
Diese Tatsache schloß nicht aus, daß die Volksgenossen nach 
alter auf der Notwendigkeit ruhender und mit ihr rechtskräftig 
zu beweisender Gewohnheit an diesen dem Gesamtvolke gehören¬ 
den, vom Könige ursprünglich in des Volkes Namen verwalteten 
Ländereien mit Recht Nutzungen in Anspruch nahmen, um ihre 
Bedürfnisse an Brenn-, Nutz- und Bauholz, an Weide und Streu, 
an Mergel und Sand, teilweise auch an Wild und Fischen aus 
ihnen zu befriedigen. 

Diese Nutzung des Volkslandes durch einzelne Volksgenossen 
bedurfte, wenn sie wohl auch anfangs planlos und ungeregelt 
vorgenommen wurde, der Regelung, und zwar je länger, je mehr, 
als das Siedelungsrecht (Okkupationsrecht) von der fortwährend 
an wachsenden Volksmenge in immer ausgedehnterem Maße in 
Anspruch genommen und ausgeübt wurde. Zusammenstöße bei 
derartigem freien Vorgehen und Verwüstungen durch einzelne, 
die der Gesamtheit schädlich wurden, konnten nicht ausbleiben 
and mußten die Notwendigkeit der Regelung durch eine höhere 
Gewalt klar zutage treten lassen. 

Eine solche Regelung war auf fränkischem Boden einzig und 
allein der König vorzunehmen befugt als ausführendes Organ 
des Volkswillens; er ließ diesen Volkswillen ausführen durch 
seine Beamten, die Grafen, und die Form, in welcher diese 
Regelung ausgeübt wurde, war der „Forstbann“. 

Obwohl in neuerer Zeit dieser Einrichtung genaueres Studium 
zugewandt worden ist, haben wir dennoch noch keine klare und 
vor allem noch keine einheitliche Anschauung über ihr Wesen 
und ihre Handhabung. Die ältere Zeit sah sie einzig und allein 
als ein nutzbares Recht an, und auch heute scheint diese Einschätzung 
noch vorzuherrschen. Es ist das bei der allgemeinen Vermischung 
von Staatsrecht und Privatrecht im Mittelalter auch nur zu er- 
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klärlich. Will man sich aber ein wirklich vorurteilsfreies Bild 
machen, so wird man auf die Grundlagen zurückgeben müssen. 
Und da ergibt sich denn wohl deutlich, daß die in Gestalt des 
Forstbanns an Wäldern in königlichen Bevorrechtungen ver¬ 
liehenen Rechte weniger bejahend und tatsächlich, als verneinend 
und ausschließend sind. Es sind keine Hoheitsrechte, welche 
der König weiterleiht: der Beliehene hat die Erlaubnis zu er¬ 
teilen zur Jagd, zur Fischerei, zur Rodung und Ansiedlung. Diese 
Rechte werden weiterverliehen. Hat der König sie nun in den 
Hochwäldern, in welchen er sie nicht weitergab, und auch in 
diesen Wäldern, ehe er sie weitergab, nicht ausgeübt, haben sie 
geruht und sind sie erst durch diese Verleihungen zum Leben 
erweckt? Ich glaube nicht, daß eine solche Annahme irgend¬ 
welche Berechtigung oder Grundlage hat. Wir haben vielmehr 
anzunehmen, daß die Könige diese Rechte ausgeübt haben, und 
wenn das der Fall war, so konnten sie sie, besonders auf fränkischem 
Gebiete, nur durch ihre Beamten, die Grafen, ausüben lassen, 
wie ihre anderen Hoheitsrechte. 

Es ist daher in diesem zur Besprechung stehenden Falle an¬ 
zunehmen, wie ich es auch für das benachbarte Siegerland an¬ 
genommen habe, daß die von den Grafen in den Hochwäldern 
unwidersprochen ausgeübten Herrschafts- oder Hoheitsrechte auf 
dem Forstbanne beruhen. 

Nach den vorgehenden Darlegungen ist es jedoch nicht not¬ 
wendig, anzunehmen, daß diese Rechte jemals den Grafen durch 
ausdrückliche Privilegierung erteilt worden sind, vielmehr ist an¬ 
zunehmen, daß sie dieselben kraft ihrer Grafeneigenschaft ausüben, 
mit anderen Worten, daß sie einen Ausfluß ihrer Grafengewalt dar¬ 
stellen. Wenn daher in den Archiven auch keine entsprechenden 
Verleihungen sich finden sollten, ja sogar, wenn in den späteren 
Lehnsurkunden (Regalienerteilungen) dieser Rechte in keiner 
Weise. Erwähnung geschehen sollte, so könnte damit weder die 
oben vorgetragene Vermutung über den Ursprung der Grafen¬ 
rechte, noch ihre Rechtsbeständigkeit angezweifelt oder gar an- 
gefochten werden. 

Nun wird man mir an dieser Stelle mit Recht den Einwurf 
machen können, daß aus dieser Darlegung der Anspruch der fürst- 
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liehen Häuser auf ein Eigentum an den Waldungen noch nicht 
als zu Recht bestehend bewiesen sei, und dieser Einwurf ist an 
sich berechtigt, denn diese ursprünglich den Grafen verliehenen 
Verfügungsrechte begründeten zweifellos kein Eigentum im 
heutigen Sinne. 

Jedoch ist auf diesen Einwurf zu erwidern, daß diese ur¬ 
sprünglichen Berechtigungen, welche wohl am richtigsten als Ge¬ 
haltsansprüche zu bezeichnen sind, allmählich erblich wurden, 
wie das Amt, mit dem sie verknüpft waren. Erhielten sie da¬ 
durch schon den einen Zug, den einen rechtlichen Bestandteil 
des Eigentums, die Erblichkeit, so gewannen sie auch allmählich 
die übrigen Bestandteile hinzu, seit die Grafschaft die Amts¬ 
eigenschaft zwar nicht theoretisch, aber praktisch immer mehr 
verlor und aus einem officium ein beneficium wurde. Als dann 
die Könige nicht mehr imstande waren, ihr Bodenregal, ihre alten 
Rechte an den nicht landwirtschaftlich genutzten Teilen des Volks¬ 
landes auszuüben, so daß diese ganz hinfällig wurden, war die 
Umbildung vollzogen. Das ursprünglich staatsrechtliche Verhält¬ 
nis war ein privatrechtliches geworden. Nur das immer wieder 
hervorgezogene Heimfallsrecht erinnerte noch schattenhaft an die 
ursprünglichen Zustände. 

Diese Entwicklung vollzog sich nun ganz langsam im Ver¬ 
laufe der Jahrhunderte, nnd selbst ihre einzelnen Stufen lassen 
sich schwer verfolgen und erkennen. Immerhin ist es möglich, 
daß die fürstlichen Archive Urkunden enthalten, aus denen her¬ 
vorgeht, seit wann die Grafen Verfügungen über den Hochwald 
zu eigenem Rechte durch Abverkauf usw. getroffen haben. Eine 
solche Feststellung würde jedoch nur einen nebensächlichen, 
höchstens wissenschaftlichen Wert l^aben, für die allgemeine 
Frage aber nach dem Eigentumsrechte der Fürsten ohne jede 
Bedeutung sein, weil diese ebenso, wie ihre Standesgenossen oben 
und unten im Lande, ohne jeden Widerspruch ihr Eigentumsrecht 
schon mindestens seit dem 16. Jahrhundert ausgeübt haben, so daß 
dieses Recht, wenn man es auch als rechtlich oder geschichtlich 
schlecht oder gar nicht begründet ansprechen wollte, durch Rechts- 
verjähntng ausreichend geschützt und also als vollkommen rechts¬ 
beständig zu bezeichnen ist. 

Viert«lj*hr«ehr. f. SosUl- n, WirUchafUf «schichte. XVI. 4 
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Fragt man nun nach den Besonderheiten dieses Eigentums, 
und damit komme ich zu der zweiten Frage, so wird darauf 
kaum eine klare und eindeutige Antwort zu geben sein, auch 
wenn man, was eigentlich selbstverständlich ist, von vornher¬ 
ein späterhin durch Erbschaft, Kauf oder sonstwie erworbenes 
Eigentum (Schatulgut, usw.) von der Betrachtung ausschließt. 

Herr Bredt hat mit Recht darauf hingewiesen, daß man es 
hier mit Besitz zu tun hat, welchen man als Domanialbesitz zu 
bezeichnen pflegt, und er hat auch mit Recht betont, daß in den 
Grafschaften Berleburg und Wittgenstein noch nicht, wie in 
anderen Territorien, eine Auseinandertrennung der verschiedenen 
Arten von Domänen stattgefunden habe. Wenn er aber weiter 
der Ansicht zu sein scheint, daß man im Mittelalter keinen Unter¬ 
schied im Domanialbesitze gekannt habe, so befindet er sich im 
Irrtume. Im Mittelalter, besonders im frühen Mittelalter, hat man 
die verschiedenen Domänenarten, welche die Römer wohl zu 
unterscheiden verstanden, auch noch auseinanderzuhalten ver¬ 
standen 1 ). Insbesondere unterschied man ganz klar zwischen 
Staats-, Krön- und Familiendomänen. 

Daß die Hochwälder als ursprüngliches Volksvermögen be¬ 
trachtet, nach ihrem Übergang in die Hand des Königs nur als 
Staatsdomänen anzusehen sind, scheint mir klar zu sein. Aber 
ebenso unzweifelhaft ist es mir, daß sie diese rechtliche Eignung 
nach ihrer Besitzergreifung durch die Grafen allmählich verloren 
haben; bat doch weder der König als Vertreter der Staatsgewalt, 
noch irgendeine andere Gewalt, die aus gleicher Wurzel ein Recht, 
für das deutsche Volk, den deutschen Staat als solchen aufzu¬ 
treten, hergeleitet hätte, jemals auf diese Wälder Anspruch er¬ 
hoben. 

Trotzdem oder vielleicht auch infolgedessen ist die Frage 
aufzuwerfen, wie ist diese Vermögensmasse im Verhältnisse zum 
Hause und zum Lande Wittgenstein zu beurteilen? Stellt sie 
etwa Staatsdomänen der Grafschaft dar, oder sind es lediglich 
Krön- bzw. Familiendomänen der Grafen? oder trifft beides 
zu, so daß hier, worauf Professor Bredt hinzudeuten scheint, 


1) A. Dopsch, Die Wirtechaftaentwicklung der Karolingerzeit I, S. 150 f. 
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eine Auseinandersetzung, eine Auseinandertrennung stattzufinden 
hätte. 

Es sind das sehr verwickelte Fragen, welche aber m. E. nicht 
auf dem von Herrn Bredt angedeuteten Wege ihrer Lösung ent¬ 
gegengeführt werden können, indem man das Beispiel der Klein¬ 
staaten, in welchen nach der Revolution von 1918 eine solche 
Auseinandersetzung stattgefunden hat, heranzieht und vielleicht 
als Vorbild anzunehmen geneigt wäre. 

Denn in den Kleinstaaten ruhte unzweifelhaft auf den Domänen 
noch die Verpflichtung, die Kosten des Staates in Verwaltung, 
Rechtspflege und Wehrmacht z. T. zu bestreiten. In Wittgen¬ 
stein war das jedoch nicht der Fall: all diese aus der Ausübung 
der Hoheitsrechte herrührenden Verpflichtungen hatte der preußi¬ 
sche Staat vertragsmäßig übernommen. Bis auf ganz unbedeutende 
Ehrenrechte hatte der Staat Preußen die Fürsten von Wittgen¬ 
stein aller Hoheitsrechte entkleidet, damit aber auch ganz ohne 
Zweifel aller daraus fließenden Verpflichtungen ledig gesprochen, 
so daß alle Rechte, aller Besitz, welchen die Fürsten früher auf 
staatsrechtlicher Grundlage innegehabt hatten, ihnen nunmehr als 
Privatrechte von dem Staate, dem sie als Untertanen eingefügt 
waren, gewährleistet war. Mit anderen Worten: eine Ausein¬ 
andertrennung der vielleicht nachzuweisenden verschiedenartigen 
Domänen im Wittgensteinschen Besitze ist jetzt, nachdem diese 
Besitzungen der staatsrechtlichen Grundlage seit vielen Jahr¬ 
zehnten entkleidet sind, nicht mehr möglich. Sie sind, seit die 
Grafschaften als staatliche Gebilde zu bestehen aufgehört haben, 
Privateigentum geworden. Darin liegt der durchgreifende Unter¬ 
schied z. B. zwischen den Verhältnissen dieser Grafschaft und 
den immer noch souveränen lippischen Fürstentümern, welche 
ihre Staatsausgaben selbst bestreiten müssen. 

Nach diesen Darlegungen ist also das Besitzrecht der fürst¬ 
lichen Häuser Sayn-Wittgenstein an den Hochwäldern des Kreises 
nicht nur als Eigentum, sondern ausdrücklich als Privateigentum 
zu bezeichnen und anzuerkennen. Ihm steht der Schutz des 
§ 153 der Reichsverfassung zu. 

Sollte man aber trotzdem auf eine Nachprüfung dieser Rechts¬ 
verhältnisse ausgehen, so ergibt sich aus den vorstehenden Auße- 

4* 
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rangen ohne weiteres, daß die Gemeinden des Kreises Wittgen¬ 
stein weder jede einzeln, noch alle in ihrer Gesamtheit irgend¬ 
einen Anspruch anf die Gesamtheit der Waldangen oder einen 
Teil derselben auf Grand der allmählichen Entwicklung der Be¬ 
sitzverhältnisse an ihnen zn erheben imstande sind, sondern 
höchstens der preußische Staat in seiner doppelten Eigenschaft 
als Rechtsnachfolger 'der alten deutschen Könige und zweitens, 
weil er die früher von den Grafen von Wittgenstein ansgeübten 
Hoheitsrechte and damit auch die Bestreitung der Kosten der¬ 
selben übernommen hat. 

Dieses Eigentum der Fürsten ist jedoch anerkanntermaßen 
dnrch bestimmte Berechtigungen der Gemeinden oder richtiger 
Gemeindeeingesessenen beschränkt, aus welchen ihre Vertreter 
einen Eigentumsanspruch oder wenigstens ein Mitbesitzrecht an 
ihnen konstruieren möchten. 

Um die Unhaltbarkeit eines solchen Anspruches darzutun, 
bedarf es einer Klarlegung dieser Verhältnisse, und damit komme 
ich zur dritten Frage. 

Die hier zu beobachtenden Verhältnisse sind im allgemeinen 
durchaus nicht als Sondererscheinungen zu bewerten, sie ent¬ 
sprechen vielmehr allgemein in allen Gebieten Deutschlands, in 
Franken und Sachsen, gleichmäßig zu beobachtenden Gewohn¬ 
heiten, welche in überall übereinstimmend hervortretenden wirt¬ 
schaftlichen Einrichtungen ihre Grundlage haben. Nur Acker¬ 
land und später Gärten, Wiesen und teilweise Weiden für das 
sogenannte Hausvieh hatte' der einzelne Hausbesitzer in Sonder¬ 
bewirtschaftung ; die übrigen Bedürfnisse des Haushalts pflegte 
er aus den Gemeinheiten, den Allmenden, oder wie sie sonst 
genannt werden, zu decken. 

Eigenartig liegt der Fall im Wittgensteinschen nur nach zwei 
Richtungen. Erstens sind diese patriarchalischen Einrichtungen, 
die in den meisten Gegenden Deutschlands schon seit vielen Jahr¬ 
zehnten einer intensiven Sonderwirtschaft Platz gemacht haben, 
in den Grafschaften erst sehr spät, ja z. T. gegenwärtig über¬ 
haupt noch nicht abgeschaflt, und zweitens scheint die Form, in 
welcher sie ausgeübt worden sind und teilweise noch ausgeübt 
werden, eine eigenartige zu sein. 
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Den ersten Umstand will der Vertreter der Gemeinden, Herr 
Rechtsanwalt Schückino, als Handhabe benützen, um für die Ge¬ 
meinden bzw. die Grafschaftseingesessenen vorteilhaftere Ergeb¬ 
nisse auf Kosten der Fürsten zn erzielen, indem er die über die 
Ablösungen der Berechtignngen vorliegenden Verträge, die Rezesse, 
in ihrer Rechtsbeständigkeit angreifen will, weil sie von falschen 
Grundlagen ansgegangen seien; und um zu beweisen, daß diese 
Grundlagen unrichtig seien, verlangt er Öffnung der fürstlichen 
Archive. 

Demgegenüber haben die Vertreter der Regierung, besonders der 
des Landwirtschaftsministeriums, auf das bündigste erklärt, daß 
diese Rezesse rechtsbeständig und als res judicatae anzusehen 
seien, eine Auffassung, welcher kaum widersprochen werden 
kann, weil die Generalkommissionen, vor denen diese Verträge 
abgeschlossen sind, richterliche Eigenschaften besaßen. Sie 
können daher nur im Wege eines Wiederaufnahmeverfahrens auf 
Grund eines Rechtsirrtums, oder wenn ein Formfehler nachge¬ 
wiesen werden könnte *), angefochten werden. 

Beides sucht nun Herr Schückino nachzuweisen; aber die 
meisten Einwände, die er vorbringt, enthalten Einwände gegen 
das Verfahren der Generalkommissionen selbst und die durch 
dasselbe hervorgerufenen Folgen. Man mag über die innere Be¬ 
rechtigung der Maßnahmen dieser Behörden und die segensreichen 
oder unheilvollen Wirkungen ihrer Tätigkeit urteilen, wie man 
will, das eine steht jedenfalls fest, daß diese Wirksamkeit ju¬ 
ristisch auf das sorgfältigste verklausuliert war und durchaus 
den als Gesetze anzuerkennenden Vorschriften entsprechend aus¬ 
geübt wurde, so daß im allgemeinen Einwendungen gegen ihre 
Maßnahmen als durchaus ungerechtfertigt zurückzuweisen sind, 
was ja auch der Vertreter des Landwirtschaftsministeriums aufs 
bündigste getan hat. 

Im einzelnen aber könnte ein gerichtliches Wiederaufnahme¬ 
verfahren nur dann gerechtfertigt erscheinen, wenn für einzelne 
Rezesse Formfehler nachgewiesen werden könnten, oder im all- 

1) Das scheint Herr Schückino für einzelne Fälle anzunehmen, in welchen 
die abschließenden Gemeindevertreter nicht die wirklich dazu berechtigten 
und abgeordneten Persönlichkeiten gewesen sein sollen. 

/* 
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gemeinen, wenn die Rechtsgrundlagen, welche angenommen sind, 
als irrtümlich nachzuweisen wären. 

Die erste Frage bedarf hier, weil sie nur Einzelfälle betreffen 
kann, die auch im einzelnen gesondert zu verhandeln wären, 
keiner Besprechung. Es handelt sich nur darum, ob im allge¬ 
meinen den Verträgen eine rechtsirrtümliche Auffassung zugrunde 
liegt. 

Um das zu prüfen oder, wohl richtiger, um das festzustellen, 
wünscht oder verlangt vielmehr Herr Schücking ebenfalls Ein¬ 
sicht in die fürstlichen Archive, weil das ihm bis jetzt, be¬ 
sonders aus dem Staatsarchive Münster, vorgelegte Aktenmateriai 
Beines Erachtens zur Erlangung einwandsfreier Ergebnisse nicht 
ausreicht. 

Er kommt zu diesem Schlüsse hauptsächlich durch die Er¬ 
wägung, daß die Form der bäuerlichen Nutzung am Hochwalde 
auch im Wittgensteinschen die allerdings in den meisten Gegen¬ 
den Deutschlands zu beobachtende Form der Marknutzung an¬ 
genommen haben müsse. Diese Behauptung kann nicht als un¬ 
bedingt richtig anerkannt werden, weil solche oder ähnliche 
Nutzungsrechte auch in anderer Form ausgeübt worden sind, und 
zwar gerade in dem Teile Deutschlands, zu welchem die Graf¬ 
schaft Wittgenstein gehört. Auch im Siegenschcn, dessen Wirt¬ 
schaftsgeschichte — wenigstens für die neuere Zeit — voll¬ 
kommen geklärt ist I ), fehlen Markgemeinden und Markgenossen¬ 
schaften vollkommen, und auch in anderen angrenzenden Terri¬ 
torien scheinen sie nicht zur vollen Ausbildung gekommen zu 
sein. Das Postulat kann also nicht aufrechterhalten werden, und 
damit fallen auch die anderweitig von Herrn Schücking aller¬ 
dings nur angedeuteten Forderungen und Behauptungen in sich 
zusammen. Immerhin erscheint es jedoch im Interesse der Sache 
wünschenswert, aus den Archiven der fürstlichen Häuser mit 
Sicherheit festzustellen, inwieweit die Behauptungen des Herrn 
Schücking den Tatsachen entsprechen. 

Bis jetzt ist jedenfalls keine Urkunde zutage getreten, welche 
von Markgenossenschaften im Kreise Wittgenstein Kunde gibt, 

1) Vgl. unter anderem die von mir herausgegebenen Beiträge zur Wirt¬ 
schaftsgeschichte des Siegerlandes. 
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and die Entwicklung, soweit wir sie verfolgen können, bietet 
keinerlei Handhabe zu der Annahme, daß solche bestanden haben 
könnten. Diese Entwicklung ist auch aus dem geringen zur Ver¬ 
fügung stehenden Stoffe mit genügender Deutlichkeit festzustellen. 

Es hat sich nämlich der höchst verdienstliche Landrat Groos 
welcher in den 40er und 50er Jahren des 15. Jahrh. den Kreis 
verwaltete, als 1848 ff. ähnliche Unruhen, wie die neuerlichen, aus¬ 
brachen, angelegen sein lassen, Unterlagen für eine rechtlich be¬ 
gründete Beurteilung der Verhältnisse in seinem Kreise zu erhalten. 
Er hat seine damaligen Feststellungen an das Oberpräsidium be¬ 
richtet, und zwar teilweise unter Beifügung der J/eweisenden 
Aktenstücke, und diese Berichte mit ihren Beilagen haben auch 
Herrn Schücking Vorgelegen. Sie scheinen mir einen vollkommen 
klaren Einblick in die Verhältnisse zn gewähren, wenn man sich 
nur nicht den Blick durch das in keiner Weise gerechtfertigte 
Postulat von Markgenossenschaften oder Markgemeinden auch 
für dieses Gebiet trüben läßt. 

Ehe ich jedoch auf die Besprechung dieser Verhältnisse im 
einzelnen eingehe, muß ich erneut darauf hinweisen, daß die hier 
noch im 19. Jahrhunderte zu beobachtende, ja heutzutage teil¬ 
weise noch aufrechterhaltene Wirtschaftsform die vom frühen 
Mittelalter bis in die neue Zeit — selbstverständlich mehr oder 
weniger modifiziert — in ganz Deutschland und über dessen 
Grenzen hinaus allgemein gebräuchliche Wirtschaftsform gewesen 
ist; ja sie ist offenbar die älteste indogermanische Wirtschaftsform 
überhaupt. Denn schon'Tacitus hat sie bei seiner Beschreibung 
in der Germania vor Augen, und auch die römische Wirtschaft 
war ursprünglich gleichgestaltet. Nur Körnerbau und Viehzucht 
wurden vom einzelnen für sich betrieben, alles andere war mehr 
oder weniger Gemeinwirtschaft. Aber sogar Fruchtban und Vieh¬ 
zucht waren ursprünglich gemeinschaftlich ausgeübt worden, und 
Reste der Gemeinwirtscbaft in Gestalt der Dreifelderwirtschaft 
und der gemeinen Weide sind auch bei diesen Teilen bäuerlicher 
Tätigkeit noch lange zu beobachten, am längsten selbstverständ¬ 
lich in so abgelegenen, so lange vom Weltverkehr und damit 
von der Ein- und Zufuhr abgeschnittenen Gegenden, wie sie das 
Wittgensteiner Bergland darstellt. 
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Und altertümlich ist erst recht die Art, in der diese Wirt¬ 
schaftsform gehandhabt wurde. Nicht Markengemeinden, sondern 
die politischen Gemeinden waren die ausübenden Faktoren dieser 
Gemeinwirtschaft, aber io einer weit ursprünglicheren nnd ein¬ 
facheren Form, als sie bei den aus- nnd durchgebildeten Marken¬ 
gemeinden zu beobachten ist. 

Denn es ist ein offenbarer Irrtum unserer heutigen Rechts¬ 
geschichte, die markeugenossenschaftliche Wirtschaftsform bis in 
die ältesten Zeiten znrückdatieren zn wollen nnd von Volks¬ 
marken. Ganmarken nsw. in dem Sinne zn sprechen, als ob die 
Nutzung von Volksland in alter* Zeit schon so ins einzelne ge¬ 
regelt gewesen wäre, wie wir das in den späteren Marken kennen 
lernen. Nirgendwo finden sich für solche Organisationen iu den 
Quellen Nachweise, und die Arbeiten von Schotte ') und D. Phi¬ 
lippi ') nehmen mit Recht an, daß die Waldmarken als festge¬ 
fügte Einrichtungen iu ihren Anfängen kanm vor das Ende 
des 11., den Eingang des 12. Jahrhunderts zn setzen sind, ihre 
vollständige Ausbildung aber erst im Laufe des 13. Jahrhunderts 
erhalten haben. 

Die älteste Form der Waldnutzung war eine wesentlich ein¬ 
fachere; sie konnte auch so lauge aufrecht erhalten bleiben, wie 
die an der Waldnutzung Beteiligten auch noch meistens selbst 
ihre Güter unter dem Pfluge hatten, und das war gerade in den 
abgelegenen Gebirgsgegenden die längste Zeit der Fall und ist 
es teilweise noch heute, während in weiter fortgeschrittenen, dem 
Verkehre zugänglichen Teilen Deutschlands das Eigentum an 
Grund und Boden nicht mehr in der Hand seines unmittelbaren 
Benutzers war. Diese verwickelteren Besitzverhältnisse verlangten 
straffe Ordnung der ganzen Einrichtung und haben so der Mark¬ 
genossenschaft zum Ausbau verholfen. Bei der Altertümlichkeit 
der Wittgensteiner Verhältnisse ist offenbar eine solche Not¬ 
wendigkeit niemals eingetreteu, und in den Fällen, in welchen 
es den bäuerlichen Nutznießern darauf ankam, gemeinschaftlich 

1) G. Schotte, Stadien zur Geschichte der westfälischen Mark und Mark¬ 
genossenschaft. 

2) Die Erbezam, Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsge- 
schichte. Herausgeg. von Otto Gierke, Heft 142. 



Der Streit um den Wittgensteiner Wald. 


57 


ihre Sache zu verfechten, genügte die vorhandene Organisation 
der Landgemeinde, wie die zahlreichen Prozesse am Reichs¬ 
kammergericht klar erweisen, in welchen auch niemals Markge¬ 
nossenschaften auftreten. 

So finden wir auch keine Holtinge oder Holzgeri^chte und 
keine Holzgrafen oder Markenrichter im Wittgensteinschen und 
ebensowenig begegnen wir dort einem Obermärker oder Marken¬ 
herrn. 

Daraus ergibt sich mit fast vollkommener Sicherheit, daß 
Herr Schücking sein Postulat zu Unrecht stellt, und es kann 
Yorausgesagt werden, daß auch ein Durchstöbern der fürstlichen 
Archive kein ihm günstiges Ergebnis zeitigen würde. 

Nichtsdestoweniger ist dieser Hinweis des Herrn Rechtsan¬ 
walts dankenswert, denn er gibt trotz seiner höchstwahrscbein- 
lichen Haltlosigkeit im einzelnen für die allgemeine Auffassung 
der vorliegenden wirtschaftlichen Verhältnisse einen richtigen An¬ 
haltspunkt. 

Es handelt sich durchaus um ähnliche Einrichtungen, wie sie 
die Markengemeinde bis ins einzelne geordnet verwaltet, aber 
diese Einrichtungen treten in viel freierer und ursprünglicher 
Gestaltung auf. Will man eine Angleichung versuchen, so könnte 
man den ganzen Kreis oder je die einzelnen Grafschaften Wittgen¬ 
stein und. Berleburg je einer Mark gleichsetzen. Man könnte 
dann entsprechend die Eingesessenen als Markgenossen, als Mark¬ 
nutzer bezeichnen und die Waldteile, in welchen gewohnheits¬ 
rechtlich einzelne Gemeinden Sonderrechte ausüben, den Heim- 
schnaten oder Bauerfrieden des Osnabrücker Landes oder den 
Sondermarken anderer Gegenden gleichstellen. Die Grafen aber 
würden zugleich als Holzgrafen, als Markenrichter und als Eigen¬ 
tümer der Mark anzusehen sein. Die ersten Eigenschaften und 
Rechte besitzen sie als Nachfolger der alten karolingischen Grafen; 
wie sich das Eigentum vermutlich aus diesen Verwaltungsbefug¬ 
nissen entwickelt hat, ist oben angedeutet. 

Auf keinen Fall aber kann von den Gemeinden ein Privateigentum 
am Walde in irgendeiner Form in Anspruch genommen werden, 
es sei denn, daß sie dasselbe nachweisbar von den Grafen er¬ 
kauft hätten. Selbst an den oben beispielsweise angeführten 
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Waldteilen, in welchen sie zugestandenerweise Sondernntznngen 
aasüben, können sie Eigentum auf Grund dieser Sondernutznngen 
nicht in Anspruch nehmen, denn diese Nutzungsrechte sind nie¬ 
mals als ein Ausfluß des Eigentumsrechtes angesehen oder gar 
anerkannt worden, sondern stets als Ansprüche an der Sache 
eines andern (res aliena). 

Dementsprechend sind sie stets römischrechtlich als Servi¬ 
tuten, deutschrechtlich als „Dienstbarkeiten“ aufgefaßt worden, 
und es läßt sich nicht leugnen, daß diese Auffassung im ganzen 
zutreffend ist. Tm einzelnen aber bedarf sie der Richtigstellung, 
weil eine zu straffe und zu schroffe Einreihung dieser Berech¬ 
tigungen unter diese feststehenden und geregelten Rechtsbegriffe 
nicht nur zu Härten, sondern sogar zu Verunrechtungen führen 
kann, ja auch tatsächlich geführt hat. Es sind eigenartige Rechts¬ 
verhältnisse, welche nach den in ihnen selbst liegenden Normen, 
nicht aber nach einem nicht vollkommen zutreffenden Schema 
behandelt sein wollen. 

Den richtigen Standpunkt diesen Dingen gegenüber kann man 
erst gewinnen, wenn man sie auf ihren Ursprung zurückverfolgt 
und ihre Grundlagen prüft und dann ihre Weiterentwicklung sich 
zu vergegenwärtigen versucht. 

Ich habe bis jetzt die Berechtigungen der Gemeinden und 
ihrer Glieder nur tatsächlich geschildert und ihre wirtschaftliche 
Notwendigkeit betont, die recbtshistorische Seite der Sache jedoch 
einstweilen außer acht gelassen. Aber um volle Klarheit zu er¬ 
halten, muß die Frage aufgeworfen werden, worauf gründen sich 
diese Ansprüche? 

Sie sind rechtlich nur zu begründen mit den Eigenschaften 
der sie erhebenden Personen als Mitglieder des Volkes einerseits 
und als Vertreter einer Siedelstelle andererseits. 

Wenn der Grund und Boden der Hochwälder ursprünglich 
als Eigentum des das Land erobernden oder es friedlich in Be¬ 
sitz nehmenden (okkupierendem) Volkes anzusehen ist, so hat auch 
das Volk als solches die Verfügung darüber, und die Volksge¬ 
nossen besitzen je nach ihrem Wohnorte die Nutznießung der 
einzelnen Teile. Eine Verfügung über die Masse (substantia) 
des Hochwaldes steht also weder dem einzelnen Volksgenossen 
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noch auch des aus solchen Mitgliedern des Volkes gebildeten 
Gemeinschaften (Gemeinden) zu, wohl aber die Nutznießung 
der Teile, welche an ihr Ackerland, ihre Siedelang grenzen oder, 
wohl richtiger ausgedrtickt, derjenigen Teile, aas welchen ihre 
Siedelang herausgeschnitten ist, mit,anderen Worten, der Volks¬ 
genosse erwirbt mit seiner Ansiedelung, die durch Urbarmachung 
eines entsprechenden Abschnitts aus dem bis dahin ungenutzt liegen¬ 
den Volkslande und durch den Bau einer Wohngelegenheit erfolgt, 
einerseits die Alleinnutzung der Rodung, welche allerdings noch 
der Stoppelhude der Gemeinheit unterworfen bleibt, und anderer 
seits die Mitnutzung der liegen bleibenden Teile zur Deckung 
seiner Bedürfnisse, soweit er sie aus seiner Rodung nicht decken 
kann, also für Gewinnung von Brand-, Bau- und Geschirrholz, 
Weide, Streu, Bodenverbesserungsmitteln (Mergel, Sand, Gips, 
wenn vorhanden) und ursprünglich auch zum Wild- und Fisch¬ 
fang, obwohl diese Nutzungen schon frühzeitig beschränkt oder 
ganz eingezogen wurden. So war es wenigstens in Franken, 
und Wittgenstein ist fränkischer Boden. 

Ans diesem Gesamtbilde sind mehrere Züge besonders zu er¬ 
läutern und zu betonen, weil sie unseren Anschauungen nicht 
entsprechen: 

1. Werden die Nutzungsberechtigungen zwar durch die Person 
des Ansiedlers ausgeübt; sie stehen ihm aber nicht persönlich zu, 
sondern nur als Inhaber der Siedlung (Solstätte). Sobald also 
diese seine Eigenschaft entfällt, verliert er auch die Berechtigung. 
Geht also sein Anwesen auf irgendeine Weise in den Besitz 
ein^p anderen über, so geht auf den Erwerber auch ohne weiteres 
die Berechtigung mit über. Wird die Wirtschaft auf der Sol- 
stätte aufgelöst, so erlischt auch die Berechtigung. Daraus er¬ 
folgt ohne weiteres, daß der Berechtigte über seine Ansprüche 
an den Hochwald nicht als über ein Sonderrecht verfügen kann. 
Er kann sie nur als ein an seiner Solstätte haftendes Recht mit 
dieser veräußern. 

2. Da es sich um eine Befriedigung seiner anerkannten Be¬ 
dürfnisse handelt, ist der Siedler nicht berechtigt, seinen Anspruch 
als beliebig nutzbares Recht anzusehen und auszunützen, viel¬ 
mehr hat er die von ihm aus dem Walde gezogenen Gegenstände 
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in seiner eigenen Wirtschaft zn verwenden and kann keine weiter¬ 
gehenden Anforderungen erheben. Er hat dann auch selbstver¬ 
ständlich die Gegenstände selbst zn empfangen, nicht aber eine 
dafür ihm etwa angebotene Entschädigung. Hier liegt also ein 
Grand vor, aas welchem man die Berechtigung einer Ablösung 
bestreiten könnte. Und es ist unzweifelhaft im wirtschaftlichen 
Sinne lebhaft zu bedauern, daß man einen solchen Einspruch 
nicht durchführen kann; man kann es aber nibht, weil die für 
die Ablösungsverfahren der Generalkommissionen grundlegende 
Gesetzgebung diesen Gesichtspunkt durchaus verkannt hat. Sie 
hat ihn aber verkannt, weil in den meisten Gegenden Deutsch¬ 
lands die Verhältnisse sich zurzeit ihrer Verabschiedung so ent¬ 
wickelt hatten, daß schon tatsächlich die Markengerechtigkeit 
zwar an den Grundbesitz gebunden erachtet, andererseits aber 
als selbständiger Vermögensteil angesehen wurde. Daß auch 
nach dieser Richtung in den Wittgensteiner Grafschaften noch 
ältere Zustände und ältere Anschauungen lebendig waren, ist 
unten noch auseinanderzusetzen. Zunächst ist noch ein dritter 
Funkt zu erwähnen. 

3. Die Stellung der Gemeinden in diesen ganzen Verhältnissen 
erscheint mir nicht rechtlich befestigt und begründet, sondern 
nur durch die Bedürfnisse des Augenblicks und die Wirtschafts¬ 
verhältnisse bedingt. Die Bedürfnisse des Augenblicks traten 
hervor, sobald Streitigkeiten entstanden. Ein einzelner Berech¬ 
tigter war kaum imstande wirkliche oder vermeintliche Ansprüche 
im Widerspruche gegen die Grafen oder ihre Beamten durchzu¬ 
setzen. Nur die Unterstützung seiner Gemeindegenossen gab 
ihm Aussicht auf Erfolg. Er konnte solche Unterstützung aber 
meistens leicht gewinnen, weil durch Beeinträchtigung oder Ver¬ 
kürzung eines einzelnen, auch die Rechte seiner Genossen be¬ 
droht wurden. Die Wirtschaftsverhältnisse führten von selbst 
die Gemeinden als Vertretung des einzelnen ein, weil ein Teil der 
Berechtigungen, insbesondere die Hude, gemeinsam geübt, von 
der Gemeinde als solcher durch ihren Hirten durchgeführt wurde. 
Trotzdem aber besaßen die Gemeinden als solche die Berech¬ 
tigungen nicht, sondern ihre Glieder als Besitzer von Solstätten. 
Es ergibt also auch diese Erwägung, daß der mehrfach seitens 
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der Gemeinden als Körperschaften erhobene Ansprach anf Eigen¬ 
tum am Walde jeder Grundlage entbehrt. Die einzelnen An¬ 
siedler besaßen und besitzen ihre Berechtigungen nicht als Mit¬ 
glieder ihrer Gemeinde, auch dann nicht, wenn sie sie nach altem 
Gewohnheitsrechte gemeinsam mit ihren Gemeindegenossen aus¬ 
üben. Wenn daher zu den Verhandlungen Gemeindevertreter 
erschienen waren, so konnten sie ihre Berechtigung dazu nicht 
aus einer ihnen von der Gemeinde als solcher verliehenen Voll¬ 
macht herleiten, sondern nur als Vertreter der berechtigten Mit¬ 
glieder ihrer Gemeinden anerkannt werden. Ich nehme an dieser 
Stelle Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß nach den obigen Dar¬ 
legungen nicht allen Grafschaftseingesessenen die Berechtigungen 
ohne weiteres zustehen, sondern nach .alten, logisch entwickelten 
Grundsätzen nur denjenigen, welche sie zur Aufrechterhaltung 
ihrer Wirtschaft benötigten, also den „ Solstättenbesitzem “. Wie 
weit diese Gepflogenheiten noch aufrecht erhalten sind, vermag 
ich ohne genauere Untersuchung nicht zu sagen. Im Zweifelsfalle 
hat aber jedenfalls die oben angedeutete Beschränkung aufrecht 
erhalten zu bleiben. 

Ich habe schon oben (S. 58) angedeutet, daß die Bezeichnung 
und Behandlung dieser Berechtigungen als Servituten oder Dienst¬ 
barkeiten, d. h. als Berechtigungen an fremder Sache, nicht 
ganz zutreffend seien. Freilich heute gelten die Waldungen als 
Eigentum der Fürsten; als aber die Gerechtigkeiten der Graf¬ 
schaftseingesessenen bei ihrer Ansiedlung entstanden, waren die 
Grafen noch Verwalter der Hochwälder, die Reichsgut oder eigent¬ 
lich Volksvermögen darstellten. Da nun die Ansiedler Volksge¬ 
nossen waren, hatten sie Ansprüche an das Volksvermögen, frei¬ 
lich keine Privateigentumsansprüche sondern Nutzungsansprüche. 
Ursprünglich standen sie also den Waldungen nicht als einer frem¬ 
den Sache, sondern viel eher als einer eigenen Sache gegenüber, 
an welcher sie zwar kein Privateigentum in Anspruch nehmen 
konnten, an der sie jedoch, wenn man den Eigentumsbegriff ein¬ 
mal in diese entfernten Zeiten zurückdatieren will, ein Miteigen¬ 
tum unbedingt besaßen. 

Es liegt mir nun fern, behaupten zu wollen, man könne oder 
solle sogar diese jahrhundertelange Entwicklung, weil ihr Schluß- 
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ergebnis den Anfangsabsichten and AnfangsanBichtea nicht mehr 
vollkommen entspricht, wieder aufrollen und die jetzigen allseitig 
als za Recht bestehenden Zustände als rechtsnnbeständig erklären. 
Einem solchen Verfahren würde schon die Erwägung, daß die Ent¬ 
wicklung der Verhältnisse bis ins 19. Jahrhundert jeweils von 
allen Beteiligten als richtig anerkannt worden ist, entgegenstehen. 
Trotzdem aber möchte diese Klarstellung den Gedanken nahe¬ 
legen, bei weiterer Regelung der Sache den Eingesessenen mög¬ 
lichst entgegenzukommen und ihren wirklichen Bedürfnissen ge¬ 
recht zu werden zu versuchen, während allerdings den ganz 
grundlosen weiteren Anforderungen, welche nur auf eine mühe¬ 
lose Bereicherung abzielen, streng entgegenzutreten wäre. 

Waren schon die bis jetzt besprochenen Verschiebungen recht¬ 
licher Anschauungen der Anwendung römisch-rechtlicher Begriffe 
auf alte deutsche Einrichtungen seit dem 16. Jahrhundert zuzu¬ 
schreiben, so bat die um die Mitte des 19. Jahrhunderts durch- 
gefütrrte Mißdeutung der Rechte der Grafschaftseingesessenen am 
Hochwalde einen ähnlichen Grund, nämlich die Annahme, daß 
die Grafschaftseingesessenen nicht ein Recht auf Anweisung 
von Holz, Streu und Weidegelegenheit im Wald haben, und um¬ 
gekehrt, daß die fürstliche Verwaltung nur die Nutzung des 
Waldes durch die Kreiseingesessenen als Verwaltungsbehörde zu 
regeln hat und allenfalls Anspruch auf Ersatz der Werbungs¬ 
kosten erheben kann, sondern die Verwaltung ist nur für ver¬ 
pflichtet erklärt, den Grafschaftseingesessenen Holz zu einem an¬ 
gemessenen oder Vorzugspreise zu verkaufen, d. h. also aus 
den Anweisungsgebühren und der Erstattung der Selbstkosten 
ist durch die Gerichtsentscheidungen der 40er Jahre des 19. Jahr¬ 
hunderts, welche sich um die Entstehung und Entwicklung der 
fraglichen Rechte in keiner Weise gekümmert haben, trotz des 
lebhaften Widerspruchs des damaligen, vortrefflich über die ganze 
Sache unterrichteten Landrats Groos ein Kaufpreis gemacht wor¬ 
den. Wie sehr durch diese Veränderung die ganzen Verhältnisse 
verschoben worden sind, braucht und kann hier im einzelnen 
nicht ausgeführt zu werden. 

Wenn die Grafschaftseingesessenen gegen diese gerichtlichen 
Entscheidungen, welche auf einer gänzlich falschen Grundauf- 
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fassang aafgebaut sind, ein Wiederaufnahmeverfahren einleiten 
wollten, so mußte das zweifellos za einer anderweitigen Regelang 
der Verhältnisse and za einer Nachprüfung auch der oben er¬ 
wähnten Rezesse, die an sich res jadicatae darstellen, aber eben 
aaf diesen irrigen Entscheidungen faßen, führen. Auf jeden 
Fall aber müssen auch diese Feststellungen es als moralisch 
gerechtfertigt, ja geboten erscheinen lassen, die Ansprüche der 
Grafschaftseingesessenen, welche durch diese richterlichen Ent¬ 
scheidungen ohne Zweifel beeinträchtigt sind, mit möglichstem 
Entgegenkommen za behandeln. 

Als Gesamtergebnis der vorstehenden Darlegungen ist zu 
buchen, daß die Anforderungen der Grafschaftseingesessenen als 
solcher zunächst im einzelnen genauer darauf zu prüfen sind, ob 
ihnen überhaupt Berechtigungen im fürstlichen Hochwald zu¬ 
stehen, da es sich um Realberechtigungen handelt, welche ur¬ 
sprünglich an den Besitz einer „Solstätte“ geknüpft waren und 
lediglich den Zweck hatten, die Bewirtschaftung einer solchen 
Solstätte zu ermöglichen; aber sie sollten — wie auch in ähn¬ 
lichen Fällen nachweisbar — nicht dazu dienen, eine von den 
Wirtscbaftsverhältnissen unabhängige Bereicherung zu ermöglichen. 
Wie weit die Entwicklung der Jahrhunderte hier Änderungen her¬ 
vorgebracht hat, welche zu einer Erweiterung der Rechte über 
den ursprünglichen Umkreis der Berechtigten und den ursprüng¬ 
lichen Umfang der Berechtigungen hinausgeführt haben, wäre 
ebenso festzustellen, wie die Frage zu beantworten wäre, ob 
solche Erweiterungen durch unvordenklichen Gebrauch verjährt 
und somit als rechtsbeständig anzuerkennen sind. 

Da ferner die Eigenart der Berechtigungen bei den gericht¬ 
lichen Entscheidungen des vorigen Jahrhunderts ganz und gar 
verkannt ist, wäre zu untersuchen, ob dieser Rechtsirrtum nicht 
auch auf die Entscheidung der Frage, ob die Berechtigungen 
überhaupt ablösbar waren, von Einfluß ist. 

Der Anspruch aber der Gemeinden als solcher auf Abtretung 
von Teilen des Hochwaldes ist rechtlich gänzlich unbegründet. 
Ob es sich dagegen empfehlen würde, den fürstlichen Wald da¬ 
durch vollkommen freizumachen, daß man den Gemeinden an 
ihren Grenzen gelegene Teile zu weist, an denen dann die Ge- 
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meindegenossen ihre Anrechte aasüben könnten, ist nach den 
Erfahrungen, welche bisher mit Gemeindewaldangen gemacht 
worden sind, za verneinen. Aaf jeden Fall aber würde es sich 
bei einer solchen Maßregel am ein freiwilliges Eingehen dar fürst¬ 
lichen Verwaltungen auf die Wünsche der Kreiseingesessenen 
handeln; ein Recht, eine solche Maßnahme zu fordern, steht den 
Gemeinden in keinem Falle za, wie ja denn überhaupt die Ge¬ 
meinden bei den ganzen Verhandlungen als politische Einheiten 
nicht in Frage kommen, sondern nur als freiwillig zu gemein¬ 
samer Wahrung ihrer Interessen zusammengetretene Gruppen. 

Bei solchen Vereinbarungen käme nicht nur das Interesse 
der vertragschließenden Parteien in Frage, sondern auch das all¬ 
gemeine staatliche Interesse, die allgemeine Volkswirtschaft, die 
wahrscheinlich für die Folge durch solche Regelungen geschädigt 
werden würde. 


Bislang sind die Verhältnisse des Wittgensteiner Waldes 
wesentlich vom Standpunkte der rechtsgeschichtlichen Entwick¬ 
lung behandelt worden, obwohl gelegentlich auch deren wirt¬ 
schaftlichen nnd gesellschaftlichen Grundlagen gestreift werden 
mußten. Wenn man sie aber voll verstehen und vor allem die 
daraus sich ergebenden Ausblicke auf die Zukunft erkennen will, 
muß man auch die wirtschaftliche Entwicklung selbst ins. Auge 
fassen nnd darf das kleine Ländchen nicht als vollkommene Einzel¬ 
erscheinung ansehen, sondern muß seine Eigenart durch Vergleich 
mit Nachbargebieten schärfer heranszuarbeiten versuchen. 

Und da bietet das benachbarte Siegerland einen vortrefflichen 
Vergleichsgegenstand. Ebenso, wie das Wittgensteinsche, ist es 
ein in sich abgeschlossenes waldiges Bergland mit scharf sich 
abhebenden natürlichen Grenzen, aber sein Reichtum an Roh¬ 
stoffen ist erheblich größer und eine weise Herrschaft hat dort 
in Vorzeiten eine ganz einzig dastehende, sowohl allen Bedürf¬ 
nissen der Bewohner rücksichttragende, wie die Reichtümer des 
Landes voll auswertende Wirtschaftsform ins Leben gerufen, 
welche zwar jetzt nur noch durchlöchert fortbesteht, aber doch noch 
die Grandlage der jetzigen Wirtschaft bildet. Man könnte sie mit 
vollem Rechte als ein Musterbeispiel von Sozialisierung bezeichnen. 
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Der wesentliche Zog der Wirtschaft im Sicgerlande ist ihre 
gewerbliche Seite, angeregt durch den großen Erzseichtom des 
Landes, in welchem wiederum die Stahlberge einen besonders 
wertvollen Besitz darstellen. Die Ausbeutung dieses Reichtums, 
die Veredlung dieser Rohstoffe erleichterte der reiche Holzbestand 
der Berge, welcher in Gestalt von Holzkohle zur Verwendung 
kam and in der ersten Entwicklungszeit unmittelbar neben der 
Erzgrube, wo auch die ersten Verhlittungseinrichtungen in offenen 
Rennöfen eingerichtet wurden, gewonnen und hergerichtet werden 
konnte. Als Triebkraft der maschinellen Einrichtungen boten sich 
die zahlreichen Wasserläufe mit starkem Gefälle. 

Aber die Bevölkerung setzte nicht alles auf diese eine Karte } 
sondern sie blieb auch bei erweiterter Entwicklung dieser ver¬ 
führerisch lohnenden Gewerbebetriebe ihrer alten landwirtschaft¬ 
lichen Betätigung treu und verstand es nach und nach die Ab¬ 
fälle der Köhlerei in Gestalt der geschälten Rinden noch einer 
weiteren gewerblichen Tätigkeit, der Gerberei nutzbar zu machen. 
Sie erreichte das hauptsächlich durch die Maßnahme, daß Eichen¬ 
niederwald bevorzugt wurde, der aus den Wurzelschoßen ge¬ 
fällter Hochwälder im Umlauf von 15—18 Jahren immer wieder 
als Schälwald zur Holzkohlen- und Lohgewinnung geeigneten 
Nachwuchs lieferte. Damit aber war die sorgfältig überlegte 
Ausnutzung dieser Waldparzellen noch nicht abgeschlossen, son¬ 
dern sie wurden auch noch in den ersten Jahren nach jeder 
Abholzung zur Gewinnung von härteren Körnerfrüchten (Hafer 
und Buchweizen), sowie in den letzten Jahren vor erneuter Ab- 
holzung als Waldweide benutzt. Daneben aber hat die rastlos 
tätige Bevölkerung des Siegerlandes ihre Weiden- und Wiesen¬ 
parzellen an den Hängen der zahlreichen Täler frühzeitig durch 
Flößen mit den hierzu sich besonders eignenden Gebirgswässern 
zu verbessern und nahrungsreiche Wiesen zu gestalten ver¬ 
standen. 

Eine solche ebenso verwickelte, wie sorgf ältig durchdachte 
Wirtschaftsform bat sich nur aus dem Grunde jahrhundertelang 
durchführen und stetig weiterentwickeln lassen, weil eine weise 
und wohlwollende Regierung mit vollem Verständnisse für die 
Bedürfnisse der Untertanen und unter weiser Abwägung der be- 

Viertel} eh rschr. f. flotlel- u. WlrtschefUgeeehiehte. XVI. 5 
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rechtigteu Forderungen der einzelnen Klassen der Bevölkerung 
den ganzen Betrieb geregelt and so der ansässigen Bevölkerung 
allerdings bei harter Arbeit einen auskömmlichen Lebensunterhalt 
anf heimatlicher Scholle gewährleistet hat. Die Grandlage bildete 
das oben geschilderte Haubergsrstem, welches jede Wald¬ 
parzelle je nach dem Zustande der Bestockung nacheinander der 
Landwirtschaft, der Viehzucht und den Gewerbebetrieben der 
Eisenhütten und der Gerbereien dienstbar machte. 

Diesem farbenreichen, lebhaften und glänzenden Bilde gegen¬ 
über erscheint die Entwicklung des nachbarlichen Wittgenstein- 
schen farblos, langsam und trübe. Die Grunde für diese Er¬ 
scheinung sind verschieden. Zunächst ist der Reichtum der 
Grafschaft an Rohstoffen sehr viel geringer. Das Vorkommen 
von abbanfähigen Erzlagern ist so vereinzelt, daß sich auf Grand 
derselben ein bodenständiges Eisengewerbe nicht entwickeln 
konnte; daher sind die trotzdem angestellten Versuche, diese In¬ 
dustrie im Kreise einheimisch zu machen, vereinzelt und für die 
gesamte Wirtschaftslage ziemlich bedeutungslos geblieben. Die 
Köhlerei, das Hilfsgewerbe dieser Gewerbetätigkeit hat sich zeit¬ 
weise besonders an den Grenzen stark entwickelt und ist auch 
von den Landesherren geregelt und gehoben worden, aber Ab- 
fuhrechwierigkeiten und in neuerer Zeit der niederschmetternde 
Wettbewerb der Steinkohle haben dies Kohlen brennen zum Er¬ 
liegen kommen lassen. Zeitweise und besondere vor dem Kriege 
hatte die Viehzucht eine große Bedeutung für den Wohlstand des 
Kreises, obwohl die im Siegerlande zu so hoher Vollendung ent¬ 
wickelten Verbesserungen der Wiesen und Weiden nur zögernd 
Nachahmung fanden. 

Aus diesen Bemerkungen ergibt sich, daß es der wirtschaft¬ 
lichen Betätigung der Wittgensteiner an Einheitlichkeit und straffem 
Zusammenwirken mangelte und die geschichtliche Betrachtung 
lehrt, daß es den älteren Regenten des Landes auch an Weitblick 
und Verständnis für die wirtschaftliche Hebung ihrer Untertanen 
gefehlt hat. Aber daraus braucht man nicht auf Mangel an gutem 
Willen zurückzuschließen. Man kann in Deutschland weit heram- 
wabdern, ehe sich wieder eine so hochbegabte und so tatkrätige 
Dynastenfamilie, wie die Oranier findet, die die Siegerländer 
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Wirtschaft, wenn anch nicht schufen, so doch za einem so hohen 
Grade der Vollkommenheit and Geschlossenheit emporhoben. 

Dazu kommt, daß der Hauptreichtum des Wittgensteiner Landes, 
das Holz, erst in neuerer Zeit immer mehr Bedeutung für die 
Volkswirtschaft gewonnen hat und — was noch mehr zu beachten 
ist — erst durch die neuzeitlichen Verkehrseinrichtungen nutzbar 
gemacht wird. 

Früher konnte man im Wittgensteinschen die stolze und zu¬ 
gleich trübselige Äußerung hören: „Unser Fürst ist einer der 
reichsten Fürsten Deutschlands, aber er kann seine Reichtümer, 
seine riesigen Waldungen nicht nutzbar machen.“ 

Das ist ja nun zweifellos in neuerer Zeit besser geworden 
seit von allen Seiten Eisenbahnen in das Ländchen hinein und 
durch dasselbe durchgeführt sind; aber eine volle Möglichkeit 
der Ansnutzung seines Reichtums an Holz ist dadurch noch nicht 
gegeben, weil trotzdem noch die Abfnhrkosten zn groß sind, um 
durchweg die Wälder nutzbringend bewirtschaften zu können, ein 
Bestreben, welches durch die Erhöhung der Löhne der Holzarbeiter 
ja noch mehr erschwert wird. 

Da entsteht nun die Frage, wie .das Interesse, sowohl der 
Fürsten als der Kreiseingesessenen auf eine möglichst gesteigerte 
Ausnutzung der Reichtümer des Kreises durch ein wohldurchdachtes 
Zusammenarbeiten aller gefördert werden könnte. Die Zahl der 
Bevölkerung ist so angewachsen, daß sie sich durch eigene 
Lebensmittelerzeugung in Landwirtschaft und Viehzucht nicht zu 
ernähren vermag, auch die sonstigen Lebensbedürfnisse, beson¬ 
ders an Kleidung, ist sie nicht zu erzeugen imstande. Sie mnß 
diese Gebrauchsgegenstände also ebenso wie die mehr benötigten 
Habrangsmittel einführen und, um diese Einfuhr bezahlen zu 
können, durch eigene Arbeit Geld verdienen. Arbeits- und damit 
Verdienstgelegenheit boten die fürstlichen Forsten und Hofgüter, 
aber auf diesem Wege ist offenbar weder genügend Geld ver¬ 
dient worden, um die immer höher steigenden Preise der einzu- 
f ährenden Waren zu bezahlen, noch haben alle im Walde nötigen 
Arbeiten geleistet werden können, weil die Forstverwaltung die 
stetig steigenden Löhne nicht in dem nötigen Umfange auf¬ 
bringen konnte. 
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Diese schwierigen Verhältnisse und der politische Umschwung 
haben zu dem Ausbruche der Unruhen offenbar am meisten bei¬ 
getragen. Ihnen vor allem sind die Forderungen auf Land¬ 
anweisungen und die Ermöglichung ausgedehnter Viehhude ent¬ 
sprungen, denn es ist einwandfrei festgestellt, daß vor dem 
Kriege bei leichterer Arbeitsmöglichkeit die Landwirtschaft stetig 
zurückgegangen ist und die fürstlichen \ erwaltungen mit An¬ 
geboten von Land zum Ankäufe für Aufforstungen überlaufen 
worden sind. 

Außer den fürstlichen Waldungen boten nun noch allerlei 
gewerbliche Anlagen Gelegenheit zu Verdienst, aber sie waren 
meist kleine Unternehmungen, die während des Krieges stark 
j Qg Schwanken gerieten. An Rohstoffen verarbeiteten sie haupt¬ 
sächlich Holz und die aus der Nachbarschaft eingeführten Erze, 
als Triebkräfte dienten Dampfmaschinen, die meist durch ein¬ 
geführte Steinkohlen unterhalten wurden. Einheitlichkeit war 
aber und ist in dem ganzen Getriebe nicht. 

Und doch besteht vielleicht die Möglichkeit, die Gesamtwirt¬ 
schaft des Kreises als einheitliches Ganzes zu gestalten und 
dadurch die Einzelwirtschaften zu heben und ertragreicher zu 
machen, wenn man den bis jetzt nur ganz gelegentlich und 
nebenher benutzten Reichtum des Ländchens, die zahlreichen 
Wasserkräfte, großzügig anspannen und durch ihre Hilfe da» 
Holzgewerbe auf eine hohe Stufe heben könnte, dadurch der 
Bevölkerung besonders in der langen, keine Feld- und Wald¬ 
arbeit begünstigenden und verlangenden Winterzeit lohnende 
Arbeite- und Verdienstgelegenheit gewährend und zugleich eine 
volle Ausnutzung des Holzreichtums anbahnend. 

Damit könnte ein glänzendes Beispiel von Sozialisierung einer 
deutschen Landschaft gegeben und der geschlossenen Wirtschaft 
des Siegerlandes in den früheren Jahrhunderten ein entsprechend 
den Verhältnissen umgemodeltes Gegenstück zur Seite gestellt 
werden. 

Statt der durch eingeführte Kohlen gewonnenen Dampfkraft 
müßte die durch die einheimischen Gewässer erzeugte elektrische 
Kraft Verwendung finden, sowohl zum Transport der Hölzer, wie 
zum Treiben von gewerblichen Anlagen, in welchen das Holz, 
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welches jetzt vielfach in rohem oder halbrohem Zustande zur 
Ausfuhr gelangt, verarbeitet und als Vollfabrikat zur Verfrachtung 
gebracht werden könnte. 

Ich denke an Bau- und Möbeltischlereien, Zellulose- und 
Papierfabriken und an alle die anschließenden Gewerbe, die in 
so großem Stile zu betreiben wären, als die Waldungen die dazu 
notwendigen Rohstoffe dauernd zu liefern vermögen. 

Durch solche Unternehmungen würde z. B. ein Teil des uns 
vor dem Kriege aus den russischen Ostseeprovinzen zufließenden 
Bedarfes an fertigen Türen, Fensterrahmen usw. gedeckt werden 
können. Um anderes und Näheres auszuführen, fehlt mir die 
fachmännische Kenntnis. 

Ich weiß aber sehr wohl, daß zu einem so großzügigen Aus¬ 
bau all der kleinen in der Wittgensteinschen Wirtschaft vorliegen¬ 
den Ansätze Kapital gehört. Sollte da aber nicht der Staat, der 
die Sozialisierung dazu sich eignender Betriebe sich zur Aufgabe 
gemacht hat, alle Veranlassung, ja, wenn die Angelegenheit richtig 
angefaßt und durchgeführt wird, sogar die Pflicht haben, beizu¬ 
springen und durchzugreifen? 



Die erste diplomatische Aktion zugunsten des inter¬ 
nationalen Arbeiterschutzes. 

Von 

Hans Rothfels. 

Als Ende der achtziger Jahre die Bewegung für internationalen 
Arbeiterschutz einen gewissen Höhepunkt erreichte, hat Karl 
Bücher einmal mit leichter Feder und sarkastischer Laune die 
Geschichte dieser Parole zu verfolgen gesucht 1 2 3 * * ); er fand Bie in 
„einem fortgeschrittenen Stadium der Migration“: ursprünglich 
aus der Interessentenlogik heraus entstanden, sei das Schlagwort 
als guter Einfall in die Bücher der Gelehrten gewandert, um in 
der schwülen Luft der sozialpolitischen Tagesmeinung zu einer 
Waffe sich heranzubilden, die — mit jeweils anderen Vor¬ 
behalten — ganz heterogenen Zwecken, bestimmten staats- und 
handelspolitischen Absichten, der sozialistischen Agitation, schließ¬ 
lich wieder den Unternehmerinteressen zu dieuen vermöge. — So 
geistvoll diese These durchgefübrt wurde, so scharf sie in der 
Tat die Problematik der ganzen Frage beleuchtet, so erhebliche 
Einwände lassen sich doch gegen ihre empirischen Grundlagen 
geltend machen. Was insbesondere die Anfänge der Bewegung 
betrifft, so ist nach der eingehenden Untersuchung, die ihnen 
Stephan Bauer im 1. Bande dieser Zeitschrift gewidmet hat 8 ), 
kein Zweifel, daß die beiden frühesten Vorkämpfer des inter¬ 
nationalen Arbeiterschutzes wesentlich aus der Eigengesetzlichkeit 
ihres philanthropischen Willens heraus diese Forderung erhoben 
und daß höchstens ganz sekundär und als taktische Mittel lokale 
und Standesinteressen mit in Wirkung traten’). 

1) „Deutsche Worte“, herausg. v. Pkrnerstorkfer, Wien 1888, S. 49 IT. 

2) 1903, S. 79 ff. 

3) Die erste Behörde, die — soweit bekannt — den Gedanken des inter¬ 

nationalen Arbeiterschutzes aufgriff, war ... der Magistrat von Luckenwalde 

(1822). Vgl. Aktox. Geschichte der preußischen Fabrikgesetzgebung . . . 
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Deutlicher Doch als bei Robert Owen, dessen Persönlichkeit 
und Politik doch von relativer Erdgebundenheit ist, läßt sich der 
abstrakt-ideologische Zug der ersten internationalen Versuche bei 
dem elsässischen Fabrikanten Daniel Leguand feststellen, der 
in den 40er und 50er Jahren eine lebhafte propagandistische 
Tätigkeit entfaltete. Sein Vater'), Johann Lukas, 1798 Direktor 
der Helvetischen Republik, war in seiner Jugend mit dem Rate 
der Heimatstadt Basel scharf zusammengestoßen, weil er als 
Geistlicher sich an der Herausgabe der „Oeuvres posthumes“ 
Friedrichs des Grossen beteiligt hatte. In einem eindrucks¬ 
vollen Bekenntnis zu den Ideen der Humanität und des auf¬ 
geklärten Jahrhunderts sagte er sich damals von dem äußeren 
Wesen seines Berufes los, dessen pädagogischen und sozialen 
Gehalt er nun — in Gemeinschaft mit Pestalozzi, Fellenberg 
und Oberlin — um so reiner zu verwirklichen trachtete. Sein 
Sohn Daniel wurde der Erbe dieser Pläne: miterzogen von dem 
„Alten im Steintal“, war er der Idee einer allgemeinen, klassen- 
und völkerverbindenden Menschenliebe doppelt verpflichtet. Selbst 
an der nationalen Grenze, im kulturellen Vermittlungsgebiet der 
wichtigsten kontinentalen Völker lebend, durch Freundschaft mit 
dem Kreise Ashley’s verbunden, mochte er sich als den gegebenen 
Anreger einer internationalen Fürsorgepolitik empfinden. Von 
dem rationalistischen Ausgangspunkt dieser Ideen fand er über 
Schleiermacher den Zugang zu den neuen Formen romantischer 
Religiosität, während er zugleich — obwohl selbst Fabrikant — 
durch Sismondis antikapitalistische Argumente wesentlich be¬ 
einflußt wurde. 

Alle diese religiösen, geistigen und ökonomischen Motive 
kehren in der Reihe der Rundschreiben und Proklamationen, 
der Adressen und offenen Briefe wieder, die Legrand un¬ 
ermüdlich in die Welt hinaussandte. Nach einer* stark gefühls¬ 
mäßigen Einleitung, die gelegentlich sogar die Form einer rühr- 
samen Familiengeschichte annahm, folgte regelmäßig als Kern der 
Vorschlag eines internationalen Gesetzes über die industrielle 

8taats- und sozialwissenschaftliche Forschungen, herausg. von Schmollkr, 
XI, 2, S. 23. 

1) Vgl. über ihn Basler Biographien, I, S. 233 ff. 
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Arbeit Jede Wendung der europäischen Politik, die Erfolg zu 
verheißen schien, benutzte Legraxd zu einem neuen Anlauf; 
die französische Kammerdebatte über den Schutz der Jugend¬ 
lichen, das preußische Regulativ von 1839 boten die erste An¬ 
knüpfung: es folgten der englisch-französische Sklavenvertrag, 
der Notstand von 1847, die Revolution, v. d. Heydts Novelle, die 
Zollvereinskonferenzen in Berlin und der preußisch-österreichische 
Handelsvertrag, schließlich als neuer Hoffnungsstern Napoleon. 
Legrands Entwurf wandelte sich in den Jahren 1841—1855 
von einem .Projet d'une loi internationale - über ein „Projet 
rectifie“ zu einem .Projet definitif-, das seinerseits wieder in 
drei verschiedenen Formen vorliegt. Zu dem ursprünglichen 
Plan eines 12stündigen Maximalarbeitstages, dem Verbot der 
Nachtarbeit für Frauen und Unterachtzehnjährige und dem unbe¬ 
stimmten Vorschlag, die materiellen und moralischen Bedingungen 
der Arbeit durch weitere Verhandlungen zu verbessern, trat die 
Fixierung eines Mindestalters für Knaben erst von 10 dann 
von 9, für Mädchen von 12 Jahren, die Forderung eines vier¬ 
stündigen Unterrichts bis zum Alter von 12 Jahren, die Ans¬ 
dehnung des Schutzes auf jede Art von Gewerbebetrieb, der 
mehr als 10 Personen beschäftige, die Forderung einer Arbeits¬ 
zeit von 8 Stunden für die 12— 18jährigen, Sonntagsruhe, Ein¬ 
führung von Arbeitsbüchern für Jugendliche, das Verbot gefähr¬ 
licher Industrie für dieselben und die Festsetzung einer acht¬ 
stündigen, in zwei Serien zu leistenden Arbeit in Bergwerken. 
Gemeinsam ist allen Entwürfen Legrands das Fehlen jeder 
Exekutiv- und Kontrollbestimmung, überhaupt ein völliges Ver¬ 
nachlässigen des Problems einer internationalen „Gesetzgebung“. 

So nimmt es nicht wunder, daß er bei den Männern der 
staatlichen Praxis kein Gehör gefunden zu haben scheint. Auch 
Bauer, dessen Forschungen zuerst die konventionellen Bemer¬ 
kungen über Legrand, wie sie in der sonstigen Literatur sich 
finden, mit Anschaulichkeit und Leben gefüllt ’ haben, konnte 
neben dem Reiz, welcher der Erscheinung an sich innewohnt, 
nur auf eine sehr entfernte Nachwirkung hinweisen: In den 
70er Jahren griffen die literarischen Vorkämpfer konservativer 
Sozialpolitik in Preußen, Hermann Wagener und Rudolf Meyer, 
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anf Legrands Entwurf von 1841 zurück und verwerteten ihn 
propagandistisch, ja, wenn man Meyer glauben darf, hat das 
vergilbte und ein wenig altfränkische Dokument sogar dem öster¬ 
reichischen Gesetz von 1883 als schätzbare Anregung gedient 1 ). 

Tatsächlich ist es aber nun doch auf Legrands Initiative hin 
zu einer direkten diplomatischen Aktion gekommen, einem eigen¬ 
tümlichen Vorspiel der ersten Phase des internationalen Arbeiter¬ 
schutzes 2 ). Der Gedanke Legrands fand bei Friedrich Wil¬ 
helm IV. eine mehr als platonisch wohlwollende Aufnahme; der 
Appell an Gefühl und Phantasie rührte verwandte Saiten in ihm an; 
er war bereit, sich mit Wärme für den Plan einzusetzen 3 ). So er¬ 
ging am 7. Dezember 1850 ein Allerhöchstes Handschreiben an den 
Minister des Auswärtigen Manteuffel und an den Handelsminister 
v. d. Heydt 4 ), das sie beauftragte, bei der englischen Regierung 
die Initiative zu einer entsprechenden Aktion anzuregen. Der 
Erlaß, den Manteuffel daraufhin an den preußischen Gesandten 
in London, Joslas von Bunsen, richtete, entledigte sich dieses 
*ßefehls mit erheblicher Verzögerung 5 ) und nicht ohne merkliche 
Reserve. Er fügte der Notifizierung den Hinweis auf die dies¬ 
seits bereits ergriffenen Maßnahmen hinzu, das Regulativ von 1839, 
die Gewerbeordnung und die Bestimmungen über den Bergbau, 
vermöge derer man „leicht imstande sei, auf dem bereits ge¬ 
bahnten Wege fortzuschreiten, insofern man dadurch zu einem 
gemeinsamen Ziele hinwirken könne“. 

Bunsen war der gegebene Interpret eines solchen Auftrags. 
Zwar stand er der technischen Seite der Sache völlig fern; sein 

1) Vgl. seinen Artikel in „Die Zeit“, 18. September 1897. 

2) Die Kenntnis dieser Episode verdanke ich den Vorarbeiten für eine 
im Auftrag der preußischen Akademie der Wissenschaften unternommene 
Publikation über die BiSMARCKsche Sozialpolitik. Das im folgenden benutzte 
und teilweise veröffentlichte Material stammt hauptsächlich aus dem Aus¬ 
wärtigen Amt (DI, b Gewerbepolizei 9). Ergänzungen boten Akten des Staats¬ 
ministeriums (P. I, 2 vol. I) und der Londoner Botschaft (G.SLA. Rep. 81, 
Nr. 443). 

3) Die in der Literatur (Anton a. a. 0. S. 161 f.) erwähnte Eingabe von 
Lrgrand ans dem Jahre 1853 berührt sich mit der hier beschriebenen 
Aktion nicht. 

4) Anlage I. 

5) 30. Mai 1851. 
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Nachlaß enthält, wie die Witwe in den von Nippold heraus- 
gegebenen Papieren gelegentlich betont, kein iigendwie anf sozial¬ 
politische Fragen bezügliches Dokument, dafür aber teilte er die 
gefühlsmäßige Einstellung seines königlichen Freundes anf da» 
innigste and stand außerdem in enger Verbindung mit allen 
Strömungen der westeuropäischen Philanthropie. Ein Bruder 
Legrands, Pfarrer in Basel, gehörte zu den Führern der 
Missionsbewegung 1 ), mit dem Steintaler Fabrikanten selbst war Bün- 
sen „wohlbekannt“, vor allem aber stand er dem Vorkämpfer des 
englischen Arbeiterschutzes, Ashley, dem späteren Lord Shaftes- 
bury, freundschaftlich nahe. So konnte er hoffen, an entscheidender 
Stelle und-auf vertraulichstem Wege im Sinne Friedrich Wil¬ 
helms IV. zu wirken; das Ergebnis freilich, über das er am 
15. Juli 1851 dem König berichtete*), mochte seinen Erwartungen 
nicht ganz entsprechen. Die Fachmänner Shaftesbüry nnd 
Horner erklärten sich zwar mit Legrands Vorschlägen ein¬ 
verstanden — ausgenommen den vierstündigen Schulunterricht für 
Unterzwölfjährige; jedoch sei wegen der Ausstellung im laufenden* 
Jahr eine Aktion unmöglich, auch müßten die Verhältnisse in 
Frankreich, das die größten Schwierigkeiten darbiete, sich erst 
konsolidieren. Palmerston spitzte diese letztere Bemerkung noch 
dahin zu: England und Preußen müßten, sobald sie einig seien, 
die französische Regierung um ihre Initiative angehen; zur Vor¬ 
bereitung empfahl er kommissarische Beratungen in Paris. 

So war bereits der erste Schritt der preußischen Regierung 
auf eine Art passiven Widerstandes gestoßen. Der Hinweis auf 
die Londoner Ausstellung, auf die Unfertigkeit der französischen 
Zustände ist offenbar nicht durchschlagend; immer hätte doch die 
Möglichkeit bestanden, den Weg vertraulicher Sonderbesprechungen 
von Kabinett zu Kabinett zu beschreiten, um zunächst zwischen 
London und Berlin die Einigkeit herzustellen, die Palmerstons 
Antwort als Voraussetzung forderte. — Was waren die Gründe 
der englischen Zurückhaltung? 

Wenn Friedrich Wilhelm IV. England die Initiative zugedacht 
hatte, so mochte ihn dazu neben dem natürlichen Respekt vor 


1) Nippöld, II, S. 111 !. u. 159. 

2) Anlage II. 
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dem industriell und sozialpolitisch fortgeschrittensten Lande auch 
die geläufige Überlegung veranlaßt haben, daß gerade England 
ein besonderes Interesse daran haben werde, durch Internationali¬ 
sierung des Arbeiteischutzes das Aufkommen einer festländischen 
Konkurrenz zu verlangsamen. — Tatsächlich enthält dieses Argu¬ 
ment aber, wie bekannt, mindestens einen Teilirrtum. Zu seiner 
Charakterisierung braucht man nur an das Wort Mündellas zu 
erinnern, der beste Schutz der englischen Industrie sei die lange 
Arbeitszeit auf dem Kontinent. Ja, Herknek hat diesen Gedanken 
geradezu dahin formuliert, das Interesse eines Landes an der 
Internationalität des Arbeiterschutzes stehe fast in umgekehrtem 
Verhältnis zur Ausbildung seiner eigenen Fabrikgesetzgebung 1 ). 
Das ist richtig, insofern die Agitation für internationalen Arbeiter- 
schntz ein taktisches Mittel ist, um den Erlaß nationaler Schutz¬ 
bestimmungen zu verzögern. Das Beispiel dafür ist Belgien. Um¬ 
gekehrt zeigt aber auch die Vorgeschichte der Schweizer Initiative 
von 1880 an — unter kontinentalen Verhältnissen — den Gegen¬ 
typus: die mit starken Schutzbestimmungen belastete Industrie 
dringt auf Internationalisierung derselben; ähnlich verhält es sich 
in kleinerem Maßstab mit dem sächsischen Antrag von 1890. 
Und schließlich hat England — nach Erstarken der festländischen 
Industrie — sich an der internationalen Arbeiterschutzkonferenz, 
von 1890 bereitwillig beteiligt, dabei allerdings die Diskussion des 
Normalarbeitstages, der — an sich dem allgemeinen nationalen 
Empfinden antipathisch — an die Ergebnisse der früheren Schutz¬ 
politik, an die Nutzbarmachung eines gesunden und qualifizierten 
Arbeiterstammes hätte rühren können, von vornherein abgelehnt. 

Sucht man aus diesen verschiedenartigen Erfahrungen das 
theoretische Fazit zu ziehen, so wäre es etwa dahin zu formu¬ 
lieren, daß bei international überragender Stellung einer Industrie 
ein beschränkt einzelstaatlicher Arbeiterschutz ein weiteres Mittel 
der Überlegenheit darstellt, daß aber bei Annäherung der wirt¬ 
schaftlichen Voraussetzungen der Zusammenhang von Arbeiter¬ 
schutz und Konkurrenzfähigkeit sich voll geltend macht und in 
irgendeiner Form auf Internationalisierung hindrängt. — Einerlei 
nun, ob Shaftesbury und Palmerston 1851 diese theoretische 


1) Arbeiterfrage* I, S. 386. 
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Lage der Dinge durchschauten, den sicheren nationalen Instinkt 
darf man ihnen unter allen Umständen Zutrauen, daß sie die 
materiellen und moralischen Vorteile der englischen sozialpoliti¬ 
schen Führerstellung genügend erkannten, um der preußischen 
Anregung einigermaßen skeptisch gegenüberzustehen. 

Ein weiterer Grund der Zurückhaltung lag in dem Verhältnis 
zu Frankreich: ein sofortiges Zusammengehen mit dem Präsidenten 
kam nicht in Frage, aber auch späterhin, als Palmerston in der 
Orientfrage mit Napoleon gemeinsam handelte, legte er sich eine 
so weitgehende Reserve auf, daß nicht nur ein Monomane wie 
Urquhart, sondern auch Männer von so eminentem außenpoliti¬ 
schen Scharfblick wie Marx und Engels ihn für eine Kreatur 
Rußlands hielten. Vollends an das heiße Eisen der französischen 
sozialen Frage rühren, konnte einen unangenehmen Zwang zur 
Stellungnahme in sich schließen. Etwas anderes war es, wenn 
Napoleon selbst die Initiative ergriff, an diesem Punkt, wenn 
Irgendwo, mußte man über die Kraft und den Kurs seiner Politik 
Sicherheit gewinnen. Bereits in einem so frühen Stadium also 
machte man die Erfahrung, welche die BisuARCK’sche Epoche 
und in größtem Maßstab dann die Gegenwart bestätigt hat, daß 
internationale Sozialpolitik — positiv wie negativ — ein erheb¬ 
liches Mittel staatlicher Außenpolitik ist, daß sie von dieser her 
unter Umständen ihre Antriebe, sicher aber das Gesetz ihrer 
Möglichkeit erfährt. 

Der preußische Minister des Auswärtigen mochte mit der 
Antwort, die Bünsen ihm etwa gleichzeitig mit dem Immdffiat- 
beriebt übersandte, nicht unzufrieden sein. Sie ist nur in einem 
undatierten Auszug erhalten, an dessen Rand Manteuffel bei 
dem Stichwort „internationale Gesetzgebung“ vermerkte: „halte 
ich für sehr bedenklich. In Preußen haben wir zum Glück solche 
Fabrik-Arb eiten, die einen Welt-Cours hätten, nur in Berlin und 
•einem Theil der Rheinprovinz.“ — Im übrigen sandte er den 
Londoner Bericht ohne weitere Äußerung an v. d. Heydt (30. Juli 
1851). — Bünsen aber blieb inzwischen nicht untätig. Offenbar 
hatte er Legrand direkt oder durch Vermittlung von dem 
bisherigen Ergebnis unterrichtet; dieser hatte daraufhin an 
den französischen Präsidenten einen neuen Entwurf eingereicht, 
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dessen Kopie Bunsen mit Bericht vom 8. Oktober 1852 über¬ 
sandte ’). 

Nunmehr legte Manteuffel, nachdem ein tatsächlicher Irrtum 
Buxsexs durch Korrespondenz mit v. d. Heydt geklärt war, vor 
dem König über den bisherigen Verlauf Rechenschaft ab (4. De¬ 
zember 1852). — Danach teilt sich die Aktion in ein exoterisches 
und ein esoterisches Unternehmen: einerseits wird zwischen Frank¬ 
reich und Preußen verhandelt, andererseits gibt die bisherige Er¬ 
örterung den Anstoß zu einem Versuch, die preußische Fabrik¬ 
gesetzgebung ein Stück weiterzutreiben. 

Diese innerstaatliche Angelegenheit ist in unserem Zusammen¬ 
hang nur zu streifen. Der König gab in seiner Antwort auf 
Maxteuffels Bericht der Überzeugung Ausdruck, daß die An¬ 
gelegenheit diplomatisch zunächst ruhen müsse, daß aber inner¬ 
halb des eigenen Staates .weitere Maßnahmen zum Schutz der 
Arbeiter und' der Gesellschaft getroffen werden sollten 1 2 ). Da 
für jugendliche Arbeiter bereits durch das Regulativ von 1839- 
das Nötigste geschehen sei, so regte er die Verwirklichung der 
Sonntagsruhe für Erwachsene an. Diese Frage war bereits seit 
1850 — in deutlichem Zusammenhang mit der nachrevolutionären 
Stimmung — durch eine Reihe von Immediateingaben, besonders 
des Vereins für „Heiligung des Sonntags in Gnadau“, zur Sprache 
gebracht worden 3 ). Am 27. August 1852 hatte das Staatsministe¬ 
rium einen ausführlichen Immediatbericht über die tatsächliche 
Lage erstattet; auf das Allerhöchste Handschreiben vom 9. De¬ 
zember hin äußerten sich v. d. Heydt, Raumer, Westphalen und 
Bodelschwingh aufs neue in Einzelvoten, die das Handels¬ 
ministerium zu einem Immediatbericht vom 24. April 1853 zu¬ 
sammen faßte 4 ). Hier wurden die speziellen Maßnahmen geschil¬ 
dert, durch die man mehr indirekt eine bessere Beobachtung der 
Sonntagsruhe zu erzielen hoffte. Vor Erwägung einer allgemeinen 
Regelung sei der Ausfall und das Ergebnis der von den einzelnen 
Regierungen zu erlassenden Polizeiverordnungen abzuwarten. Der 

1) Anl. III. 

2) 9. Dezember 1852. Anl. IV. 

3) Akten des Sta&tsministeriums. 

4) Anl. V. 
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Köllig sprach am 3. Mai d. J. sein Einverständnis mit dem „sicheren 
'Schritte“ des Staatsministeriums aus und forderte, von Zeit zu Zeit 
über den Stand der Sache unterrichtet zu werden '). v. d. Heydt 
-stellte in einem an das Staatsministerium gerichteten Votum (12. Mai 
1863) in Aussicht, sich dieser Aufgabe zu unterziehen; die Akten 
•aber geben über irgendwelchen Fortgang der Angelegenheit keinen 
Aufschluß. 

Ähnlich negativ verlief die diplomatische Seite der Aktion. 
Indem Manteuffel den König am 4. Dezember 1852 von dem 
bisherigen Ergebnis informierte, glaubte er zugleich doch den 
Fingerzeig benutzen zu sollen, den Bunsens letzter Bericht ge¬ 
geben hatte. Er setzte den Pariser Botschafter Hatzfeld von 
der Sachlage und dem Interesse, das der König an ihr nehme, 
in Kenntnis und trug ihm auf, sich über die Schritte Legrands 
und seine etwaigen Erfolge bei der französischen Regierung 
zu unterrichten 2 ). Hatzfeld — durch wiederholte Erlasse ge¬ 
mahnt — mußte dreimal anfragen, ehe die französische Regie¬ 
rung in einer Verbalnote vom 9. März 1854 ihre Stellung fest- 
legte 5 ); sie war unbestimmt genug: unter lebhafter Betonung des 
Interesses an der in Vorschlag gebrachten gemeinsamen Aktion 
wurde die Initiative, die über London nach Paris gewandert war, 
auf Preußen zurückgewälzt. Auffallend ist in der Note noch, daß 
die Verschiedenartigkeit der Gesetzgebung bezüglich des gewerb¬ 
lichen Eigentums und der Fabrikenordnung, die man gemeinhin 
als Hindernis einer internationalen Vereinbarung zu betrachten 
pflegt, hier als besonderes Motiv für eine solche angeführt wurde. 
Aber trotz dieser Argumentation, die sogar ans den Schwierig- 1 
keiten Hoffhyng zu schöpfen unternahm, konnte die Antwort nur 
als Versager aufgefaßt werden. Unter allen Umständen war ja 
die Situation des Krimkrieges einer gemeinsamen europäischen 
Aktion denkbar ungünstig, jedenfalls vom Standpunkt der preulli- 

1) Ani.^VT. 

% 

2) Gleichseitig wurde ein Erlaß an Bunsen gesandt, in dem auf be¬ 
sonderen Wonach v. d. Hrydts betont war, daß „die Staatsregierang fort¬ 
während bemüht sei, auch der Sonntagsarbeit in Fabriken entgegenzuwirkon, 
-daß aber nur allmähliches Fortschreiten der einzelnen Regierungen auf diesem 
Wege dem tief eingewurzelten Uebel gegenüber zulässig erscheine“. 

8) Anl. VII Anm. 
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sehen Neutralitätspolitik aus. Das betonte auch Manteuffkl, 
indem er v. d. Heydt am 25. d. M. die französische Antwort 
zustellte'). Immerhin erklärte er sich bereit, auf weitere Vor¬ 
bereitungen Bedacht zu nehmen, und stellte die nähere Formu¬ 
lierung der durch eine internationale Kommission zu lösenden 
Aufgabe anheim, v. d. Heydt aber lehnte, nachdem er des un¬ 
verbindlichen Charakters der Pariser Verhandlungen durch Rück¬ 
frage sich vergewissert hatte, eine weitere Verfolgung der An¬ 
gelegenheit durch preußische Initiative entschieden ab (28. Juni 
1854) *). Insbesondere machte ihn argwöhnisch, daß Frankreich 
offenbar mit dem eigentlichen Gegenstand eine internationale 
Übereinkunft über das Marken- und Zeicbenrecht zu verbinden 
wünschte. 

Geht man diesem letzteren Argument nach, so erkennt man 
mit besonderer Deutlichkeit die Schwäche, welche der ganzen 
Aktion — vor allem was die Stellung Preußens betraf — von 
vornherein inhärent war. — Die Frage des Markenschutzes war 
ein rechtes Schmerzenskind der preußischen Verwaltung 1 2 3 ), un¬ 
endlich kompliziert durch die Verschiedenartigkeit der lokalen 
Produktion, den Einfluß des französischen Rechts, den Zwang 
zur Rücksichtnahme auf das übrige Deutschland. Für die mitt¬ 
leren und östlichen Provinzen waren 1818 die Schutzbestimmungen 
des Allgemeinen Landrechts auf Fabrikzeichen ausgedehnt worden, 
weil es sich hier um verhältnismäßig wenige größere Unternehmungen 
handelte. Aber 1840 wurde der Schutz — im Zusammenhang mit 
den Zollvereinsverhandlungen — allgemein auf Namen und Finnen 
beschränkt; der Staatsrat fügte ausdrücklich die Aufhebung der 
aus der französischen Besatzungszeit herrührenden älteren Be¬ 
stimmungen dem Gesetze hinzu. Dagegen opponierten die rheinisch¬ 
westfälischen Industriellen lebhaft, doch war es äußerst schwierig, 
einen billigen Ausgleich zu Anden, lief doch die Grenze des fran¬ 
zösischen und preußischen Rechtes mitten durch das bergisch- 


1) Anl. V1L 

2) Anl. VIII. 

3) Nach' Akten des Staatsministeriums. Vgl. ferner Stephan und Schmid, 
Der Schutz des gewerblichen Eigentums. Hand- und Lehrbuch der Staats- 
wissenschäften I, 13. 
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märkische Industriegebiet hindurch. Endlich 1847 wurde im Wege 
der Provinzialverordnung Abhilfe geschaffen, 1853 durch. einen 
Gesetzentwurf v. d. Heydts der Zeichenschutz auf raffinierten 
Stahl und auf Worte und Buchstaben ausgedehnt. — Auch die 
internationale Seite der Frage war mehrfach, aber immer in nega¬ 
tivem Sinne, zur Sprache gekommen. In der Ministerialsitzung 
vom 14. Februar 1827 wurde die Notwendigkeit internationaler 
Vereinbarungen mit dem einleuchtenden Argument bekämpft, daß 
die preußischen Fabrikanten für etwaige Beeinträchtigungen im 
Ausland „sich stets durch Nachahmung ausländischer Fabrik¬ 
zeichen von Ruf zu entschädigen gesucht hätten“. Noch schärfer 
beleuchtet die wirtschaftliche Lage das Motiv v. d. Heydts: „Von 
seiten auswärtiger Häuser wird bei Bestellungen häufig das Auf¬ 
schlagen ihrer Namen und Firmen verlangt Wollte man den 
Erwerb eines Exklusivrechtes an einem solchen Namen gestatten, 
so würden anderen keine Bestellungen zugehen 1 ). 

Diese innen- und außenpolitische Unfertigkeit der Wirtschafts¬ 
und Staatsbildung war es doch letzten Endes, die Preußen zu 
einer nachhaltigen sozialpolitischen Offensive die Kraft und Mög¬ 
lichkeit damals nicht gewährte. Daß es trotzdem als erster 
europäischer Staat diese Aufgabe — wenn auch in mehr roman¬ 
tischer Form — ergriff, sollte immerhin der Vergessenheit ent¬ 
rissen werden, um so mehr, als schon bei diesem so wenig 
gegenständlichen und unverbindlichen Versuche in prototypischer 
Gestalt die allgemeinen Probleme auftauchen, welche die Ge¬ 
schichte des internationalen Arbeiterschutzes begleitet haben und 
auch in einer äußerlich verwandelten Welt nicht aus ihr ver¬ 
schwinden werden. 

1) Vgl. auch II. Kammer, III. Leg.-Per., II. Sess., Drucks. Nr. 5ö, 
Motive ad § 2. 
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Anlagen. 

i. 

Allerhöchstes Handschreiben an den Staats minister v. Man* 
tkikfel und den St,aatsministcr v. n. Heydt. 

Potsdam, 7. Dezember 1850. 

.. . Ein Fabrikbesitzer Leorand aus den Vogesen hat unter Überreichung 
der anliegenden Schriftstücke') Mein Interesse für ein allgemeines europäisches 
Gesetz zum Schutze der Fabrik-Arbeiter anzuregen gesucht. — Ich erkenne 
auch vollkommen die Richtigkeit des Grundsatzes an, daß die einzelnen 
Regierungen der ihre Gebiete bedrohenden Concurrenz gegenüber in den 
Maßregeln zum Schutze der Fabrik-Arbeiter nicht so weit gehen können, als 
es an sich wünschenswerth, ja unerläßlich ist, und daß nur in ganz Europa, 
ja in der ganzen civilisierten Welt übereinstimmend erlassene Vorschriften 
hier zum erwünschten Ziele führen können. Ich glaube jedoch, daß die Ini¬ 
tiative zu einer solchen gemeinschaftlichen Gesetzgebung mit Erfolg allein 
von der Englischen Regierung ergriffen werden kann und andere Regierungen 
sich darauf beschränken müssen, den von England ausgehenden Maaßregeln 
entgegen zu kommen. — Ich wünsche daher, daß Mein Gesandter in London, 
Wirklicher Geheimer Rath Bunsen dahin instruiert wird, bei dem Gouverne¬ 
ment oder im Kreise se.ner Bekannten dahin zu wirken, daß entweder das 
Erstere Maßregeln zur Herbeiführung einer solchen übereinstimmenden Gesetz¬ 
gebung ergreift oder die Angelegenheit im Parlamente zur Sprache gebracht 
wird, und zugleich die Versicherung ertheilt, daß Meine Regierung zur Aus¬ 
führung solcher Maaßregeln gern die Hand bieten wird. 


II. 

Immedia t bericht Bensens. 

London, 15. Juli 1851. 

. . . Bereits im vorigen Monat bin ich durch eine Eröffnung des Ministeriums 
von den Hochherzigen Absichten Ew. Majestät in Kenntniß gesetzt, hinsicht¬ 
lich der Erreichung einer gleichmäßigen internationalen Gesetzgebung zum 
Schutze der Fabrik-Arbeiter nach den Wünschen und Vorschlägen des mir 
wohl bekannten bewährten Menschenfreundes Legrand in den Vogesen. 

Die Sache ist, meiner innigsten Überzeugung nach, nicht blos wünschens¬ 
werth, sondern eine dringende Nothwendigkeit zum Schutze der Gesellschaft 

1) Projet döflnitif d’une loi internationale sur le travail manufacturier. 
— Schreiben eines Fabrikbesitzers in den Vogesen an Herrn Gros, Odier 
Roman u. Comp, in Wesserlingen, 31. Mai 1838. — Appel respectueux d’un 
Industriel de la Vallee des Vosges — Janvier 1848. — Les Relais ou la märe 
de famille. 5. Fävrier 1851 (Akten des Staatsministeriums). 

Viartaljahracbr. f. Sozial- n. WirtachafUgaeobieht«. XVI. 6 
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selbst und der staatlichen Ordnung. Ich habe sie seit Jahren zum Gegenstand 
meiner hiesigen Beobachtangen und Besprechungen gemacht; allein nur die 
persönliche Theilnahme, welche Ew. Majestät derselben zugewandt haben, 
konnte mir die Hoffnung geben, die großen Schwierigkeiten zu überwinden, 
welche der Bealisirung eines solchen Planes entgegenstehen. 

Wenn ich es deshalb bis heute verschoben habe, Ew. Majestät über diese 
Sache zu berichten, 60 liegt dieses in dem Umstande, daß bald nach dem 
Eingang jenes Erlasses die Krankheit und das Ableben des Grafen vou 
Shaftesbury eintrat, wodurch der damalige Lord Ashley von den Geschäften 
und selbst von London entfernt wurde. Ohne die Mitwirkung dieses Mannes 
aber läßt sich durchaus auf keinen Erfolg rechnen. Ich muß zwar dem Lord 
John Russell und Lord Palmerston die Gerechtigkeit widerfahren lassen, 
daß sie die größte Bereitwilligkeit zeigen für die Erreichung eines so schönen 
Zweckes mitzuwirken. Allein da zuvörderst hier zu Lande alles auf die 
Stimmung des Parlamentes und der öffentlichen Meinung ankommt, so tragen 
sie Bedenken ohne ihn in dieser Sache vorzugehen. 

Ich habe nun in der letzten Woche Gelegenheit genommen, mich aus¬ 
führlich mit Lord Shaftesbury über diese Angelegenheit und den dabei zu 
befolgenden Gang zu unterhalten, und es ist kaum nöthig Ew. Majestät zu 
sagen, daß er für jenen Plan begeistert ist. Die 8 Artikel des Leop wa¬ 
schen Vorschlages entsprechen nicht allein ganz seinen Wünschen, sondern 
scheinen ihm auch mit Ausnahme der vier Stunden täglichen Unterrichts 
für die Fabrik-Kinder unter 12 Jahren in England keine Schwierigkeiten zu 
finden. Diese Zahl der Stunden würde nämlich manchen zu groß erscheinen. 
Doch glaube ich nach Besprechung mit dem ebenso thätigen als einsichts¬ 
vollen General-Inspektor der Fabrikschulen Herrn Horner, dem würdigen 
Gehülfen des Lord Shaftesbury, welcher ebenfalls ein persönlicher Freund 
des Leorand ist, daß dieser Punkt sich zu gegenseitiger Zufriedenheit würde 
ordnen lassen. 

Beide Männer aber sind der Ansicht, daß dieses Jahr nichts zu thun ist. 
Die Ausstellung absorbiert alles Interesse und alle Welt ist ungeduldig die 
Sitzung des Parlaments zu schließen. 

Die größte Schwierigkeit jedoch sehen beide, und ebeoso Lord Palmek- 
ston in Frankreich. Ohne Zweifel dürfte in den gegenwärtigen Um¬ 
ständen die Regierung viel geneigter sei^ als es die Bourbonen und die 
Orleans gewesen sind, der Habgier und dem Mammonsdienste der Fabrikherrn 
entgegenzutreten, auch scheinen von diesen selbst mehrere derselben Ansicht 
zu sein, endlich ist der Präsident persönlich einer solchen Ansicht günstig. 
Allein in der gegenwärtigen Krise des Landes würde es vergeblich sein, eine 
solche Übereinkunft zu treffen. Es bleibt also auch dieses für das schick¬ 
salsvolle Jahr 1852 aufbewahrt. 

Nach Lord Palmerston'b Ansicht müßte darauf hingearbeitet werden, 
sobald England and Preußen über die Sache einig wären, die französische 
Regierung anzugehen und den offiziellen Vorschlag von ihr ansgehen zu 
lassen. Als Vorbereitung scheint ihm eine Vereinigung von sachverständigen 
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Männern als Commissare in Paris das Zweckmäßigste, eine Form, welche jetzt 
mit Erfolg zur Beseitigung der Quarantänequälereien in Paris angewandt wird'). 

Unterdessen bitte ich Ew. Majestät überzeugt sein zu wollen, daß meiner¬ 
seits hier alles möglichst vorbereitet werden wird und daß ich nicht er¬ 
mangeln werde, so oft ich einen Fortschritt oder ein Hindernis zu melden 
habe sogleich darüber an Allerhöchstdieselben zu berichten . . . 

III. 

Bericht Bi nsens an Man teuffel, 

London, 8. Oktober 1852. 

Des Königs Majestät haben geruht, einen besonderen Antheil an den 
menschenfreundlichen und christlichen Bestrebungen des Fabrikbesitzers Herrn 
Le Grand im Steinthale, dem Freunde des seligen Oberlik, hinsichtlich 
eines allgemeinen internationalen Gesetzes über die Fabrikarbeiter zu nehmen. 
Ew. Majestät*) haben mir durch Erlaß vom 30. Mai v. J. Abschrift des Seiner 
Majestät eingereichten „Projet deflnitif“ mitzutheilen und mir die angelegent¬ 
liche Förderung des edlen Zweckes aufzutragen geruht. 

Ich habe hierauf in meinem unterthänigsteu Immediatberichte vom 15. Juli 
desselben Jahres auseinanderzusetzen mir erlaubt, welche Schritte ich in dieser 
Angelegenheit bereits hier gethan und wie die Initiative darin von Frankreich 
genommen werden müsse, in welchem Falle hier eine gute Aussicht auf Erfolg 
sich darbieten werde. 

Herr Le Grand sendet mir nun einen möglichst praktisch und über¬ 
sichtlich eingerichteten Entwurf ein, welchen er im vorigen Monate dem 
Präsidenten eingereicht hat; er hat von dieser Eingabe noch ein Exemplar 
lithographieren lassen, welches für des Königs Majestät bestimmt ist, und 
mir dasselbe zur Kenntnisnahme und Beförderung an seine hohe Bestimmung 
zugesandt. Ich habe den Entwurf genau durchgesehen und mir nach dem¬ 
selben eine hi« mit Lord Shaftesbury zu besprechende Übersicht ent¬ 
worfen. In der beigefügten tabellarischen Vergleichung der Gesetzgebung 
von Frankreich, England und Preußen findet sieb in dem letzten Abschnitt 
„Travail des ouvriers adultes“ nicht angegeben, daß in Preußen das Arbeiten 
in den Fabriken am Sonntage überhaupt verboten sei, was nur auf einem 
Irrthum oder Versehen zu beruhen scheint*). Ich habe diesR Herrn Daniel 

1 ) Gemeint ist die Konferenz der Mittelmeer-Interessenten in Paris, von 
deren Ergebnis, einer die Quarantänebestimmungen stark ermäßigenden Kon¬ 
vention, sich allerdings England ausschloß, da es für das Mutterland selbst 
schon vorher die alten Vorschriften aufgehoben hatte. 

2) Manteüftei. am Bande: Exzellenz? 

3) Bi nsen befindet sich seinerseits in einem Irrtum. Wie v. d. Heydt 
auf eine Rückfrage Manteuffels am 19. Nov. 1852 feststellt, bestand ein 
generelles Verbot der Sonntagsarbeit in Preußen nur für jugendliche Arbeiter 
unter 16 Jahren. 


6* 
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Le Grand in meiner Antwort auf sein Schreiben vom 3. d. bemerklicb 
gemacht. 

Ob die Hoffnung, welche er sich hinsichtlich des Präsidenten in dieser 
Angelegenheit macht, sich erfülle, wird die nächste Zukunft lehren. Unter¬ 
dessen ist die Schlußbemerbung seines Privatschreibens an mich, im Munde 
eines so erfahrenen und ernsten Mannes gewiß 6ehr bemerkenswert!!, daß 
nach allen seinen Beobachtungen und Erfahrungen eine Berücksichtigung 
dessen, was er in dem angescblossenen Memoire „die 8 Wunden der Industrie“ 
nennt, im gegenwärtigen Augenblicke wichtiger sei als je, das „Feuer brenne 
allenthalben unter der Asche“. 


IV. 

Allerhöchstes Handschreiben an v. MantKukkel. 

Charlottenburg, 9. Uezember 1852. 

... Ich lasse Ihnen die Beilagen des Berichts vom 4. d. M., die Vorschläge 
des Fabrikanten Le Gi:and im Steinthal wegen Erlasses eines internationalen 
Gesetzes zum Schutz der Fabrik-Arbeiter wieder zugehen, indem Ich mit 
Bedauern Meine Überzeugung dahin aussprechen muß, daß in dieser Sache 
für jetzt weiter nichts gethsn werden kann, zugleich aber Ihnen empfehle im 
Staats-Ministerium diejenigen Schritte in Anregung ju bringen, die gethan 
werden müssen, um den Fabrik-Arbeitern, so lange nicht in ganz Europa über¬ 
einstimmende gesetzliche Maaßregeln getroffen werden können wenigstens in 
Preußen den ihnen gebührenden und im Interesse der Gesellschaft erforder¬ 
lichen Schutz zu versichern. Hierzu scheint, da für Kinder bereits durch 
das Regulativ vom 9. Mäiz 1839 die nöthigste Vorsorge getroffen ist, haupt¬ 
sächlich die Aufhebung der Sonntagsaibeit lür erwachsene Arbeiter erforder¬ 
lich zu sein, soweit dies irgend mit dem Fabrikbetrieb vereinbar ist Hier¬ 
über erwarte ich baldigst den Bericht des Staats-Ministeriums. 

V. 

Immediatbjcr i cht des Staats-Mi nisteriums. 

Berlin, 24. April 1853 *). 

Ew. Königliche Majestät haben in dem Allergnädigsten an den Minister¬ 
präsidenten geachteten Handschreiben vom 9. December pr. den Bericht des 
Staats-MinistenuTis darüber befohlen, welche Schritte gethan werden müssen, 
nm den Fabrik-Arbeitern, wenigstens in Preußen, so lange als nicht für ganz 
Europa übereinstimmende gesetzliche Maaßregeln getroffen werden können 
den ihnen gebührenden und im Interesse der Gesellschaft erforderlichen 
Schutz zu versichern. Ew. Königl. Majestät haben hierbei hauptsächlich die 
Aufhebung der Sonntagsarbeit für erwachsene Arbeiter für erforderlich zu 


1) Gez. Manteukfei., v. d. Heydt, Simons, Raumer, Westphalen, 
Bodklschwtnoh, v. Arnim. 
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beseichnen geruht, soweit dieselbe irgend mit dem Fabrikbetriebe vereinbar 
sei. Wir verfehlen nicht, diesem Allerhöchsten Befehle gemäß allerunter- 
thänigst zu berichten, daß, abgesehen von dem die Beschäftigung jugend¬ 
licher Arbeiter betreffenden, den Kammern jetzt vorliegenden Gesetz, von 
dessen Ausführung ein sehr wohlthätiger Einfluß auf die Fabrikbevölkerung 
im Ganzen zu hoffen ist, auch bereits Manches geschehen ist, um die Sonn- 
taggfeier auch den er wachsen en Arbeitern zu sichern. So ist namentlich 
von mir, dem ehrfurchtsvoll mitunterzeichneten Finanz-Minister unterm 9. Mai 
v. J. den Steuerbehörden die Anweisung ertheilt worden, amtliche Abferti¬ 
gungen zum Zweck der Rüben-Verwiegung in den Rüben-Zucker-Fabriken 
an Sonn- und Festtagen abzulehnen, welche Anordnung in der Art zur Aus¬ 
führung gelangt, daß an Sonn- und Festtagen von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr 
Abends die Rübenverwiegung und folgeweme die hauptsächlichste Thätigkeit 
in den Zucker-Fabriken mit der Maaßgabe eingestellt wird, daß falls an einem 
oder dem anderen Fabrikorte allgemein oder ausnahmsweise die gottesdienst¬ 
liche Kirchenfeier schon vor 6 Uhr Morgens beginnen sollte, auch die Ver¬ 
wiegungen schon eine angemessene Zeit vor dem Beginn des Gottesdienstes 
aufhören müssen. Ebenso habe ich unterm 7. Juli v. J. die Steuerbehörden 
darauf aufmerksam gemacht, daß ihnen die Berechtigung zustehe, die 
Annahme von Betriebs-Anmeldungen abzulehnen, nach welchen Brau-Ein- 
maischungen an Sonn- und Festtagen stattfinden sollen. 

Die entere Maßregel hat in der That fast in allen Zuckerfabriken die 
Einstellung der Sonntags-Arbeit bewirkt und in den wenigen Fällen, in denen 
dies nicht der Fall gewesen, werden auf meine, des Ministers für Handel pp. 
Veranlassung durch die Ober-Präsidenten die Verhältnisse jetzt näher geprüft, 
wobei zu hoffen steht, daß auch hier binnen Kurzem das erwünschte Ziel 
erreicht wird. 

Ob und in welcher Weise mit allgemeineren Beschränkungen der Sonn¬ 
tagsarbeit in Fabriken vorzugehen sein möchte, wird einer sorgfältigen Prüfung 
unterzogen werden, sobald erst sämmtliche Regierungen für ihre Bezirke 
Polizei-Verordnungen über die Heilighaltung der Sonntage und Festtage 
erlassen haben werden. Bisher bestanden in der Rheinprovinz noch nicht 
umfassende Vorschriften dieser Art. Die Regierungen der Provinz sind aber 
bereits mit Anweisungen versehen, deren Ausführung binnen kurzem zu 
erwarten ist. 

(Daher Bitte um längere Frist für die Berichterstattung.) 

VI. 

Allerhöchstes Handschreiben au das Staatsministerium. 

Potsdam, 3. Mai 1853. 

Ich habe aus dem Berichte vom 24. v. M. mit Genugthuung ersehen, 
wie das Staats-Ministerium mit sicherem Schritte die allmähliche Erreichung 
des zur sittlichen Hebung der Fabrik-Arbeiter erforderlichen Schutzes an- 
Rtrebt. Indem Ich dem Staats-Ministerium Meine vollkommene Zufriedenheit 
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mit seinen Bestrebungen zu erkennen gebe, spreche Ich zugleich Meinen 
Wunsch aus, von Zeit zu Zeit Bericht Uber die Lage dieser Sache und die 
Wirkungen der von dem Staats-Ministerium getroffenen M&aßregeln zu erhalten. 


VII. 

Manteuffei. an v. r>. Heydt. 

Berlin, 25. März 1855. 

(Vorgänge. — Beilage: Französische Verbalnote ?om 9. d. M.'). 

. . . Eure Excellenz wollen geneigt ersehen, daß die französische Re¬ 
gierung sehr gern bereit ist, an Maaßregeln zur Herbeiführung einer inter¬ 
nationalen Übereinkunft behufs der Aufstellung und gegenseitigen Annahme 
von gleichmäßigen Grundsätzen Uber die in Rede stehenden Fragen Tbeil zu 
nehmen. Wiewohl nun zu einer weiteren Verhandlung auf dieser Basis die 
gegenwärtige Lage der politischen Verhältnisse nicht günstig erscheint, so 
möchte es doch nicht unangemessen sein, einstweilen auf nähere Vorberei¬ 
tungen Bedacht zu nehmen, um zu einer solchen weiteren Verhandlung 
schreiten zu können, sobald es die Umstände gestatten. Bei den früheren 
Verhandlungen in London war es von Lord Palmerston als das geeignetste 
Mittel bezeichnet worden, eine commissarische Zusammenkunft von sachver¬ 
ständigen Abgeordneten der beteiligten Staaten in Paris zu veranlassen. Es 
würde mithin darauf ankommen, die von einer solchen Commission zu lösende 
Aufgabe bestimmter zu formulieren und für die Instruktion, welche den 
Mitgliedern derselben zu ertheilen sein würde, eingehende Vorschläge zu 
machen. Indem ich Ew. Exc. Ermessen anheimzustellen mir erlaube, ob und 
inwiefern Dieselbe Veranlassung finden, der Sache in dieser Art näher zu 
treten, darf ich einer gefälligen Rückäußerung ganz ergebenst entgegensehen, 
um Allerhöchsten Orts weiteren Bericht erstatten zu können. 


1) Drouyn de Lhuys versichert in der Verbalnote, daß die Kaiserliche 
Regierung mit der allgemeinen Tendenz des Vorschlages Ubereinstimme uud 
fährt fort: „II suffit, d’ailleurs, de considörer les difförences que prtsen- 
tent les lois de cbacque pays soit sur la propriötö manufacturiöre soit sur le 
rögime interieur des fabriques et les facheux effets qui en rösultent, pour 
dösirer qu’un accord gönöral entre les divers Gouvernements facilite . . . 
l’execution de mesures que la morale et la politique recommandent 
egalement. - 

Dans le cas, des lors, ou le Cabinet de Berlin serait dispose ä adherer 
ä l’ötablissement d’un rdgime industriel uniforme au moyen d’une convention 
internationale, dans laquelle se placeraient, notamment, les lois relatives au 
travail des enfants dans les manufactures, ä la duröe du travail, aux marques 
et aux dessins de fabrique etc., il pourrait compter sur le concours sympa- 
thique et empressö du Gouvernement de l’Empereur . . . u 
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VIII. 

V. d. Heydt an Manteuffel. 

Aas den hierbei mit meinem verbindlichsten Dank zurückfolgenden An¬ 
lagen-des geehrten Schreibens Ew. Excellenz vom 27. v. M. ergiebt sich, daß 
der Königliche Gesandte in Paris das Kaiserliche Gouvernement nur um Aus¬ 
kunft über die Aufnahme ersucht hat, welche die Vorschläge des p. Legrand 
zur internationalen Regelung der Verhältnisse, der Fabrik-Arbeiter bei dem¬ 
selben gefunden haben. Aus der Verbalnote des Französischen Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten vom 9. März d. J. ist zwar im allgemeinen die 
Geneigtheit zu ersehen, auf die Sache näher einzugehen zugleich aber auch 
zu erkennen, daß die Initiative dort nicht ergriffen, sondern der diesseitigen 
Regierung überlassen und anscheinend in weitere Verhandlungen nur dann 
eingetreten werden soll, wenn zugleich die Gesetzgebung über die Fabrik- 
Zeichen und Muster, sowie über die hiermit verwandten Materien mit zum 
Gegenstände derselben gemacht wird. Hierauf kann man sich aber diesseits 
aus leicht erkennbaren erheblichen Gründen nicht einlassen. Da nun Ew. Exc. 
für jetzt die Lage der politischen Verhältnisse selbst als ungünstig für 
weitere Verhandlungen über diesen Gegenstand bezeichnen, so stelle ich ganz 
ergebenst anheim, diese nicht weiter anzuregen. Es scheint mir zu genügen, 
daß sowohl das Englische als das Französische Gouvernement im Allgemeinen 
von den Intentionen Sr. Majestät des Königs unterrichtet worden ist. 



Neue Untersuchungen über Begriff und Struktur des 
„historischen Denkens“. 

Von 

E. Rothacker (Heidelberg). 

Hans Proesler, Das Problem einer Entwicklungsgeschichte des histo¬ 
rischen Sinnes. Historische Studien, Heft 142; Berlin, Verlag von 
Emil Ebering 1920, 63 8. 

Die kleine, aber gehaltvolle Arbeit schneidet ein ungemein inter¬ 
essantes Problem an. Es gibt in der historischen Literatur wenig 
scharfe Definitionen dessen, was Bezeichnungen wie „historischer Sinn“, 
„historisches Bewußtsein“, „historischer Takt“, „historisches Denken“, 
mit dem Gegensatz „unhistorisches Denken“ und der Steigerung „wahr¬ 
haft historisches Denken“ eigentlich bedeuten und meinen. Den 
genaueren Sinn von „seutiment historique“, „divination historique“ 
und ähnlicher Ausdrücke kennen wir ebensowenig. — Diese Wort» 
werden aber nicht nur sinnvoll und eindeutig gebraucht, sondern be¬ 
zeichnen eine ganz wesentliche, ja geradezu die zentrale Sphäre jeder 
historischen Weltbetrachtung. Ziemlich allgemein wird etwa Herders 
Jugendleistung, die Durchbrechung der aufgeklärten Verstandesmaß¬ 
stäbe durch Entdeckung des selbständigen Eigenwerts der Nationen 
und Epochen als entscheidender Schritt des historischen Denkens an¬ 
erkannt. Von einigen Sätzen seiner ersten geschichtsphilosophischen 
Schrift von 1774, daß „jedes den Mittelpunkt seiner Glückseligkeit in 
sich selbst“ habe, ist, wenn Herders Meinung richtig interpretiert wird, 
der Weg nicht allzu weit zu Kankes: „Jede Epoche ist unmittelbar zu 
Gott und ihr Wert beruht gar nicht auf dem, was aus ihr hervorgeht, 
sondern in ihrer Existenz selbst, in ihrem eigenen Selbst.“ Besinnt 
man sich weiter, was ferner und was im besonderen in Herders Jugend¬ 
schriften als Fortschritt des „historischen Denkens“ gegenüber dem 
„unhistorischen Denken“ der Aufklärung gerühmt wird, so steht man 
freilich bereits einem recht bunten Bild gegenüber. Es ist Herdes 
Bekämpfung eines psychologischen Intellektualismus nicht minder wie 
die eines kritisch-rationalistisch-wertenden, die Ueberwindung des Un¬ 
verständnisses für^das Wunderbare, Nichtnützliche, des Unreflektierten, 
Unbewußten, Spontanen, Naiven, Volkstümlichen, Sinnlichinstinktiven, 
Gefühlsmäßigen durch sein praktisches Eindringen in das Herz des 
„Patriarchenzeitalters“, des orientalischen Daseins, des Mittelalters, durch 
seine theoretische Verteidigung des Besonderen, aber Echten, Eigenen, 
des „Idiotismus“, des Mannigfaltigen, Beine Bewertung des Werdens, 
der organischen Allmählichkeit und Kontinuität, des Wachsens gegen¬ 
über der Willkür des Mächens, rationeller Erfindung und Abschließens, 
erklügelter Verträge, seine Entdeckung objektiver Mächte neben dem 
räsonnierenden Individuum. * 

Teils an diese Motive der Geniezeit anknüpfend, teils neue 
ansetzend, hat das 19. Jahrhundert diesen Zusammenhang von 



Untersuchungen über Begriff und Struktur des „historischen Denkens“. 89 

Ueberzeugungen, Wertungen und theoretischen Voraussetzungen seiner 
Historiographie noch beträchtlich erweitert. Savignys berühmte Sätze 
über die Aufklärung: „Sinn und Gefühl für das Große und Eigen¬ 
tümliche anderer Zeiten, sowie für die naturgemäße Entwicklung der 
Völker und Verfassungen, also alles, was die Geschichte heilsam und 
fruchtbar machen“ müsse, sei ihr verloren gewesen, und sein Lob des 
eigenen Jahrzehnts: „geschichtlicher Sinn ist überall erwacht“ liegen 
offenbar in der vorhin angedeuteten idealen Linie von Herder zu 
Ranke. Mit ihnen alle die Auffassungen, welche in Ehrfurcht und 
lebendiger Liebe zur Vergangenheit, in Pietät und Treue gegenüber 
den ererbten Institutionen, in der Bewertung des Natnrwuchses, in den 
Idealen organischen Werdens, in der Erkenntnis der universalen Ver¬ 
nunft in den bodenständigen Produkten des Volksgeistes den Wesens¬ 
kern „historischen“ Denkens finden wollen. Daneben aber umfaßt der 
Gesamtgehalt eines hochentwickelten historischen Bewußtseins auch andere 
von den angeführten sehr verschiedene Momente, von denen einige 
beispielsweise angeführt seien. So als fundamentales, längst vor dem 
18. Jahrhundert erobertes, aber in jeder Epoche der Historiographie 
neu gefährdetes Moment: die Autonomie des historischen Interesses, 
bzw. seine Befreiung von allem „Interesse“ im utilitarischen Sinne, 
analog dem „interesselosen Wohlgefallen“ der ästhetischen Betrachtung. 
Eine Befreiung auch von dem theoretischen Interesse, das in der ge¬ 
schichtlichen Welt nur Beispiele seiner generellen Sätze aufsammelt. 
Schon vorher die Emanzipation von der Theologie und die Konstitution 
als profane Wissenschaft. Schließlich in einer neuen Krise die Eman¬ 
zipation des prinzipiellen historischen Empirismus von der Spekulation. 

Weiter: die Erhebung der Geschichte zur Wissenschaft durch die 
Quellenkritik und ihren methodischen Ausbau. Im Rahmen dieser > 
Empirie sodann die quantitative Erweiterung des Horizonts, nicht nur 
räumlich und zeitlich, sondern auch auf vorher wenig beachtete Fak¬ 
toren der historischen Entwicklung, wie gesellschaftliche, wirtschaftliche, 
geistige Motive neben staatlichen und kirchlichen. Damit Hand in 
Hand die Ausbildung ganz neuer Einstellungen auf gewisse Seiten der 
geschichtlichen Welt, die bisher vernachlässigt waren (so hatte Herder 
einen ausgeprägten Sinn für die Eigentümlichkeit eines nationalen Seins, 
jedoch einen wenig entwickelten für große nationale Taten). Solche 
Entdeckungen neuer Wertseiten leiten Uber zu der qualitativen Er¬ 
weiterung des Horizonts durch die Intensivierung und Differenzierung 
spezifischhistorischer Erkenntnisakte, der Anschauung und des Ver¬ 
ständnisses, der rekonstruktiven Phantasie und Divination, eines aus¬ 
geprägten Realitätsgefühls, eines Sinnes für das Charakteristische, einer 
gesteigerten Unterschiedsempfindlichkeit, eines begrifflichen Apparats, 
die Unterschiede herauszuarbeiten und dementsprechend einer Ent¬ 
wicklung der historischen Darstellungsformen und Kunstgriffe, der 
Charakteristik, Schilderung und Erzählung; zu einer Fähigkeit, alles 
Gegebene im Fluß zu betrachten, Sein im Werden, Werden im Sein zu 
sehen, das Gewordene aus seinen Anfängen zu verstehen, Wesensüber- 
gänge nachzufUhlen, die Entstehung von Neuem im ganzen aller Um¬ 
stände intuitiv zu erfassen usw., womit der Problemkreis der historischen 
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„Entwicklungsbegriffe“ betreten ist, die mit den Begriffen des Histo¬ 
rischen geradezu identifiziert zu werden pflegen. Von den abstrakteren 
Entwicklungsschemen fuhren mannigfache Uebergänge zu konkreten 
Systemen theoretischen Wissens von politischen, kirchlichen, rechtlichen, 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, sprachlichen und künstlerischen Zu¬ 
sammenhängen, eines Wissens, das sich dauernd durch die Verarbeitung 
neuer wissenschaftlicher Erfahrungen vermehrt; auch praktischer Er¬ 
fahrungen, in diesem Sinne spricht man etwa vom Einfluß des Welt¬ 
kriegs auf unser „historisches Denken“. In der Erkenntnis dieser Zu¬ 
sammenhänge steckt zugleich eine fortschreitende Determination alles 
Geschehens, so daß historisches Denken als wesentlichen GehaK ge¬ 
radezu ein Wissen um die Bedingtheit des einzelnen durch das Ganze 
einschließt, „Historisch Verstehen“ heißt dann das Besondere im Zu¬ 
sammenhang des historisch „Allgemeinen“ zu betrachten. Damit zusammen¬ 
hängend erfüllt der „Historismus“ eine Funktion der Relativierung alles 
kanonischen „Allgemcingültigen“, sei es der Absolutheit des Christen¬ 
tums oder des klassischen Humanismus, oder der Ansprüche der „auf¬ 
geklärten Vernunft“. Im übrigen wird dieser „Historismus“ von der 
zeitgenössischen Philosophie oft recht verschieden bewertet, scheint er 
doch bald alle Werte zu negieren, bald allen Kulturgegebenheiten Eigen¬ 
werte zu verleihen, w'irkt er doch einmal Götzen zerstörend und be¬ 
freiend, bald wieder die Epigonen des Vernunftglaubens beängstigend, 
bald den „Lebens“-gläubigen (Nietzsche) beklemmend. Und schließlich 
eignet das Prädikat des Historischen einer besonderen Haltung der 
„Humanität“, einer alle menschlichen Dinge konkret umschließenden 
und gerecht wägenden Unparteilichkeit, dem „wahrhaft historischen“ 
Urteil, Rankes „universellem Mitgefühl“, das seinerseits den Anspruch 
erhebt Uber die Bedenken, die der Historismus erregt, erhaben zu sein. — 

Sieht man nun genauer zu, so ist unser Wortgebraucb doch nicht völlig 
einheitlich, sondern mit großen sich wandelnden Grundanschauungen 
des geschichtlichen Lebens, die der Historie immanent sind, eng ver¬ 
knüpft. Je nachdem romantischer Konservativismus, liberaler Fort¬ 
schrittsglaube, philosophisch-religiöse Traditionen, politisch-ethische 
Heldenverehrung, positivistische Bedürfnisse nach „Erklärung“ und 
tieferem kausalen Verstehen des historischen Geschehens in einem 
Historiker dominieren, je nachdem Sondergesichtspunkte bestimmter 
historischer Disziplinen, etwa der historischen Theologie oder neue im 
Vordringen begriffene und programmatisch verfochtene methodologische 
Gesichtspunkte hereinspielen, werden gewisse Seiten dieses großen Zu¬ 
sammenhanges von „historischen Gedanken“ mehr oder weniger im 
Vordergrund stehen, wenn von historischem Denken im emphatischen 
Sinne gesprochen wird. Ist der Einfluß der beiden erstgenannten Mächte 
ganz durchsichtig, so schwingt offenbar in Rankes, Leos, Droysens 
Auffassung des „Historischen“ noch eine Haltung teils ästhetischer und 
religiöser Andacht, teils spekulativen Tiefsinns mit, die der folgenden 
Generation verlorenging; auch in den Sätzen, welche der der Metaphysik 
doch schon recht abgeneigte Jakob Burckhardt Uber das hohe Be¬ 
dürfnis der historischen Kontemplation schrieb, die unsere Freiheit sei 
mitten im Bewußtsein der enormen allgemeinen Gebundenheit, und dem 
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Strome der Notwendigkeit, oder in dem unvergeßlichen Schlußworte 
der „Weltgeschichtlichen Betrachtungen“ sind die Ausklänge eines philo¬ 
sophischen Zeitalters noch deutlich vernehmbar; oder es spricht* ganz 
anders, aus dem Urteile: „historischer Sinn“ sei unsere Fähigkeit, 
schnell und schlagend den für die Würdigung einer Tat wesentlichen 
Gesichtspunkt zu treffen, kaum verkennbar die Stimmung der „poli¬ 
tischen“ Historie der 50. und 60. Jahre; oder es wird die Fähigkeit 
historische Kausalzusammenhänge zu durchschauen, Uber die Fest¬ 
stellung des Tatsächlichen hinaus, nach dem „Warum“ zu fragen mit 
Betonung „historisch“ genannt; oder man nannte Goethe „unhistorisch“ 
insbesondere um seines mangelnden Verständnisses für die Realität 
der Kirche willen; oder es wird endlich die Berücksichtigung irgend¬ 
eines programmatischen Gesichtspunktes, die Bevorzugung eines be¬ 
stimmten historischen Faktors etwa als besonderes Kennzeichen „histo¬ 
rischen Denkens“ gepriesen. — Aber solche Schwerpunktsverschiebungen 
sind nicht umsttirzend. Was bleibt, ist ein Grundstock bestimmter 
Ueberzeugungen, Einstellungen, Tendenzen, Vorurteile und Erfahrungen, 
welche aller neueren Beschäftigung mit Geschichte im Kerne dauernd 
immanent sind und dauernd geprüft, ergänzt, an der Peripherie metho¬ 
dologisch umkämpft, einen Kern von Voraussetzungen einschließen, 
welche den Allgemeingültigkeit beanspruchenden Zusammenhang der 
historischen Wissenschaften erst möglich machen. Sieht man von dem 
damit angedeuteten transzendentalen Problem ab, so läßt sich dieses 
Ganze von zwei verschiedenen Seiten fassen. Der eine Weg zu ihm 
führt durch die sorgfältigste Besinnung auf das faktische Verhalten 
der als klassisch anerkannten historischen Werke, sei ihr Verfahren 
nun naiv oder bewußt. Nicht unverächtliche Winke aber wird dabei 
die Reflexion auf den Sprachgebrauch der erwähnten Schlagworte 
bieten, nach seinem gegenwärtigen Stande wie in seinem vielleicht zu 
beobachtenden Bedeutungswandel. Waa ist mit „historischem Sinn“ 
gemeint? Welche Voraussetzungen sind mit solcher Meinung verbunden 
bis in die feinsten mitschwingenden Stimmungsgehalte hinein und die 
für dieselben charakteristischen Neigungen und Abneigungen. Blickte 
man von hier auf das zuerst festgestellte faktische Verhalten, so würde 
man vielleicht finden, daß diese Schlagworte oft mehr bestimmte um- 
kämpfte Punkte des Ganzen heraushöben, als dieses in seinem vollen 
Umfang mit allen seinen längst selbstverständlich gewordenen Elementar¬ 
funktionen bezeichneten. Umkämpft sind aber in solchen Komplexen 
nicht nur periphere Momente, sondern oft geradezu das Zentrum. 

Auch das Problem einer „Entwicklungsgeschichte des historischen 
Sinns“ scheint in verschiedener Weise angefaßt werden zu können. Einmal 
kann sie die allmähliche Herausarbeitung aller der Funktionen dar- 
»tellen, welche auf Grund der fortgeschrittensten Forschungen bzw. des 
gehaltvollsten Sprachgebrauchs dieser Bezeichnung „Historisch“ im 
höchsten Sinne genannt werden können. Dann kann aber auch die 
innere Form «Her Historiographie, welche diese ausgeprägten Funktionen 
epochenweise erst im Keime enthält, z. T. auch stark variiert als 
„historischerSinn“ bezeichnet und seine Wandlung in den Blickpunkt 
gerückt werden. Proesler neigt zur letzteren Problemstellung. Auch 
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er geht zwar von der vorher nie dagewesenen and wissenschaftlich 
unendlich frachtbaren Verschmelzung der verstandesgewissen Tatsachen¬ 
kritik der Aufklärung, dem romantischen Sinn ftir unbewußtes Werden 
in der Geschichte, dem Gewinn moralischer Kräfte aus der Vergangen¬ 
heit in der Zeit der Befreiungskriege und von Stützen der Legitimität 
in der Restaurationszeit aus. Er stellt wohl fest, daß diese Faktoren 
sich ergänzend und bestärkend zu einem Ganzen zusammenschlossen, 
das mit Betonung historischer Sinn genannt zu werden verdiente und 
in dem die Geschichte erst zu Selbstbesinnung und Autonomie gelangte, 
ja Einfluß auf ihr ganzes Zeitalter gewann. Dann wendet er sich aber 
— wenigstens programmatisch — nicht so sehr zu der Aufgabe, diesen 
inhaltlichen Gewinn als einen mühsam erworbenen, wohl fundierten 
und bleibenden Sonderbesitz des 19. Jahrhunderts auszuschöpfen, als 
zu Reflexionen darüber, daß eine solche Stellung zur Geschichte Kern, 
Grundstock und einigendes Band aller historischer Betätigungen im 
weitesten Sinne sei. Kurz sein Thema ist nicht der bleibende Gehalt, 
sondern die formale Funktion des historischen Sinns als eines auf die 
Geschichtschreibung aller Zeiten anwendbaren Prinzips. Ob man dieses 
Zentrum aller Historie immer mit gutem Gewissen gerade historischen 
„Sinn“ nennen kann, möchte ich dahingestellt sein lassen. Sicher 
aber bezeichnet P. wesentliche Seiten dieser Funktion — als einer 
idealen Forderung — wenn er seinen „historischen Sinn“ oder(?) 
„spezifischen Sinn für das Historische“ (S. 9) mit der „Gesamtheit der 
jeweils um Anerkennung ringenden Auffassungen von dem Wesen und 
der Zweckbestimmung des Historischen“ (S. 9), diese wieder mit der 
besonderen „Fähigkeit“ gleichsetzt, „mit sicherem Instinkt“ „das spezi¬ 
fisch geschichtlich Bedeutsame“ „herauszuspüren“ (S. 41, 52) oder 
„Richtlinien für die historische Erkenntnis“ zu geben (56), schließlich 
der „schöpferischen Fähigkeit des Historikers“, „die zuvor kritisch 
gesonderten Bestandteile der Ueberlieferung nachträglich wieder zu 
einer lebendigen Einheit organisch zusammenzufassen“ (55). Und 
sehr richtig bemerkt er, daß er damit nicht allein das Rückgrat jeder 
Geschichte der Historiographie im engeren Sinne konstruierte, sondern 
daß diese Funktionen, Richtlinien und Maßstäbe jeweils der Gesamt¬ 
heit aller historischen Wissenschaften einer Zeit, ja aller einer Epoche 
eigentümlichen Haltungen gegenüber der historischen Welt überhaupt 
zu entnehmen seien, wie denn ein ausgeprägter historischer Sinn bis 
zum weltanschaulichen Extrem des Historismus, ganze Kulturepochen, 
ihre Religionsphilosophie, ihre Auffassung vom Staat, politische Theorien 
und Doktrinen, ökonomische Lehren, ästhetische Prinzipien usw. (57, 62) 
zu durchdringen vermag. So war auch das Erwachen des „historischen 
Sinns“ in Savignys Auffassung ein allgemeiner geistesgeschichtlicher 
Vorgang, der seinerseits ebenso belebend auf die geschichtlichen Wissen¬ 
schaften einwirkte, wie diese ihrerseits der Physiognomie einer „Zeit“ 
ihre charakteristische Note erst zu verleihen vermögen. Zugleich aber 
liegt in diesem historischen Sinn ein Bindeglied zwischen empirischer 
Geschichtwissenschaft und Geschichtsphilosophie, das die Forschung 
hoffentlich nicht wieder aus dem Auge verlieren wird. Soweit P.’s 
sicher konzipiertes und anregend formuliertes Programm (7 ff., 40 ff., 
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55 ff.). Die nähere Ausführung könnte logisch energischer sein. Der 
erste Abschnitt behandelt unter dem Titel „Ueber die Formen der Ge¬ 
schichtsbetrachtung“ zunächst ein Teilproblem des historischen Sinns. 
P. meint den „konzentriertesten und einfachsten Ausdruck“ der je¬ 
weiligen Auffassungen von der Geschichte in der „begrifflichen Fixierung 
des Wesens und der Aufgabe der Historie“ zu linden (10), bemerkt 
aber ganz richtig, daß diese Definitionen für seinen Zweck teils zu 
allgemein sind, teils zu einseitig auf spezielle Bedürfnisse der empirischen 
Forschertätigkeit zugeschnitten, ja auch heterogenen Zwecken dienstbar 
seien, und versucht nun, in den jeweils geltenden Abgrenzungen und 
als praktisch befundenen Gliederungen der Geschichte eine breitere und 
konkretere Basta für die Erkenntnis des historischen Sinns gefunden 
zu haben. Er erörtert demzufolge Bernheims rein „genetische Fest¬ 
stellung“ von drei Formen der Geschichtsbehandlung, der referierenden, 
lehrhaften und entwickelnden Geschichte, sowie dessen „thematische 
Gliederung“ der historiographischen Formen in allgemeine und speziali¬ 
sierte Geschichte, sodann die systematisch straffere Gliederung der ge¬ 
schichtlichen Stoffe durch Langlois und Skignobos: endlich die rein 
systematische Einteilung der historischen Sphäre in Friedrich Jodls 
bekanntem, in gewissen Grundgedanken nicht Übeln, aber in der Wahl 
seiner „Helden“ doch recht unglücklichen Schriftchen Uber Kulturge- 
schicbtschreibung. P.s Ergebnis, sein „Versuch einer einheitlichen Gliede¬ 
rung des Historischen“ (22 ff.) in empirische Geschichte, d. h. politische und 
Kulturgeschichte, Spezial- und Universalgeschichte und 2. Geschichtsphilo¬ 
sophie ist zwar viel durchdachter wie etwa Bernheims analoge Aus¬ 
führungen, liegt mir aber offen gesagt von dem eigentlichen Ziel der 
Untersuchung zu weit ab. Diesem kommt der zweite Teil beträchtlich 
näher, welcher verschiedene methodologische Forderungen auf ihre 
Eignung als Kern des historischen Sinnes aufgefaßt zu werden durch¬ 
prüft. Indem aber P. weder im Ideal der „Objektivität“, die mit der 
verlebendigenden Anteilnahme einer kongenialen Persönlichkeit nicht 
im Widerspruch stehen dürfe, noch in einem sogenannten „Wirklich¬ 
keitssinn“, der viel besser als politischer Sinn zu bezeichnen wäre, 
noch in der historischen Kritik, noch in den traditionellen Prinzipien 
der historischen Auswahl seine eigentliche Quintessenz findet und die¬ 
selbe schließlich durch Formeln wie „durch einen gesunden geschicht¬ 
lichen Sinn genährte schöpferische Fähigkeit“ der Auffassung (54 f.) 
umschreibt, beschreibt er freilich einen Zirkel, den er zwar (55) mit 
der Unmöglichkeit entschuldigt, „den historischen Sinn in seinem eigent¬ 
lichen Kerne restlos zu rationalisieren und in bestimmte methodische 
Regeln zu bannen“, vor der aber seine mehr aphoristische, fein be¬ 
obachtende und räsonnierende Art vielleicht doch zu früh kapituliert. 
Mit diesem Vorbehalt und in Anerkennung der außerordentlichen 
Schwierigkeit seiner Aufgabe muß sein Verdienst, diese schwer zu 
präzisierenden Fragen überhaupt angefaßt und gefördert zu haben, 
dankbar betont werden. Seiner in Aussicht gestellten Untersuchung 
über „Voltaires Geschichtsauffassung“ als „Beitrag zur Entwicklungsge¬ 
schichte des historischen Sinns“ werden seine in der vorliegenden 
Schrift niedergelegten Reflexionen gewiß zu größtem Nutzen gereichen. 



Das Zinsproblem in Moral und Reoht 

Von 

Stephan Brassloff (Wien). 

Franz Zehentbaubr, Das Zinsproblem nach Moral und Recht Ge¬ 
schichtlich behandelt unter besonderer Berücksichtigung auf c. 1543 
Cod. iur. can. (Theologische Studien der österr. Leogesellschaft. 
24. Heft.) XVI und 160 S. Wien 1920. 

Seit Funks bekannter Schrift Ubör das kirchliche Zinsverbot ist die 
Erkenntnis der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, welche das 
historische Relief für die Entfaltung der kanonistischen Lehren bilden, 
durch eine Reihe von Untersuchungen wesentlich gefördert worden. 
Dieser Umstand, zu dem noch die vertiefte nationalökonomische Ein¬ 
sicht in das Problem des Kapitalzinses hinzukommt, würde schon an 
sich ohne besonderen äußeren Anlaß eine erneute geschichtliche Be¬ 
handlung des kirchlichen Zinsverbotes rechtfertigen; ein solcher ist 
aber durch das vor nicht langer Zeit in Kraft getretene kirchliche 
Rechtsbuch Pius X. gegeben. Der codex iuris canonici (c. 1548) hat 
zum Erstaunen mancher der kirchlichen Rechtsentwicklung ferner¬ 
stehenden Kreise dieses Verbot wieder erneuert, es aber durch einen 
Zuzatz eingeschränkt, der in deutlichem Gegensatz zu dem aufgestellten 
Prinzip dieses wieder aufzuheben scheint. Der Versuch, eine einiger¬ 
maßen befriedigende Lösung dieses Widerspruches zu finden, weist auf 
historische Betrachtuug hin. Diesen Weg geht auch eine jüngst ver¬ 
öffentlichte Studie Franz Zehentbauers. Der Verfasser, ein Schüler 
Rudolf v. Scherers bietet in der vorliegenden Schrift allerdings nicht 
eine zusammenfassende Darstellung der historischen Entwicklung, 
sondern eine Reihe von Abhandlungen Uber die bedeutsamsten Gruppen 
der hier in Betracht kommenden literarischen Erscheinungen und 
Gesetzgebungsakte, und erst ein Rückblick faßt die in ihnen gewonnenen 
Ergebnisse der historischen Entwicklung in übersichtlicher Weise zu¬ 
sammen. 

Das Zinsproblem hat bereits früh die römische Gesetzgebung be¬ 
schäftigt und die Komitien haben sich sogar einmal veranlaßt gesehen, 
das Zinsnehmen überhaupt zu verbieten. Aber eine nachhaltige Be¬ 
deutung kommt diesem Zinsverbot nicht zu, und cs steht außerhalb 
jeder Verbindung mit der Entwicklung des Kirchengebotes. Als überaus 
bedeutsam erweisen sich dagegen die Sätze der heiligen Schrift, die 
ein solches Zinsverbot enthalten, beziehungsweise im Sinne eines solchen 
gedeutet worden sind. Die Ansichten darüber, ob die hl. Schrift ein 
allgemeines Zinsverbot enthalte, sind geteilt; namhafte Kirchenlehrer 
in älterer und neuerer Zeit, auc)| offizielle Enunziationen der Kirche 
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haben die Frage bejaht, andere, vor allem Calvin und Molinaeus 
sie verneint. Der Verf., der von der grundlegenden Ansicht ausgeht, 
daß die kirchliche Gesetzgebung, indem sie jetzt, wie schon früher das 
einstmals von ihr verkündigte Zinsverbot restringierte, sich nicht in 
Widersprach mit dem von ihm angenommenen Naturrecht und den 
Vorschriften der hl. Schrift gesetzt habe, schließt sich der letzteren 
Auffassung an; nach seiner Anschauung enthält das alte Testament 
nur ein beschränktes Zinsverbot, dem lediglich zeitgeschichtliche Be¬ 
deutung zukommt 1 ), das neue Testament überhaupt keine relevante 
Aeußerang in dieser Frage 2 ). 

Das kirchliche Zinsverbot hat seine nähere Definition zuerst durch 
die an die hl. Schrift sich anschließende Literatur des christlichen 
Altertums, welche die lebendige Tradition darstellt, erhalten. Das 
historische Relief bilden die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Zeit, in welcher die Kirchenväter gewirkt haben, und es läßt sich 
nicht leugnen, daß das Leben einer moralisierenden Betrachtungsweise, 
welche von hohen ethischen Gesichtspunkten ausgehend, die Schwächen 
und Sünden der Menschen auszuforschen und zu bessern suchte, An¬ 
griffspunkte genug bot. Der allzu starken Betonung des Individualismus 
im römischen Rechts- und Wirtschaftsleben steht eine relativ geringe 
Wirksamkeit der auch der römischen Antike nicht ganz fremden 
humanitären Ideen gegenüber. Genugsam bekannt sind auch die Schäden 
und Gebrechen dieser Zeit auf staats- und volkswirtschaftlichem Gebiete 
und die daraus resultierenden sozialen Mißstände 3 ). Die Kirchenväter 
wenden sich mit aller Schärfe gegen diese Zustände und das Prinzip, 
auf welchem das antike Wirtschaftsleben sich aufbaut und suchen dem 
gegenüber die höheren ethischen Grundsätze, wie sie durch die hl. Schrift 


1) Für die Annahme eines allgemeinen Zinsverbotes im A. T. liegt, wie 
der Verf. (S. 69 ff.) zutreffend ansführt, kein Grund vor. Aus dem Ausspruch 
eines poetischen Werkes (Ps. 14,5) dem es ferne liegt, juristisch bedeutsame 
Normen zu definieren, einen Schluß auf einen allgemein gültigen Rechtssatz 
zu ziehen, geht gewiß nicht an. Das Zinsverbot besteht nicht gegenüber 
begüterten Volksgenossen (Exod. 22, 25, Ez. 18, 7) und Peregrinen (Deut. 
23, 19, 20 s. auch Lev. 25, 35—37, Eadr. 5, 6); auf letztere bezieht sich 
die Schutzvorschrift nicht, wie ja der Fremde auch sonst mitunter anders 
behandelt wird als der Einheimische, und eine Handlung, die dem Volks¬ 
genossen gegenüber als unerlaubt gilt, nicht den gleichen Bedenken begegnet, 
wenn sie gegen den Fremden sich richtet. Das ist m. E. der ausschlag¬ 
gebende Punkt, nicht aber das vom Verf. hier zu stark in den Vorder¬ 
grund gestellte wirtschaftliche Moment. 

2) Es ist richtig, daß das N. T. ein Zinsverbot nicht expressis verbis 
statuiert; damit ist aber noch nicht dargetan, daß die Annahme eines solchen 
nicht im Geiste des Evangeliums liegt. Es wäre zu erwägen, ob das Verbot 
nicht noch viel weiter geht, nicht nur das Zinsnehmen, sondern auch — 
Tertullian (Apolog. c. 39) hat diese Ansicht geäußert, — die Rückforderung 
des Kapitals als der christlichen Nächstenliebe widersprechend betrachtet wird. 
(8. des Verf. eigene Ausführungen 8. 12.) 

3) Von einer Bedrückung des Volkes durch die Patrizier kann in jener 
Zeit nicht die Rede sein, zumal es damals nur mehr eine sehr geringe Zahl 
patrizischer Familien gab; in der vom Verf. (S. 9 Anm. 8) zitierten Stelle 
aus Tacit. ann. VI, 16, 17 werden sie auch nicht mit einem Wort erwähnt. 
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nnd das soziale Pfliehtbewußtsein, die auegleichende Gerechtigkeit und 
die christliche Nächstenliebe den Menschen vorgezeichnet sind, zur 
allgemeinen Anerkennung zu bringen. Nach dem Grundsätze der aus* 
gleichenden Gerechtigkeit, so wird gelehrt, erscheint jedes ZinBnehmen 
als ungerechtfertigte Aneignung fremden Vermögens, und die Anerken¬ 
nung der ARiSTQTELi8chen Lehre von der Unfruchtbarkeit des Geldes 
läßt das, was die Moral fordert, als auch durch die Vernnnft begründet 
erkennen 1 ). 

Der praktische Einfluß der Lehre der Kirchenväter auf das Ver¬ 
halten der Zeitgenossen wird vom Verf. mit Recht nicht allzu hoch 
eingeschätzt; sie entsprach wohl nicht ganz den wirtschaftlichen Ver- 


1) Ich kann der Auffassung des Verf. über die Lehre der einzelnen 
Kirchenväter nicht in allen Punkten beistimmen, namentlich nicht in der 
Annahme einer konniventen Stellung Basilius d. Gr. zum staatlichen Zins- 
gesetz und der Forderung „rechtmäßiger“ Zinsen. Zu dieser Ansicht gelangt 
der Verf. (S. 15) aus der Betrachtung des Verhaltens des Bischofs in einem 
von ihm (ep. 107—109) berichteten konkreten Bechtsfalle. Der Gläubiger 
hatte zunächst Kapital samt Zinsen eingeklagt, in einem vor dem Gerichts¬ 
magistrat unter Mitwirkung des Bischofs abgeschlossenen Vergleiche jedoch 
den Anspruch auf die Forderung ermäßigt; hierauf trat er wieder mit dem An¬ 
spruch auf Bezahlung der Zinsen hervor. Basilius, an den sich der bedrängte 
Schuldner abermals wendet, begnügt sich damit, den Gläubiger an sein Ver¬ 
sprechen zu erinnern und wendet sich gleichzeitig an den Vertreter der 
staatlichen Jurisdiktionsgewalt, um den Schutz des debitor zu erlangen. Der 
Verf. ist der Ansicht, daß, wenn der Bischof das Zinsennehmen an sich schon 
als gegen Recht und Moral verstoßend betrachtet hätte, er mit ganz anderen 
Argumenten und Maßnahmen hätte Vorgehen müssen, und er findet die 
mildere Auffassung, welche die staatlich zugelassene Zinsforderang als 
berechtigt anerkennt, auch iu einer Aeußerung, welche gegen den unge¬ 
rechten Gewinn des Darlehensnehmers sich ausspricht (ep. 188 c. 14) 
angezeigt. Das Vergehen des Basilius in dem obigen Fall erscheint aber 
vollkommen begreiflich, wenn man erwägt, daß hier durch den vor Gericht 
abgeschlossenen Vergleich eine vollkommen einwandfreie rechtliche Grundlage 
zugunsten des Schuldners geschaffen war, und daß es hier, wo ein unzweifel¬ 
haftes Recht vorlag, gar nicht notwendig war, moralische und religiöse 
Gründe ins Treffen zu führen; was der unerlaubte Gewinn in der zweiten 
Epistel bedeutet, ob das Zinsennehmen überhaupt oder nur den wucherischen 
Zins in. unserem Sinne, kann fraglich sein, ist aber im Hinblick auf die von 
diesem Autor anderwärts ausgesprochene Beurteilung des Zinsnehmens über¬ 
haupt und seine rationelle Begründung wohl in ersterem Sinne zu lösen. 
Auch das Verhalten Gregor I. in dem in seinen Episteln (IX, 38) berichteten 
Falle beweist meines Erachtens nichts für seine Auffassung des Zinsverbotes. 
Denn hier lag ein formelles Zinsversprechen nicht vor, und die Forderung 
war vom Standpunkte des damals in Geltung stehenden Rechtes voll¬ 
kommen einwandfrei, wäre es auch nach dem später von der Kirche einge¬ 
nommenen gewesen. Angesichts der Rechtslage war es gewiß viel diploma¬ 
tischer, an die Güte und Milde des Gläubigers zu appellieren und ihm die 
göttliche Vergeltung seiner nachsichtigen Handlungsweise in Aussicht zu 
stellen, statt mit dem dem Laien doch nicht einleuchtenden Nachweis der 
Identität seiner Handlungsweise (Erhöhung des Kaufschillings beim Kredit¬ 
kauf) mit der durch das Zinsverbot (bei Darlehen) verpönten zu operieren. 
Uebrigens hatte die kirchliche Gesetzgebung damals bereits die Geltung des 
Zinaverbotes auf die Angehörigen des Klerikalstandes eingeschränkt. 
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hältnissen der ersten Jahrhunderte der römischen Eaiserzeit. Neben 
dem Konsumtivkredit muß auch der Produktivkredit eine große Rolle 
gespielt haben, und die Geldverleiher und Bankiers, welchen in der 
Organisation der Kreditvermittlung der damaligen Zeit die Befriedigung 
des Kreditbedürfnisses der Industriellen und Kaufleute znfiel, hatten 
für die ganz allgemein lautenden Gebote der Kirchenväter, die die 
Rückkehr zu längst überwundenen Zuständen der Wirtschaft gefordert 
hätten, wohl nicht das richtige Verständnis. So wenig die Lehre der 
Patristiker sich durchgesetzt hat, nach unserer Ansicht auch nicht 
durchsetzen konnte, so bedeutungsvoll ist sie doch für die Doktrin 
des Mittelalters und die spätere Gesetzgebung gewesen. 

Das Zinsproblem isi zum zweiten Male im Zeitalter der scholasti¬ 
schen Philosophie von der kirchlichen Wissenschaft zum Gegenstand 
der Erörterung gemacht. worden. Es geschah dies in einer Zeit des 
Aufschwunges auf wirtschaftlichem und geistigem Gebiete und der 
Steigerung der Macht der Kirche, die sich insbesondere auch in der 
erfolgreichen Geltendmachung der Ansprüche auf ausschließliche Juris¬ 
diktion auf mannigfaltigen Gebieten äußerfg. Gegen das Ende des 
12. Jahrhunderts ist die kirchliche Gerichtsbarkeit, die um diese Zeit 
auch hinsichtlich der Ehe allgemeine Geltung erlangt hatte, auch auf 
die Wuchersachen ausgedehnt worden. 

Die Scholastik nimmt ihren Ausgangspunkt von der Definition des 
mutuum bei den römischen Juristen, als eines Vertrages, der durch die 
leihweise Uebergabe einer Quantität vertretbarer Sachen zustandekommt 
und den Empfänger znr Restitution von Stücken gleicher Zahl und 
Art verpflichtet; die Vereinbarung eines Zinses wird auf Grund dieser 
Begriffsbestimmung als gegen die Substanz des Geschäftes und daher 
unzulässig angesehen. Gegen das Zinsnehmen wird auch auf die Abi- 
STOTELische Lehre von der Unfruchtbarkeit des Geldes hingewiesen, 
auf den Unterschied, der zwischen dem Zinsdarlehen und der pacht¬ 
weisen, einen angemessenen Zins rechtfertigenden Ueberlassung eines 
fruchttragenden Grundstückes besteht und auf den Ausschluß jedweder 
Gefahr bei Hingabe eines Darlehens; das Zinsnehmen erscheint einzelnen 
Scholastikern als Aneignung der Zeit, also einer res omnium communis. 
£9 begegnet auch, und das halte ich für sehr wichtig, der Hinweis 
auf das Naturrecht, welches ebenso wie das ius divinum das Zinsnehmen 
verbietet, und es wird auch konsequent die Verpflichtung des unver¬ 
brüchlichen Gehorsams mit Ausschluß jeder Dispensation gefordert. 

Die THOMiSTische Lehre, die auf rein rationellen Grundlagen auf¬ 
gebaut, von der autoritativen Begründung durch die hl. Schrift und 
die kirchliche Tradition absieht, ein neutestamentliches Zinsverbot sogar 
direkt ablehnt, hat streng genommen nicht durchgehend neue Gesichts¬ 
punkte gegenüber der früheren Doktrin aufgestellt; ihre Bedeutung 
liegt wie bei so manchen anderen Lehren, die weltgeschichtliche Bedeu¬ 
tung erlangt haben, nicht in dem Was, sondern wie es gesagt wurde. 
Die Darstellung bei Thomas von Aquino fußt auf voller Erfassung 
der AEiSTOTELischen Wirtschaftslehre, insbesondere seiner Ansicht von 
der Unfruchtbarkeit des Geldes und der juristischen Natur des Dar¬ 
lehens im Sinne der römischen Juristen, die als im Naturrecht begründet 
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betrachtet wird. Da das Geld normalerweise unfruchtbar ist, so liegt 
bei der Stipulation von Zinsen die zweimalige Veräußerung derselben 
Sache, also ein Verstoß gegen die ausgleichende Gerechtigkeit vor, 
und auch die durch das mutuum geforderte Eigentumstibertragung 
gestattet das Zinsnehmen nicht, denn man könne eine Sache, die einem 
nicht gehört, nicht nutzen; dort aber, wo das Geld infolge der hinzu¬ 
tretenden Arbeit eines anderen produktiv wird, liegt in der Zinsforde¬ 
rung die Aneignung des Ergebnisses fremder menschlicher Arbeit vor. 
Thomas von Aquino nimmt auch zur Erklärung des Gegensatzes von 
weltlichem und kirchlichem Recht in der Frage des Zinsverbotes 
Stellung; es beruht nach seiner Ansicht auf dem Naturrecht, der Staat 
könne aber aus Gründen der Utilität das Zinsnehmen gestatten, bezw. 
die Straflosigkeit aussprechen. Eine Milderung des von anderer Seite 
vertretenen starren Prinzips ergibt sich bei Thomas auch insofern, als 
er in einzelnen Ausnahmsfällen, und das hat zur Ausbildung der Zins¬ 
titellehre in der späteren Literatur und Praxis geführt, die Zinsforderung 
als berechtigt anerkennt. 

Man wird der Behandlung des Zinsproblems durch die Scholastiker 
das Zeugnis nicht versagen können, daß sie von einer rein moralisie¬ 
renden Behandlung des Zinsproblems absehend, sich überwiegend fern- 
gehalten haben von jenen gewalttätigen Versuchen der späteren Zeit, 
welche offenkundig dem Zinsverbot widersprechende Erscheinungen 
mit ihm in Einklang zu bringen versucht haben; aber die wirtschafts- 
und rechtstheoretischen Grundlagen ihrer Lehren sind durchaus nicht 
einwandfrei 1 ). In der nachthomistischen Doktrin ist die Begründung 


1) Es ist richtig, d&ß das Geld an und für sich unfruchtbar ist, aber 
auch ein Acker, der vom Eigentümer dem Pächter überlassen wird, liefert an 
und für sich noch keine Früchte; das Geld, das erkennt Thomas an, kann 
durch die Arbeit eines anderen fruchtbar werden; das gilt aber auch vom 
Acker, und wenn der Pachtzins nicht als Aneignung eines fremden Arbeits¬ 
produktes erscheint, so muß dies auch vom Darlehenzins gelten. Daß das 
mutnum seinem unabänderlichem Wesen nach die Uebertragung des Eigen¬ 
tums an den Schuldner bedinge und die Rückforderung von mehr, als hin¬ 
gegeben wurde, auBschließe, ist meines Erachtens nicht ohne Einschränkung 
als zutreffend anzuerkennen. Das mutuum, übrigens eine dem ältesten 
römischen Recht wohl nicht bekannte Erscheinung, ist in klassischer Zeit 
Realkontrakt, und die Verpflichtung kann nach römischer Rechtsanschanng 
nur so weit gehen, als die res als obligierende Tatsache reicht. Aber von 
allem Anfang an, ist es doch als zulässig betrachtet worden durch eine 
hinzutretende Stipulation eine Vergütung für die Ueberlassung des Kapitals 
zu bedingen. Dabei macht das römische Recht keinen Unterschied nach dem 
Zwecke, zu welchem das hingegebene Kapital verwendet wird, das utendum 
dare schlechthin ist die das Geschäft individualisierende causa und das kann 
auch durch produktive Verwertung geschehen. Es ist richtig, daß das ältere 
römische Recht die Uebertragung des Eigentums gefordert hat, aber das spätere 
ist davon abgegangen und hat schließlich ein Darlehen, das nicht mehr Real-, 
sondern Konsensualkontrakt ist, anerkannt; es sind, auch Keime einer Ent¬ 
wicklung vorhanden, die dazu geführt hat, das Vertragsobjekt nicht mehr 
auf vertretbare Sachen zu beschränken. Das ist nun allerdings spätere Ent¬ 
wicklung, und es ist gewiß richtig, das Wesen der Geschäfte gerade der 
ursprünglichen Gestaltung zu entnehmen: aber man darf deswegen doch nicht, 
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im wesentlichen die gleiche geblieben. Vereinzelt findet sich auch 
Widersprach gegen die Lehre des Aquin&ten and auch Neuerungen 
treten zutage; nicht daß ganz neue Gedanken aufkommen, aber in der 
früheren Literatur versuchte Begründungen erlangen wieder eine Be¬ 
deutung, die ihnen die THOMiSTische Lehre versagt hatte. Die Haupt¬ 
aufgabe, die der nachthomistischen Scholastik gestellt war und der sie 
sich auch hauptsächlich gewidmet bat, bestand darin, das Zinsverbot 
mit den wirtschaftlichen Neuerungen ihrer Zeit und der erwähnten 
Zinstiteltheorie in Einklang zu bringen. Das Ergebnis dieser Tätigkeit 
ist kein durchaus einheitliches gewesen. 

Die kirchliche Gesetzgebung Uber das Zinsverbot erstreckt sich auf 
einen Zeitraum von mehr als anderthalb Jahrtausenden. Die Anfänge 
seiner Wirksamkeit fallen in eine Zeit, in welcher das Wirtschaftsleben 
trotz mehrfach vorhandener Gebrechen doch noch immer auf einer 
gewissen Höhe sich erhielt. Auf deutschem Boden hat sich erst nach 
und nach eine lebhaftere Verkehrs Wirtschaft entwickelt, die Uber die 
Stadien der Stadtwirtschaft und Territorialwirtschaft zum Anschlüsse 
an die Weltwirtschaft führte. Die namentlich infolge der KreuzzUge 
einsetzende Aenderung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist für die 
Ausbildung des kirchlichen Zinsverbotes von großer Bedeutung geworden, 
und die moderne Entwicklung mit ihrer Überall zutagetretenden Tendenz 
des Ueberganges vom extensiven zum intensiven Wirtschaftsbetrieb 
stellte die Gesetzgebung vor noch schwierigere Probleme. Man kann 
im ganzen vier Perioden in der das Zinsverbot betreffenden kirchlichen 
Gesetzgebung unterscheiden. Die erste, in welcher das allgemeine 
ZinBverbot begründet wird, reicht bis zum Anfänge des 4. Jahrhunderts; 
die Periode des Abbaus, die nun folgt, umfaßt die folgenden vier Jahr¬ 
hunderte. Im Anfang des 8. Jahrhunderts beginnt ein Umschwung, 
der zur Wiedereinführung des allgemeinen Zinsverbotes fuhrt. Im 
Gefolge der großen wirtschaftlichen Fortschrittes, der dann im späteren 
Mittelalter eintritt, erfährt auch das Anwendungsgebiet des Zins Verbotes 
bedeutsame Wandlungen; die Entwicklung nimmt seither beständig die 
Richtung der Dekreszenz. 

Die kirchliche Gesetzgebung steht in ihren Anfängen, indem sie 
alle, welche Zinsen genommen haben, von der Aufnahme in die kirch¬ 
liche Gemeinschaft, bezw. das ihr vorangehende VorbereitungBStadium 
ausschließt, in vollem Einklang mit der PATRistischen Lehre eines 
allgemeinen fUr alle Bekenner des Christentums ohne Unterschied des 
Standes geltenden Zinsverbotes. Aber um den Anfang des 4. Jahr¬ 
hunderts setzt bereits eine entgegengesetzte Bewegung ein, welche zur 
Beschränkung des Zinsverbotes auf den Stand der Kleriker und in 


das Ursprüngliche als das allein Mögliche, einem postulierten Naturrecht ent¬ 
sprechende darstellen, nnd, wenn man es tut, Ausnahmen von ihm zulassen. 
Ich möchte jedoch gerade den meines Erachtens unzutreffenden Hinweis auf 
das Naturrecht als das historisch Bedeutsamste in der thomistischen Begrün¬ 
dung des Zinsverbotes betrachten, denn es hat ihm die universelle Bedeutung 
gesichert. 


7* 
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weiterer Restriktion auf jene Angehörigen des Klerikalstandes, welche 
die höheren Weihen empfangen haben, fuhrt Der Verf. ist vollkommen 
im Rechte, wenn er die tatsächliche UndurchfUhrbarkeit des allgemeinen 
Zinsverbotes und dann auch die wirtschaftlichen Verhältnisse, insbe¬ 
sondere die reiche Handelstätigkeit in einzelnen Ländern als Grund fUr 
diese Haltung der päpstlichen Kurie betrachtet. In der Karolingerzeit 
beginnt dann wieder die Periode der allgemeinen Zinsverbote, die in 
den folgenden Jahrhunderten mehrfach erneuert und verschärft werden. 
Im fränkischen Reich ist der Staat unter Karl d. Gr. der kirchlichen 
Gesetzgebung sogar voran gegangen, indem er unter Hinweis auf die 
hl. Schrift und die Erlässe kirchlicher Autoritäten ein allgemeines fUr 
alle Christen geltendes Zinsverbot erließ. Die traurigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse, insbesondere die sehr bedrängte Lage des Bauernstandes, 
der in erster Linie auf Darlehensgewährung zur Ermöglichung einer 
Existenz angewiesen war, dann offenbar auch die Anschauung, daß 
der Staat berufen sei, seine Normen in Uebereinstimmnng mit dem, 
was als ius divinum erscheint und von der Kirche als Grundsatz ver¬ 
kündigt wird, aufzustellen, hat zur staatlichen Definition des Zinsver¬ 
botes geführt. Das kirchliche Zinsverbot ist später wiederholt im 

11. und dann auch im 12. Jahrhundert durch allgemeine Kirchen¬ 
gesetze erneuert und der Ausschluß von den kirchlichen Gnadenmitteln 
und Ehrenrechten als Strafe der Uebertretung festgesetzt worden. Aber 
Theorie und Praxis haben ihnen nicht immer die vom Gesetzgeber 
verlangte Beachtung geschenkt. Der Grund für diese Erscheinung 
kann meines Erachtens nicht in formellen Mängeln der Kirchengesetze, 
die ihre Anwendung als nicht praktikabel erscheinen ließen, gelegen 
sein; ich erblicke darin vielmehr die Anzeichen für die bald darauf 
einsetzende, durch wirtschaftliche Momente beeinflußte Entwicklung, 
welche die Kirchengewalt veranlaßt hat, in mehr als einem Punkte 
von den bisher beachteten Prinzipien abzugehen. 

Eine strengere Auffassung tritt zunächst in den Kanonessammlungen 
der vorgratianischen Zeit und im Decretum Gratiani selbst zutage. 
Diese Sammlungen haben die gegen das Zinsennehmen gerichteten 
Aeußerungen der Kirchenväter, die nach Beruf und Absicht ihrer 
Urheber lediglich als Morallehren • vorgetragen wurden, zu Rechtsätzen 
zu erheben gesucht und durch die Berufung auf die kirchlichen Konzil- 
beschlüsse, die ihrerseits wieder auf die hl. Schrift und die PatristL 
schen Autoren sich stutzen, die juristische Bedeutung dieser als grund¬ 
legend erachteten Normen gesteigert. Die dem GRATUNischen Dekret 
nachfolgende Gesetzgebung hat, vermutlich wesentlich gestützt durch 
die von Thomas von Aquino geschaffene rationelle Begründung das 
Zinsverbot nicht nur in dem bisherigen Umfang bekräftigt, sondern in 
einem Punkte sogar noch erweitert. Ein Kirchengesetz vom Ende des 

12. Jahrhunderts dehnt das Zinsverbot, das bisher nur auf Darlehen 
sich bezogen hatte, auf andere Rechtsgeschäfte aus, und ein anderes 
aus dem Anfänge des 18. Jahrhunderts bestimmte, daß es auch für 
Juden Geltung haben sollte. Bisher konnte das Zinsverbot vermöge 
der rechtlichen Wirkungen, welche mit seiner Uebertretung verbunden 
waren, auf Personen, die der kirchlichen Gemeinschaft nicht angehören. 
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keine Anwendung finden. Da erwies sich nun meines Erachtens die 
scholastische Begründung des Zinsverbotes, die seine Geltung auf das 
Natorrecht zurückführt, als bedeutsam, denn das Naturrecht, das war 
die logische Konsequenz, gilt fllr alle Menschen ohne Unterschied des 
Glanbens. Die Nachteile, die hier an die Uebertretung des Kirchengesetzes 
geknüpft werden, liegen für die unmittelbaren Delinquenten in der Ver¬ 
mögenssphäre, zur Sicherung seiner Wirksamkeit werden auch fllr die 
der Kirche Angehörigen ergänzende Bestimmungen erlassen. Die 
zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts bringt ein Kirchengesetz, welches 
in seinen Strafbestimmungen schon ziemlich weit Uber die spezifisch 
kirchlichen Strafmittel hinausgreift; aber auch diese scharfen Maß¬ 
nahmen sind nicht von Erfolg begleitet gewesen. Es tritt die merk¬ 
würdige Erscheinung zutage, daß die kirchlichen Dekrete auch dort, 
wo man am ehesten eine mit den Kirchengesetzen in Einklang stehende 
Handlungsweise erwarten zu können glaubt, nicht beachtet wurden, 
und was bisher als unerhört gegolten hatte, trat ein, es machten sich 
Stimmen bemerkbar, welche die Kirchenlehre als unrichtig hinstellten 
und die Sündhaftigkeit des Zinsennehmens leugneten. Die Kirche 
schritt auch gegen diese Bewegung ein: aber die Zeit war eine andere 
geworden, als es jene war, in welcher die kirchliche Norm zuerst 
aufgestellt wurde. Die Aufgabe der kirchlichen Gesetzgebung und Juris¬ 
diktion mußte in der Folge darin bestehen, zu den neu entstehenden 
und im praktischen Leben sich immer mehr ausbreitenden Geschäfts¬ 
typen Stellung zu nehmen, Es wurden, indem man an dem über¬ 
kommenen Zinsverbot festhielt, eine Reihe von „Ausnahmen“ anerkannt, 
die in Wirklichkeit einen völligen Durchbruch des Prinzipes bedeuten'); 
es geht jetzt de facto nicht mehr gegen das Zinsennehmen überhaupt, 
sondern nur gegen den übermäßigen Zins, den Wucher in unserem Sinne. 

Die neuzeitliche Entwicklung nimmt ihren Ausgangspunkt von 
Calvin ; er hat die Unfruchtbarkeit des Geldes und das biblische Zins¬ 
verbot geleugnet und auch die zutreffende Ansicht vertreten, daß 


1) Man ist so weit gegangen, in der entgeltlichen Ueberlassung von Bar¬ 
mitteln an die verschiedenen charitativen Zwecken gewidmeten Leihhäuser 
(montes) ein unanfechtbares Geschäft zu erblicken, das nicht als Darlehen, 
sondern als Beteiligung nach Art der Gesellschaft oder des Rentenvertrages 
aufgefaßt wurde, und vermöge dieser Analogie als vollkommen einwandfrei 
erscheinen mußte. Als Grund fiir die Leistung des Entgeltes galt der ent¬ 
gangene Gewinn; dabei wurde aber — der Verf. geht darüber ohne ein Wort 
der Kritik hinweg — die Provenienz der Mittel, aus welchen die Kapitalisten 
ihre Vergütung bezogen, ganz übersehen, die sämtlich doch aus den Bei¬ 
trägen armer Leute stammten. Unter bestimmten Voraussetzungen wurden 
auch beim Darlehensvertrag Zinsen zugelassen. Die rationelle Begründung 
wurde dadurch geschaffen, daß man den Darlehensvertrag in einen „reinen 
Darlehensvertrag“ und einen ihm angehängten Versicherungsvertrag schied. 
Diese Konstruktion zeigt, zu welchen bedenklichen Mitteln man seine Zuflucht 
nehmen mußte, um das Prinzip aufrechtzuerhalten und doch den praktischen 
Bedürfnissen entgegenzukommen. Man griff zu juristischen Finessen und 
Übersah ganz, daß die Produktivität des Geldes doch nur durch fremde Arbeit 
erzielt wurde, in dem zugelassenen Zins also die verpönte Aneignung des 
Produktes fremder Tätigkeit lag. 
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Grundstücke ebenso wie Geld nur iu Verbindung mit der menschlichen 
Arbeit einen Ertrag liefern. Calvin erklärt den Darlehenszins, der 
innerhalb der Schranken eines Zinsmaximums sich hält, für allgemein 
zulässig und statuiert lediglich für das Notdarlehen eine Ausnahme. 
Es ist richtig, daß die neue Lehre aus der Gestaltung der wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse hervorgegangen ist und durch die Entwicklung, 
welche die kanonistische Wucherlehre seit der Zeit des ausgehenden 
Mittelalters genommen hatte, vorbereitet war. Aber die Bedeutung der 
CALViNschen Lehre darf meines Erachtens doch nicht unterschätzt 
werden; ihr Urheber hat, indem er das kirchliche Zinsverbot leugnete, 
ähnlich wie Thomas von Aquiko die nicht durch ein spezielles ius 
divinum gebundene Vernunft und Moral zum entscheidenden Faktor 
gemacht, und durch die vertiefte Erfassung der verschiedenen Funk¬ 
tionen des Geldes ist er Uber Thomas hinausgegangen; er hat ohne 
jeden Vorbehalt die Konsequenz, die sich aus der geänderten wirtschaft¬ 
lichen Lage ergab, gezogen und damit wahrhaft befreiend gewirkt. 

Durch die Negation eines kirchlichen Zinsverbotes wurde jetzt auch 
der Grund geschaffen für die Entfaltung einer staatlichen Gesetz¬ 
gebungstätigkeit, die zu seiner Derogation führte. Die Entwicklung 
in Deutschland war für die kirchliche Literatur und Gesetzgebung der 
Anlaß zur Prüfung der. Frage, ob das Staatsgesetz allein schon einen 
gültigen Titel für das Zinsennehmen bilde; sie wurde von den kirch¬ 
lichen Juristen schon am Ende des 16. und dann wiederum des 18. Jahr¬ 
hunderts, in letzterem allerdings nicht immer mit imponierenden Grün¬ 
den 1 ) im bejahenden Sinn beantwortet. Die kirchliche Gesetzgebung 
hat sich in der Hauptsache auf den Standpunkt der mittelalterlichen 
Entwicklung gestellt und einer präzisen Stellungnahme ausweichend 
diese Auffassung nicht approbiert. Mehrfache positive Entscheidungen 
der Kirche, die aus Anlaß von Anfragen in praktischen Fällen des 
Kirchenlebens ergangen sind, gestatten ohne Rücksicht auf die Zwecke 
des Darlehens einen mäßigen Zins zu nehmen. Der Verf. ist gewiß im 
Rechte, wenn er diese schon vor dem Kodex auftretende mildere 
Praxis mit den geänderten wirtschaftlichen Verhältnissen*) und der 


1) Das Argument, daß das Zinsdarlehen von christichen Fürsten gestattet 
sei, und diese niemals etwas, was gegen die Moral gerichtet ist, gestatten, 
imputiert ihnen eine moralische Vollkommenheit, die mit der historischen 
Wirklichkeit nicht recht harmoniert. 

, 2) Der Verf. sieht in dem Standpunkt der Kirche das von Erfolg be¬ 
gleitete Streben verwirklicht, unter Festhaltung des ethischen Prinzips sich 
den wechselnden ökonomischen Verhältnissen voll anzupassen, und weist 
daher die von den Vertretern der strengeren Moral einerseits, der liberalen 
WirtschaftsauffaBsung andererseits geltend gemachten Einwendungen als un¬ 
begründet ab. Aber man wird die erhobenen Vorwürfe nicht ganz ungerecht¬ 
fertigt ansehen können. Wie oft ist von den Kirchenvätern angefangen 
bis Tn die neuere Zeit das kirchliche Zinsverbot als in der hl. Schrift uud 
auf unverbrüchlichen Moralgesetzen beruhend dargestellt worden. Und daß 
die kirchliche Gesetzgebung nicht immer sofort den wirtschaftlichen Bedürf¬ 
nissen sich angepaßt hat, ist unbestreitbar und für den Rechtshistoriker, der 
da weiß, wie das Gesetz dem Wirtschaftsleben immer nachhinkt, keine 
befremdliche Erscheinung. 
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Funktion, welche das Geld in der modernen Volkswirtschaft zu erfüllen 
hat 1 ), in Verbindung bringt. 

Der Verfasser hat es unternommen, die widerspruchsvolle Formu¬ 
lierung des neuesten kirchlichen Zinsgesetzes mit den Mitteln der histo¬ 
rischen Wissenschaft aufzuklären, und et hat damit zweifellos den Weg 
gewählt, der allein die Aussicht auf eine befriedigende Lösung des 
'Problems eröffnet. Als katholischer Theologe steht er auf dem Stand¬ 
punkte einer absoluten, in der kirchlichen Glaubens- und Sittenlehre 
gegründeten Moral und damit auch der Anerkennung des Naturrechts, 
das der Rechtshistoriker, der mit seiner historischen Grundauffassung 
Ernst macht, allerdings ablehnen muß. Man muß dem Verf. das 
Zeugnis ausstellen, daß er seinen theologischen Anschauungen keinen 
Einfluß auf die Feststellung der Tatsachen einräumt und redlich bemüht 
ist, die historische Wahrheit zu finden. 


1) Es ist auch, wie ich hinzufügen möchte in dem komplizierten Wirt¬ 
schaftsprozeß der Gegenwart gar nicht möglich, die tatsächliche Verwendung 
des Kapitals, welches einem andern zur Nutzung überlassen wurde, zu Über¬ 
blicken, wie auch die Entstehungsgründe der gegenwärtigen Vermögen sicli 
größtenteils der, exakten historischen Feststellung entziehen. 



Zur Geschichte der Wiener Geserah. 

Von 

Otto H. Stowasser. 

[Samuel Krauss, Die Wiener Geserah vom Jahre 1421. Wien, Brau- 
mllller 1920.] 

Es ist zur FUnfjahrhundertfeier der Wiener Judenverfolgung von 
1420/21 ein Buch erschienen, betitelt die Wiener Geserah vom Jahre 
1421, das Samuel Krauss zum Verfasser hat. Vom Standpunkte des 
bewußten Judentums ist es begreiflich, daß man den Opfern der da¬ 
maligen Katastrophe ein Denkmal sfetzen wollte, und es wäre auch 
wissenschaftlich sehr verdienstvoll und zu begrüßen, wenn die Ge¬ 
schichte der Juden in Oesterreich während des Mittelalters einmal neu 
untersucht würde. Seit J. E. Scherer sein Buch Uber die Rechtsver¬ 
hältnisse der Juden in den deutlichösterreichischen Ländern erscheinen 
ließ (1901), ist ja zumal für Wien viel Material besser zugänglich ge¬ 
worden. 

Eine Jubiläumsschrift rechnet man gern von vorneherein nicht zu 
jener Literatur, von der man eine Förderung wissenschaftlicher Er¬ 
kenntnis erwartet Nach Krauss’ eigenen Worten kam er aber nur 
durch Zufall zur Rolle des Jubelschriftstellers, denn schon seit Jahren 
befaßt er sich mit Studien Uber die Wiener Geserah und sagt selbst, 
er hoffe, mit diesem Buche den Opfern von 1421 ein monumentum 
aere perennius errichtet zu haben. Wer so große Worte gebraucht 
muß gefaßt sein, mit einem strengen Maßstab gemessen zu werden, 
gar dann, wenn er doch nach seinen eigenen Worten bemüht war, 
das Bild zu einem Gemälde der ganzen Zeit auszugestalten, und selbst¬ 
bewußt hinzufügt: ich darf wohl hoffen, daß ich ganz originelle Striche 
dazu aufgetragen habe. 

Krauss’ Unterfangen war nicht leicht. J. E. Scherers bereits ge¬ 
nanntes Buch ist eine so glänzende Leistung, daß nur mühsamste 
Forscherarbeit, die bis ins einzelnste geht, eine wirkliche Förderung 
mehr erwarten läßt. Schon Ignaz Schwarz hat an sich erfahren, wie bös 
es ist, ein wirklich gutes Buch als Vorarbeit vor sich zu haben, als er 
seine „Geschichte der Juden in Wien“ schrieb r ). Er bot im wesent¬ 
lichen nur einen Auszug aus Scherers tiefschürfendem, gelehrten Werk, 
obwohl gerade er ein guter Kenner eben jener Quellen ist, die eine 
Vertiefung noch erlaubten; das beweist sein Buch über das Wiener 
Ghetto s ), das vor seiner Abhandlung Uber die allgemeine Wiener Juden- 

1) Erschienen im 5. Bande der Geschichte der Stadt Wien, herausgegeben 
vom Verein für Geschichte der Stadt Wien (früher Altertumsverein). 

2) Das Wiener Ghetto, seine Häuser und seine Bewohner. Quellen und 
Forschungen zur Geschichte der Juden in Deutsch-Oestereich, 2. Band, 1909. 
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geschieht© erschien. Warum er für diese die Wiener Grundbücher, 
die er dort so sorgsam und glücklich benützte, nicht ausbeutete, ist 
mir unverständlich; er hätte im Erfassen der ganzen Entwicklung und 
ihrer Teilerscheinungen damit etwas weiter kommen können als Scherer, 
auf dessen Standpunkt er so im wesentlichen bleiben mußte. 

Auch Krauss kommt Uber Scherer nun nicht hinaus. Allein das 
ist nicht das schlimmste, denn sein Buch muß aus mehrfachen Gründen 
gänzlich abgelehnt werden. Zunächst taugt es als Jubiläumsschrift 
nichts wegen der Form. Es ist in einem schauderhaften Deutsch ge¬ 
schrieben und bringt zu 166 Seiten Text mehr als 80 Seiten An¬ 
merkungen. Wir brauchen uns dabei nicht aufzuhalten, weil das Buch 
ja ausdrücklich als wissenschaftliche Leistung genommen und gewertet 
sein will. Da darf man zwar vermerken, daß es schrecklich schlecht 
geschrieben ist, aber es macht dann bekanntlich weniger. Warum, 
weiß ich nicht, aber man könnte mit einiger Selbstironie als Grund 
anfUhren, weil es ohnedies niemand liest. Wenn dem nun wirklich 
so wäre, könnte ich mich damit bescheiden und brauchte Uber die 
wissenschaftliche Qualität des Buches kein Wort zu verlieren. Aber 
ich fürchte, dieses Buch wird doch gelesen werden, und darum halte 
ich mich für verpflichtet, sein wahres Wesen aufzudecken. Ich schreibe 
dabei als Historiker, der sich mit mittelalterlicher Geschichte befaßt, 
aber leider nicht imstande ist, jüdische Quellen zu benutzen. Es mag 
also sein, daß Kraüss auf diesem Gebiete ein Meister ist — ich weiß 
es nicht. Von den nichtjüdischen Quellen zu unserer Geschichte während 
des Mittelalters versteht er jedenfalls nichts und sein Buch ist in dieser 
Beziehung nicht nur als unwissenschaftlich, sondern als sorglos zu- 
sammengeschriebenes Machwerk zu bezeichnen. 

Ein so hartes Urteil will begründet sein. Krauss hat — um ein 
sehr lehrreiches Beispiel hier gleich anzufUhren — anf S. 121, im Zu¬ 
sammenhang der Besprechung, was der Herzog alles an Gut und Habe 
von den aufgehobenen Judengemeinden einzog, bis auf den Buchstaben 
genau fast abgeschrieben, was bei Scherer S. 418, Anm. 2 zu lesen 

steht. Nur hat er Scherers Anmerkung halb als Text und halb als 

Anm. 786 abgedruckt. Wie eng dieser Anschluß an die treff¬ 
liche Vorlage ist, beweist, daß selbst Scherers Druckfehler mitüber- 
nommen sind. Scherer verweist nämlich auf die Urkunde Lichnowsky, 
V, 816. Richtig muß es aber V, 3163 heißen. Das hat Krauss nicht 
beirrt, sich gleichfalls auf Urkunde V, 316 zu beziehen. Das heißt 

mit andern Worten, er hat das Regest bei Lichnowsky wohl nicht 

nachgeschlagen, sondern sich begnügt, das Buch von Scherer auszu¬ 
schreiben. 

Wie Scherer hat Krauss auch Schwarz’ Arbeiten ausgeschrieben. 
Schwarz hat z. B. in seinem Buche über das Wiener Ghetto Anm. 56 
auf S. 25 gesagt, die Einziehung der Judenhäuser erfolgte schon vor 
der Verurteilung der Juden. Zu dieser Ansicht kam Schwarz durch 
folgenden Schluß: es lagen einst im Archiv der österreichischen Landes- 
fürsten Verzeichnisse der den Juden abgenommenen Schmuckstücke 
und anderer Sachen. Die Verzeichnisse sind verloren, aber sie er¬ 
scheinen noch als Einträge in dem Archivrepertorium, das Wilhelm 
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Putsch io den Jahren 1527—47 anlegteD. Pctsch hot diese Einträge 
im Repertorium. die *ehon Schlager in seinen Wiener Skizzen ab- 
druekte ; . die auch Scherer. Schwarz und Gold mahn 3 ) und gewiß 
noch andere kannten and wieder abdruckten, mit der Jahreszahl 1420. 
versehen. Daraus zog Schwarz den Schluß, daß die Einziehung der 
Jodenhäuser vor der Aburteilung erfolgte, denn die Juden wurden am 
12. März 1421 verbrannt Da muß ich bemerken, daß die Beschlag¬ 
nahme von Gütern gefänglich eingezogener Personen vor Erlassung 
oder Vollstreckung des Urteils die Regel war. Das Urteil gibt dann 
nur die Rechtskraft. Es wird also sicher das jüdische Eigentum gleich 
bei der Haltnahme beschlagnahmt und verzeichnet worden sein — 
bloß die Jahrzahl 1420 im Repertorium von Putsch ist kein Beweis, 
nicht einmal ein Kriterium. Schwarz hat auch in seinem Buche über 
da| Wiener Ghetto 6ieh noch viel vorsichtiger ausgedrückt als dann 
in seiner Abhandlung in der Geschichte der Stadt Wien. Krauss aber 
ließ alle Vorsicht beiseite, nur druckte er (was wirklich unnötig war) 
die Einträge des Repertoriums, nnd zwar in schlechter Weise, nochmals 
ab nnd übersah, daß er Putsch nachschrieb: Kit waiss ich, in was 
widerwärtigkhaiten das bescheen sey. Ungeverlich circa annum domini 
1420. Wenn also Krauss nur halb soviel Sinn für die strenge 
Art wissenschaftlicher Arbeit gehabt hätte wie der Mann, der im 
16. Jahrhundert diese Archivregesten schrieb, dann hätte er erkannt, 
daß diese Datierungen kein Kriterium abgeben können. Und einmal 
auf diesem Wege wäre ihm vielleicht auch der Gedanke gekommen, 
daß die Beschlagnahme vor der Urteilsvollstreckung Überhaupt nichts 
Besonderes ist und nichts beweist für die allerdings unbestreitbare Tat¬ 
sache, daß der Herzog alles Gut der Juden einzog. Daraus aber her¬ 
auszulesen, daß die ganze Judenverfolgung keinen anderen Grund ge¬ 
habt hätte als den, daß der Herzog Geld brauchte, ist so kindisch wie 
einseitig. Man erschlägt die Kuh nicht, die man melken will. Und 
wenn man dagegen behauptet, daß die Juden seit dem Brande in der 
Jndenstadt von 1406 so ganz verarmt waren, daß sie als Stenerobjekt 
nicht mehr in Betracht kamen, so ist das eine unbewiesene Behauptung, 
die allerdings die Quellen klar und deutlich widerlegen. 

Aber Kraüss hat von den Quellen unserer mittelalterlichen Ge¬ 
schichte eben keine Kenntnis nnd versteht ihre Sprache nicht Wenn 
er z. B. aus dem Wortlaute einer Urkunde, in der es heißt, daß ein 
Haus nach der Jaden „venkhnuss“ an den Herzog kam, schließt, daß 
die Einziehung der Judenhäuser nach der Gefangennahme, nicht erst 
nach Verbrennung der Juden stattfand, so trifft das an sich zwar zu, 
aber sein Schluß tat nicht bündig nnd beweist nnr sein volles Unver¬ 
ständnis für die Sprache der Quellen. „Venkhnuss“ ist der Jaden¬ 
prozeß ; eine weitere Unterscheidung lag nicht im Geiste der Urkunden¬ 
sprache jener Zeit. 

1 ) Vgl. meine Abhandlung über das Archiv der Herzoge von Oesterreich 
im 3. Bande der Mitt. des d.-ö. Archivrates, 1919. 

2) Bd. 2, S. 229 ff. (1836!). 

3) Das Judenbach der Scheffstraße zu Wien, Quellen nnd Forschungen 
enr Geschichte der Juden in Deutsch-Oesterreich, 1. Bd. (1908), S. 112 ff. 
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So glaubt Kbauss zu beweisen, daß man alle Form Rechtens bei¬ 
seite schob; denn er erkennt nicht, daß der Herzog doch ganz selbst¬ 
verständlich in dem Augenblicke, in dem er die Juden als Feinde der 
Kirche und des Staates anklagen ließ, ihre Güter einzog. Es gehört 
zur Signatur seiner Quellenkenntnis, daß er hervorhebt, es wäre dem 
Bürgermeister Wiens „aus sundern gnaden“ das erste Judenhaus vom 
Herzog geschenkt worden. Das ist eine Formel und nur, wer die 
Quellen nicht kennt, kann sie bezeichnend linden 1 ). 

In der Art geht es durch das ganze Buch fort. Wo nicht Scherer 
zugrunde liegt, ist im wesentlichen alles falsch und schief gesehen. 
Das zeigt sieb klar auch bei der Verteidigung der Juden gegen die 
feste Ueberzeugung der Zeit, sie hätten den Hussiten Hilfe geleistet 
durch Vorstreckung von Geldern zum Ankauf von Waffen. Krauss 
meint S. 60, es könne das nicht ganz erdichtet sein, und fährt fort: „Es 
wird das also wohl geschehen sein, daß so mancher Jude den Hussiten 
Waffen verkaufte (nicht aber lieferte), denn der Jude handelt eben 
mit allem, was er hat, und mit jedem, der ihn anspricht.“ Ich muß 
gestehen, ob die Juden mit den Hussiten gemeinsame Sache machten 
oder nicht, ist für die historische Beurteilung am Ende weniger wichtig, 
als ob man das glaubte und ftlr wahr hielt. Was aber für ein Unter¬ 
schied ist, ob die Juden den Hussiten Waffen verkauften oder Waffen 
lieferten, vermag ich nicht zu begreifen. Man möchte doch fast lächeln 
Uber die naive Wortspielerei einer solchen Geschichtschreibung, die 
freilich auch naiv genug ist, zu behaupten, selbst wenn die Juden aber 
Waffen nicht nur verkauft, sondern geliefert hätten, hätte der Herzog 
nach Rechten nicht gegen sie Vorgehen und Leib und Gut für ver¬ 
fallen erklären können. Woher weiß denn Krauss dies? Der Knecht 
der Kammer, der es mit dem Feinde hält, wäre nach der Anschauung 
des 15. Jahrhunderts also nicht mit Leib und Gut verfallen? Das 
wäre eine verblüffende Neuigkeit, wenn es nicht eben eine verblüffende 
Unkenntnis der Zeit wäre, zu deren ganzem Gemälde die Einleitung 
schon originelle Striche versprach. 

Ich glaube, das Buch ist genügend gekennzeichnet. Es ist leiden¬ 
schaftlich geschrieben und zwar in einem Ausmaße, daß es mitunter 
aufreizend wirkt und einfach gegen den guten Geschmack verstößt. 
Daß die Freiherren von Pkrkira-Arnstein den Kirchenpatronat in einem 
Orte innebaben, in dem es im 15. Jahrhundert eine Judengemeinde gab, 
klärt die schwebenden Fragen so wenig auf, wie der neuerliche Hin¬ 
weis darauf, daß Karl Lueger, der antisemitische Bürgermeister Wiens, 
von jenem Lueger abstammen soll, der nach dem Bericht der Klostcr- 
neuburger Chronik eine getaufte Jüdin damals zur Frau nahm 2 3 ). Man 
merkt den fanatischen Haß und wird verstimmt oder zum Lachen ge¬ 
reizt. Und vollends der Satz: Wie es sich christelt, so jüdelt es sich 
auch») hat keinen Platz in einem angeblich wissenschaftlichen Werke 

1) Zur Quellenkenntnis des Verfassers merke ich an: Anm. 449 bringt 
das Geständnis, daß Krauss nicht weiß, was „aindlef Pfund“ bedeutet 
ond er also dafür X einsetzt. Ich glaube, das genügt. 

2) Anm. 424 und 802 b. 

3) Anm. 889. 
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und in einem Buche znr Verherrlichung des Judentums wurden ihn 
wohl gerade die Juden lieber missen. 

Kbauss hat sich eben m. E. sein Ziel zu hoch gesteckt Hätte er 
ruhig und bescheiden ein Buch des Gedächtnisses für die Opfer der 
Katastrophe von 1421 geschrieben, dann hätte er vielleicht dem Juden- 
tume einen Dienst erweisen können. Aber da er ein historisches Werk 
schaffen wollte und zu diesem Vorhaben alles das nicht mitbrachte, 
was nötig gewesen wäre, nämlich Kenntnis der Quellen und wenigstens 
den guten Willen zur Objektivität, verstrickte er sich in die feierliche 
Toga und tat einen jämmerlichen Fall, bei dem sein Werk und die 
Sache arg zu Schaden kamen. Es ist bezeichnend für den Mann nnd 
den Geist, in dem er schrieb, daß er einer Urkunde des Herzogs stets 
weniger zu glauben geneigt ist, als den Worten des jüdischen Ver¬ 
fassers der Geserah, obwohl jene ein Rechtsdokument und diese eine 
Schrift zur Verherrlichung der Märtyrer ist. Krauss glaubt den Worten 
der Geserah, daß die frommen Juden angesichts des Scheiterhaufens, 
auf den sie eine von Haß und Habsucht verblendete Justiz warf, „an¬ 
hoben zu tanzen und zu springen, als ob es zur Hochzeit ginge“. Einem 
so starken Glauben gegenüber bleibt nur übrig, ihn schweigend zu 
ehren, vorausgesetzt, daß er nicht mit dem Anspruch auftritt, als Wissen¬ 
schaft genommen zu werden, was in dem Falle leider geschah, und 
zwar in einer Form und Art geschah, die den Vertreter dieses An¬ 
spruchs jeder Rücksichtnahme berauben. 

Die Geschichte der Wiener Geserah, d. h. die Geschichte der Juden 
in Wien und Oesterreich während des Mittelalters, hat durch dieses 
Buch, soweit das nichtjüdische Quellenmaterial in Betracht kommt, 
nicht die geringste Förderung erhalten, und dieses Buch wird in Hin¬ 
kunft jedem Forscher mehr im Wege stehen, als ihm nützen. Das ist 
bedauerlich. Denn das Thema verdiente eine Untersuchung, weil ja 
noch manches zu finden und zu sagen ist. Es wäre schade, wenn 
dieses schlechte Buch als Abschreckungsmittel wirkte, und ich will 
daher auf einiges noch hinweisen und gebe mich der Hoffnung hin, 
damit vielleicht zu meinem Teile dies zu verhindern und andern doch 
wieder Lust zu machen, an die Judengeschichte trotzdem heranzutreten. 

Die Geschichte der Juden im Mittelalter ist wesentlich vom wirt¬ 
schaftlichen Standpunkt zu betrachten und gerade so betrachtet scheidet 
sich die Geschichte der Wiener Judenschaft deutlich in zwei Teile. 
Das Trennungsjahr ist 1338. Damals wurde der Zinsfuß des jüdischen 
Geldgeschäftes von 173 auf 65°/« herabgesetzt und blieb so bis zur 
Austreibung der Juden im Jahre 1421. Das bedeutet natürlich, daß 
seit dem Einschnitt von 1338 nun eine neue Entwicklung läuft und 
man kann die Geschichte der Wiener Geserah nur schreiben, wenn 
man eben diese Entwicklung von der Mitte des 14. Jahrhunderts her¬ 
wärts bis zur Katastrophe im Jahre 1421 einheitlich in3 Auge faßt. 
Es war dies auch m. E. der Grundfehler von Krauss, daß er die 
Katastrophe losgelöst von der Entwicklung der vorangehenden acht 
Jahrzehnte betrachten und schildern wollte; denn es ergibt sich von 
selbst, daß die Verfolgung von 1421 nur ein Ausbruch fanatischen 
Judenhasses sein kann, dessen Begründung, ob er nun berechtigt war 
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oder nicht, in der Vergangenheit zu suchen ist. Daß der Brand von 
1406 die Juden so verarmen machte, daß sie der Herzog, fUr den sie 
bislang eine Geldquelle ersten Ranges gewesen waren, achtlos dem 
Hasse seiner andern Untertanen preisgab, ist, abgesehen von der Un¬ 
richtigkeit dieser Behauptung, doch auch keine Begründung des Juden¬ 
hasses, der hier vielmehr einfach als gegeben angenommen und ein¬ 
gesetzt' wird. Er bestand. Aber warum er die Menschen damals so 
sehr erfüllte, will doch erschlossen sein. Der religiöse Gegensatz allein 
erklärt ihn nicht und seine wirklichste und wirksamste Grundlage war 
ohne Zweifel wirtschaftlicher Natur. 

Wenn man 1888 den Gewinn der Juden aus ihrem Geldleihege- 
schäft beschränkte, so ist das wohl ein Beweis dafür, daß man die 
bisherigen l73 ft /o als zu hoch und zu drückend empfand. Schwarz 
hat nun wohl die Vermutung ausgesprochen, daß sich die Wiener Juden 
meist mit geringerem Gewinn als mit 173% begnügt hätten. Der 
Mangel an Quellen läßt hier eine Entscheidung nicht zu. Wohl aber 
ist sicher, daß der 1338 festgelegte Zinsfuß von 65 % den Juden nicht 
genügte und sie das Gesetz zu umgehen wußten. Artüb Goldmann 
hat in der Einleitung zu dem Bchon genannten Judenbuch der Scheff- 
straße nachgewiesen, daß die jüdischen Geldleiher folgenden Ausweg 
fanden. Sie liehen das Kapital bis zu einem bestimmten Termin an¬ 
geblich zinsfrei. Natürlich schlugen sie in Wahrheit zu dem wirklich 
vorgestreckten Kapital ihre Zinsen schon darauf, aber nach außen ver¬ 
bargen sie so die Höhe des geforderten Zinses. Und wäre selbst der 
in diesem zinsfreien Darlehen verborgene Zins nicht höher gewesen als 
65 %, von dem Augenblick, in dem die angebliche Zinsfreiheit endete, 
nahm der jüdische Wechsler eben nicht 65 % Zins, sondern er nahm 
Zinseszins. Ich gebe ein Beispiel. Die Jüdin Slöemlin leiht 1396 dem 
Niklas Chuen 10 Pfund Pfenninge zinsfrei bis zu den nächsten Ostern 
und verlangt von da ab 3 Pfenninge vom Pfund in der Woche. Die 
Jüdin gab nicht 10 Pfund, sondern sie gab eine geringere Summe, 
die zu gebeimgehaltenem Zinsfuß am nächsten Ostertag 10 Pfund aus¬ 
machte, und verlangte nun von dieser Summe, die aus Kapital und auf¬ 
gelaufenen Zinsen besteht, 3 Pfenning Zins in jeder weiteren Woche 1 ). 
So umgingen die jüdischen Geldleiher das Gebot von 1338 und hielten 
ihren wahren Gewinn geheim. Von den im Judenbuch der Scheff- 
straße verzeichneten 345 Darlehensgeschäften aus den Jahren 1389 bis 
1420 sind z. B. 80 vom Hundert mit einem solchen, angeblich zinsfreien, 
ersten Ruckzahlungstermin abgeschlossen und nur ein Fünftel der Ge¬ 
schäfte läßt die wahre Höhe des Zinsfußes erkennen, wobei der Zins 
natürlich vom ersten Tag an läuft. Es steht also fest, daß sich die 
jüdischen Geldleiher mit dem Zinsfuß von 65 % nicht gern begnügten. 
Was aber darüber war, war auch in den Augen jener Zeit Wucher. 
Und Wucher erzeugt Haß. 

Diesen Judenhaß bezeugt so manche Chronikstelle jener Zeit und 
ich möchte in diesem Zusammenhänge nur auf etwas hinweisen, was, 
soviel ich sehe, bisher nicht recht beachtet wurde. Die in der zweiten 


1 ) Goldmann, S. 85 u. XVIII f. 
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Hälfte des 14. Jahrhunderts von einem der Wiener Universität nahe¬ 
stehenden Manne verfaßte Fabelchronik der 97 Herrschaften*) beginnt 
mit jüdischen Fürsten. Das entspricht der Sucht, womöglich an 
biblische Ueberlieferungen anzuknüpfen, gleichwie es richtig ist, daß 
die Juden selbst gerne glaubten und glauben machten, sie wären schon 
vor Jesu Zeiten in diese Länder gekommen und also an Christi Opfer¬ 
tod unschuldig*). Wenn wir aber den judenfeindlichen Sinn des Ver¬ 
fassers der Chronik in Betracht ziehen, der doch so und so oft durch¬ 
bricht, dann wird uns der Name, den er der ersten Landesherrschaft 
gibt, Judeis apta, wohl nur als Prophezeiung ex eventu anmuten. Der 
Mann, der Oesterreichs erster Landesherrschaft den Namen (terra) 
Judeis apta gab und an einer andern Stelle seiner Chronik schrieb s ): 
doch sind die Juden bey der christenbeit alz ain maus in der taschen, 
hat sich sicherlich bei solcher Namengebung von recht unfreundlichen 
Gefühlen leiten lassen. Sagt doch auch der demselben Kreise nahe¬ 
stehende Verfasser der Wiener Annalen einmal voll Ingrimm: „also ist 
Österreich der Juden verhaissen und gesegent land“, und behauptet: 
„di (Juden) habend irer poshait mer recht und gwalt in Österreich denn 
nyndert in der wellt“ 1 2 3 4 5 ). 

Wir haben aber noch ein anderes, bisher unbeachtet gebliebenes 
Zeugnis für den Judenhaß jener Zeit, das zugleich auch sonst ein sehr 
beachtenswertes Licht auf die ganze Sache wirft. Die Neuregelung 
des gesetzlichen Zinsfußes im Jahre 1388 vermochte, wie wir gesehen 
haben, nicht zu verhindern, daß höhere Zinsen oder Zinseszins gefordert 
wurden, und so dürfen wir uns auch nicht wundern, wenn die ständigen 
Streitigkeiten zwischen Schuldnern und Gläubigern fortdauerten. Gern 
wurde nun von den Schuldnern behauptet, ihr Siegel sei unter den 
Juden gefälscht, die Urkunde in jüdischer Hand also nicht glaubwürdig. 
Es ist sicher von Christen wie Juden solcher Betrug durch Siegel¬ 
fälschung geübt worden. Das beweisen bekannte Fälle 6 ) und beweist 
am besten Herzog Albrechts III. Goldschmiedeordnung von 1366, die 
schon Scherer in diesem Sinne heranzog *). Es ist auch sicher anzu¬ 
nehmen, daß mancher Schuldner so einen Ausweg gesucht hat. Diese 
Verhältnisse erheischten eine Ordnung und so ging schon Albrecht II., 
der doch gewiß nicht judenfeindlich war, daran, hier ein Recht zu 
schaffen. Er setzte nämlich, um diese Siegelfälschungen und die damit 
verbundene Rechtsunsicherheit zu vermeiden, fest, daß fortan alle Schuld¬ 
urkunden zwischen Christen und Juden vor eigens bestellten Notaren 
zu verlautbaren wären und nur dann rechtskräftig sein sollten, wenn 
sie in die Register dieser Notare eingetragen wären. 


1) Edd. Seehüller, Mon. Germ. Deut. Chron. 6. 

2) Vgl. Schwarz, Geach. Wiens, V, S. 4. 

3) S 184 

4) Ebenda S. 238, Z. 22 und 2. 

5) Schlager, Wiener Skizzen H, S. 89 nach dem Fronbuch der Herzoge 
von Oesterreich (Staatsarchiv Wien Hs. 48, Fol. 36 *): Hie ist gemercht, dar 
Linhart der Vrbetzsch verruefft hat seins vaters insigel und daz sein ze dem 
ersten mal, daz under den Jaden gefelscht ist worden. 

6) S. 390. 
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Dieses Judenbach Herzog Albrechts II. ist verloren, wir haben aber 
mittelbar von ihm doch nähere Kunde. Als nämlich Wilhelm Putsch 
sein schon genanntes Repertorium anlegte, war das Judenbuch Al¬ 
brechts II. noch vorhanden und es erscheint daher in folgendem Eintrag 
vermerkt: Ain gar praits puech in gelb pergamen gepunden, darinn 
seint durch verordent cristenlich notari registriert der Juden in Oester¬ 
reich hänndl und conträct mit den Cristen, damit sy die Cristen mit 
den falschen siglen nit mer betriegen, so dieselben Sachen darinn nit 
registriert befunden werden. Angefangen anno 1840 l ). 

Als Schlager diesen Eintrag las, war das Buch schon verloren. 
Aber noch Ende des 18. Jahrhunderts befand es sich im Wiener Staats¬ 
archiv und damals wurde die Einleitung des Buches, deren Regest uns 
in dem Eintrag bei Putsch vorliegt, abgeschrieben. Diese Abschrift 
hat sich erhalten. Die Einleitung aber ist vom 5. Juni 1840 datiert 
und hat folgenden Wortlaut: 

In nomine domini amen. Ne per curricula temporum aut varietate 
personarum ea, que rite aguntur et sub tempore licite contrahuntur, 
per calumpniam hominum dispendium paciantur aut per oblivionem 
valeant aliquatinus infirmari, expedit, ut sicut gesta fuerint raeraorie 
hominum et scripturarum Serie perhennentur. Innotescat ergo universis 
tarn presentibus quam futuris, quod magnificus princeps dominus Albertus 
illustris dux Austrie, Stirie et Karinthie meram suorum adtendens ne- 
cessitatem fidelium neenon dampna plurima et contenciones litigiosas, 
que hucnsque ex infamia gravi Judeorum de falsitate sigillorum et 
Utterarum viguerunt et ad ipsius audienciam sepe sepius querulose 
pervenerunt, ipse vero motus virtute propria neenon gracia speciali 
habita deliberacione matura ex communi consilio suorum nobilium et 
prudentum pretactam infamiam et errorem radicitus extirpavit et ad 
pretacta mala amplius evitanda viam perfectam et modum utilem suis 
fidelibus tarn Christianis quam Judeis et securissimum sui gracia novi